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  Abstract 
 
 
 Abstract 
Die berufliche Integration von Personen mit einer 
psychischen Beeinträchtigung stellt für alle 
Beteiligten eine Herausforderung dar. Daher ist es 
wichtig, förderliche Faktoren und Vorgehensweisen 
zu kennen, die einen Integrationsverlauf positiv 
beeinflussen können. Die Invalidenversicherung hat 
den Auftrag, den Versicherten die entsprechende 
Unterstützung zukommen zu lassen. Damit dies 
wirkungsvoll möglich ist, müssen durch die 
Integrationsinstrumente der IV die förderlichen 
Faktoren zum Tragen kommen.  
Die Forschung bringt hervor, dass das Konzept 
Supported Employment dabei als wirkungsvolle 
Vorgehensweise gilt. Zudem ist eine Vielzahl 
förderlicher Faktoren bekannt, die die Autorin nach 
den Themen “Allgemeines zum Vorgehen für eine 
erfolgreiche berufliche Integration“, “Teilnahme an 
einem Integrationsprogramm“, “Vorgehen nach 
Konzept Supported Employment“ und “Zusammen-
arbeit mit Arbeitgebenden“ kategorisiert. Aufgrund 
der Analyse der Instrumente kommt die Autorin zum 
Schluss, dass die IV über die passenden 
Möglichkeiten verfügt, damit eine Mehrheit der 
förderlichen Faktoren umgesetzt und angewendet 
werden kann. Jedoch bleiben Fragen offen bezüglich 
der konsequenten Anwendung der Integrations-
instrumente durch die IV-Stellen. Die Umsetzung 
muss daher vereinheitlicht werden. Für die Zukunft 
erachtet die Autorin zudem eine intensivierte 
Zusammenarbeit zwischen den IV-Stellen und den 
Arbeitgebenden als besonders wichtig. Dies auch, 
damit vermehrt das Konzept Supported Employment 
angewendet werden kann. 
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Vorwort 
Die Verfasserin der vorliegenden Master-Arbeit ist im beruflichen Kontext als Sozialarbeiterin 
in der Sozialberatung einer grossen Behindertenorganisation tätig. Dabei ist sie täglich mit 
der Problematik der beruflichen Integration von Personen mit psychischen 
Beeinträchtigungen konfrontiert. Immer wieder sind für sie die Fragen aufgetaucht, welche 
Erkenntnisse die Forschung zum Thema gelingende berufliche Integration hervorbringt und 
wie dazu die aktuelle Gesetzgebung der Invalidenversicherung steht. Oder pointiert 
ausgedrückt: Kann man den Betroffenen das Richtige bieten? Die Master-Arbeit hat die 
Chance geboten, diesen Fragen vertieft nachzugehen. Bei der Erarbeitung der jetzt 
vorliegenden Arbeit hat die Verfasserin viele neue Erkenntnisse gewonnen. Diese flossen 
wiederum in die tägliche Arbeit ein, und die berufliche Begleitung von psychisch 
beeinträchtigten Personen wurde noch spannender. Das Fazit ist für die Autorin somit klar: 
Die vielen Stunden auf dem Weg zum jetzt vorliegenden Ergebnis haben sich bereits vor 
dem Setzen des Schlusspunkts aus persönlicher und beruflicher Sicht ausbezahlt. In diesem 
Sinne bedankt sich die Verfasserin insbesondere bei ihren Interviewpartnerinnen und  
-Partnern sowie den Korrekturleserinnen und -Lesern recht herzlich. 
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1. Einleitung 
In diesem einleitenden Kapitel wird als Ausgangslage die aktuelle thematische Relevanz der 
vorliegenden Master-Arbeit dargelegt. Anschliessend folgen die detaillierten Fragestellungen. 
Für deren Beantwortung muss das grosse Thema der beruflichen Integration von Personen 
mit einer psychischen Beeinträchtigung eingegrenzt werden. Welche thematischen Aspekte 
auf den nächsten Seiten speziell beleuchtet werden, wird in dieser Einleitung ebenso 
dargelegt wie die Zielsetzung, das Vorgehen und der Aufbau der Arbeit. Im letzten 
Unterkapitel dieses ersten Kapitels folgen Ausführungen zur Adressatenschaft. 
1.1. Ausgangslage 
Die Anzahl von Personen, die eine Rente der Invalidenversicherung (IV) beziehen, war 
zwischen 1996 und 2006 von 208‘000 auf 299‘000 angestiegen. Dabei hat die Anzahl derer, 
die aufgrund einer psychischen Problematik eine Rente erhalten, überdurchschnittlich 
zugenommen. Die per 01. Januar 2008 in Kraft getretene 5. Revision des Bundesgesetzes 
über die Invalidenversicherung (IVG) hatte zum Ziel, mit neuen Integrationsinstrumenten 
insbesondere für Menschen mit psychischen Erkrankungen deren Eingliederungschancen zu 
verbessern (Alard Du Bois-Reymond, 2007, S. 284). Seit diesen Änderungen sind bereits 
fünf Jahre vergangen. Die Verfasserin der vorliegenden Arbeit stellt bei ihrer 
sozialarbeiterischen Tätigkeit in der Praxis fest, dass die berufliche Integration psychisch 
erkrankter Personen noch immer für alle Beteiligten eine grosse Herausforderung darstellt. 
So haben auch Holger Hoffmann (1999) und Philippe Rabillard (2010) festgehalten, dass 
psychisch beeinträchtigte Personen von allen Bevölkerungsschichten am schwierigsten in 
einen modernen Wirtschaftsbetrieb integrierbar sind (Hoffmann, S. 211; Rabillard, S. 358f). 
Es drängt sich daher die Frage auf, was für eine erfolgreiche berufliche Eingliederung 
psychisch beeinträchtigter Personen unternommen werden muss und ob die Gesetzgebung 
der IV dafür die notwendigen Rahmenbedingungen und Instrumente zur Verfügung stellt. 
Aufgrund dieser Überlegungen sind die folgenden Fragestellungen entstanden. 
1.2. Fragestellung 
Die Hauptfragestellung der vorliegenden Master-Arbeit lautet: 
Welche Faktoren fördern eine erfolgreiche berufliche Integration von Personen mit einer 
psychischen Beeinträchtigung, und leisten die Integrationsinstrumente der IV die 
entsprechende notwendige Unterstützung dafür? 
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Damit diese Hauptfragestellung beantwortet werden kann, ist eine Unterteilung in die 
folgenden untergeordneten Fragestellungen notwendig: 
- Welche Faktoren und Vorgehensweisen fördern eine erfolgreiche berufliche 
Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung in den ersten 
Arbeitsmarkt? 
- Welche Integrationsinstrumente bietet die IV nach dem aktuellen Stand der 
Gesetzgebung Personen mit psychischen Beeinträchtigungen für die berufliche 
Integration? 
- Werden durch die Integrationsinstrumente der IV die bestehenden Erkenntnisse über 
erfolgreiche berufliche Integration von Personen mit psychischen Beeinträchtigungen 
genügend umfassend aufgegriffen oder braucht es weiterführende Massnahmen, und 
wenn ja welche? 
1.3. Eingrenzung des Themas 
Das Thema der beruflichen Integration von Menschen mit einer psychischen 
Beeinträchtigung ist gross und bedarf daher einer Eingrenzung. Im Rahmen dieser Arbeit 
werden primär psychisch erkrankte Personen fokussiert, die vor Kurzem aus 
gesundheitlichen Gründen aus dem Erwerbsprozess ausgeschieden sind oder drohen 
auszuscheiden. Dabei wird nicht differenziert auf spezifische Störungsbilder eingegangen, 
sondern es wird allgemein von Personen mit einer psychischen Erkrankung gesprochen. Bei 
den förderlichen Faktoren wird ebenfalls keine Unterscheidung nach den verschiedenen 
Krankheitsbildern vorgenommen, stattdessen geht es um allgemein förderliche Faktoren für 
die berufliche Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung. Diese 
Verallgemeinerungen sind notwendig, damit die Master-Arbeit im vorgegebenen Umfang 
verfasst werden kann. Die Verfasserin weist aber bereits an dieser Stelle explizit darauf hin, 
dass für eine erfolgreiche berufliche Integration immer Fachwissen über die spezifische 
Erkrankung und die damit verbundenen Bedürfnisse und Einschränkungen notwendig ist, um 
adäquate Unterstützung bieten zu können. In diesem Sinne dürfen die vorgenommenen 
Verallgemeinerungen nicht darüber hinwegtäuschen, wie individuell berufliche Integration 
angegangen werden muss. Eine weitere Einschränkung wird vorgenommen, indem in dieser 
Arbeit nicht auf die grosse Problematik von Personen eingegangen wird, die bereits seit 
längerer Zeit erwerbsunfähig sind, eine Rente der IV beziehen und wieder integriert werden 
sollten (sogenannte Eingliederung aus Rente). Das gesamtschweizerische IVG wird kantonal 
von den entsprechenden IV-Stellen angewendet und umgesetzt. Für die vorliegende Arbeit 
werden die genaueren Gegebenheiten des Kantons Zürich berücksichtigt. Dort ist die IV-
Stelle bei der Sozialversicherungsanstalt Zürich angegliedert. 
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1.4. Zielsetzung, Vorgehen und Aufbau 
Mit dieser Arbeit wird zum einen das Ziel verfolgt, die Faktoren, welche nach dem aktuellen 
Stand der Erkenntnis die berufliche Eingliederung von Personen mit psychischen 
Beeinträchtigungen begünstigen, zusammenfassend darzustellen. Dazu wird in der Literatur 
gezielt nach Forschungsergebnissen und erprobtem Erfahrungswissen gesucht. Die 
förderlichen Faktoren werden zusammengetragen und übersichtlich geordnet dargestellt. 
Zum andern wird dem Ziel nachgegangen, aufzuzeigen, ob und wie diese förderlichen 
Faktoren durch die Integrationsinstrumente der IV aufgegriffen und umgesetzt werden. Dazu 
werden zuerst die Integrationsinstrumente ausführlich vorgestellt. Anschliessend wird 
verglichen, ob und wie die förderlichen Faktoren bei den Integrationsinstrumenten zur 
Anwendung kommen. Daraus ergibt sich das dritte Ziel für die Arbeit: Zu evaluieren, ob es 
weiterführende Massnahmen durch die IV braucht, um die förderlichen Faktoren umsetzen 
zu können und wenn ja, welche dies sein sollten. Mit diesem dritten Ziel der Arbeit wird somit 
ein Blick in die Zukunft und auf eine mögliche Weiterentwicklung der IV gewagt. 
Damit praktische Aspekte über die Umsetzung der förderlichen Faktoren in die Master-Arbeit 
einfliessen und auch konkrete Informationen zur Handhabungen aus dem Kanton Zürich 
vorliegen, wurden zwei Interviews durchgeführt. Ein Gespräch fand mit einer 
Eingliederungsberaterin der IV-Stelle Zürich statt. Ein zweites Interview wurde mit einer 
Eingliederungsfachperson von der Institution sintegrA Zürich durchgeführt. Beide Gespräche 
lieferten für die Verfasserin sehr wertvolle Informationen. Ein drittes Interview fand zudem mit 
Georges Pestalozzi-Seger statt, der als Mitglied der Eidgenössischen AHV- und IV-
Kommission und Leiter des Rechtsdienstes von Integration Handicap die Entwicklung der IV 
sehr gut kennt. Dieses Gespräch war für die Verfasserin wichtig, um ihre gewonnenen 
Erkenntnisse bezüglich deren Gültigkeit überprüfen zu können. Alle drei Interviews sind in 
transkribierter Form im Anhang abgedruckt. 
Der Aufbau dieser Arbeit ist so gegliedert, dass nach diesem einleitenden Kapitel im 2. 
Kapitel grundlegende Ausführungen dazu folgen, wie eine psychische Erkrankung entstehen 
kann und welche Vorgehensweisen für die berufliche Integration angewendet werden. Im 3. 
Kapitel werden die Erkenntnisse in Bezug auf die förderlichen Faktoren für die berufliche 
Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigungen dargestellt. Im 4. Kapitel 
folgen allgemeine Ausführungen zur IV und zur 5. IVG-Revision, bevor im 5. Kapitel die 
einzelnen Integrationsinstrumente der IV übersichtlich und ausführlich dargestellt werden. 
Für die Integrationsinstrumente wurde bewusst ein eigenes Kapitel geschaffen, damit deren 
vielschichtige und komplexe Gliederung möglichst übersichtlich dargestellt werden kann. Die 
vierte Gliederungsebene in diesem 5. Kapitel wird aus demselben Grund gezielt verwendet. 
Im nächsten Schritt wird im 6. Kapitel erläutert, ob und wie die als integrationsförderlich 
erkannten Faktoren durch die Integrationsinstrumente der IV aufgenommen und umgesetzt 
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werden. Um einen Überblick zu bekommen, wie die Umsetzung der mit der 5. IVG-Revision 
neu eingeführten Integrationsinstrumente tatsächlich gelingt, werden im 7. Kapitel die 
Ergebnisse der Evaluation des Bundesamts für Sozialversicherungen (BSV) zusammen-
fassend dargestellt. Im 8. Kapitel folgen die Schlussfolgerungen der Verfasserin und ein 
Ausblick. 
1.5. Adressatenschaft 
Die Arbeit richtet sich an Personen, die mit dem Thema der beruflichen Integration von 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen konfrontiert sind und immer wieder vor den 
Fragen stehen, wie diese Integration gelingen kann und was dazu beigetragen werden muss. 
Sie richtet sich auch an Personen, welche an einem vertieften Einblick in die verschiedenen 
Integrationsinstrumente der IV interessiert sind. Von speziellem Interesse ist diese Arbeit 
auch für Leserinnen und Leser, die sich – ähnlich wie die Verfasserin – fragen, ob Personen 
mit einer psychischen Beeinträchtigung von der IV diejenige Unterstützung erwarten können, 
die für eine gelingende berufliche Integration wirklich förderlich ist. 
Viele Sozialtätige beschäftigen sich mit Personen mit psychischen Beeinträchtigungen. 
Insbesondere bei einer Tätigkeit in der gesetzlichen Sozialarbeit haben Fragen rund um die 
berufliche Integration der Klientel einen wichtigen Stellenwert. Die vorliegende Arbeit mit den 
vorgängig ausgeführten Fragestellungen weist daher für Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter eine hohe thematische Relevanz auf. 
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2. Erkrankung, Arbeit und Integration 
In diesem 2. Kapitel wird erklärt, wann die IV von einer psychischen Erkrankung spricht und 
wie eine psychische Erkrankung entstehen kann. Anschliessend wird ausgeführt, welche 
Bedeutung heute die Erwerbsarbeit für den Menschen hat und welcher Stellenwert somit 
auch der beruflichen Integration zukommt. Abschliessend für dieses Kapitel wird auf die zwei 
grundlegenden Vorgehensweisen beruflicher Integration eingegangen: das Stufenmodell und 
Supported Employment. 
2.1. Psychische Erkrankung 
Die vorliegende Arbeit hat Personen mit einer psychischen Erkrankung im Kontext der IV im 
Fokus. Daher ist es wichtig, die Definition der IV für eine psychische Krankheit zu kennen. 
Diese ist im Kreisschreiben über Invalidität und Hilfslosigkeit in der Invalidenversicherung in 
der Randziffer (Rz) 1007 zu finden: „Ein (. . .) psychischer Gesundheitsschaden liegt dann 
vor, wenn aufgrund eines Geburtsgebrechens, eines Unfalls oder einer Krankheit eine 
bleibende oder länger dauernde Beeinträchtigung der mentalen, intellektuellen, kognitiven 
oder emotionalen Funktionen besteht, welche durch therapeutische Massnahmen nicht 
ausreichend behoben werden kann und die Arbeitsfähigkeit langdauernd vermindert oder 
verunmöglicht“. Ein solcher Gesundheitsschaden kann die Arbeitsfähigkeit beeinträchtigen 
und somit zu einer Arbeitsunfähigkeit führen. Wie wiederum die Arbeitsunfähigkeit in Bezug 
auf eine psychische Erkrankung definiert ist, ist im Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil 
des Sozialversicherungsrechts (ATSG) in Art. 6 festgelegt: „Arbeitsunfähigkeit ist die durch 
eine Beeinträchtigung (. . .) der psychischen Gesundheit bedingte, volle oder teilweise 
Unfähigkeit, im bisherigen Beruf oder Aufgabenbereich zumutbare Arbeit zu leisten. (. . . .)“ 
Die Arbeitsfähigkeit beziehungsweise -Unfähigkeit bezieht sich somit immer auf den 
bisherigen Beruf. Die Erwerbsfähigkeit beziehungsweise -Unfähigkeit betrachtet hingegen 
die Erwerbsmöglichkeiten auf dem gesamten Arbeitsmarkt. In ATSG Art. 7 Abs. 1 steht: 
„Erwerbsunfähigkeit ist der durch Beeinträchtigung der (. . .) psychischen Gesundheit 
verursachte und nach zumutbarer Behandlung und Eingliederung verbleibende ganze oder 
teilweise Verlust der Erwerbsmöglichkeiten auf dem in Betracht kommenden ausgeglichenen 
Arbeitsmarkt“. Die Definitionen für Arbeits- und Erwerbsunfähigkeit sind im vorliegenden 
Kontext von Bedeutung, wenn die IV Ansprüche auf Integrationsinstrumente prüft. 
Nachdem nun bekannt ist, wie die IV eine psychische Erkrankung definiert, muss geklärt 
werden, wie es zu einer solchen kommen kann. Bei der Entstehung einer psychischen 
Erkrankung spricht man heute von einem multifaktoriellen Modell. Dabei geht man davon 
aus, dass komplexe Wechselwirkungen zwischen biologischen, psychischen und sozialen 
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Faktoren für die Entstehung der Beeinträchtigung verantwortlich sind. Ein bekanntes 
multifaktorielles Störungsmodell ist das Vulnerabilitäts-Stress-Bewältigungs-Modell. 
Vulnerabilität steht für Verletzlichkeit und benennt die Neigung eines Organismus, an einer 
bestimmten Krankheit zu erkranken. Nur aufgrund dieser Verletzlichkeit entsteht aber noch 
keine psychische Störung. Jedoch kann durch das Zusammentreffen mit Stressfaktoren aus 
der Verletzlichkeit eine psychische Erkrankung entstehen. Auslösende Stressfaktoren 
können sein: kritische Lebensereignisse, biologische, psychologische oder soziale 
Belastungen. Zur effektiven psychischen Störung kommt es, wenn nicht genügend 
Schutzfaktoren oder Bewältigungsstrategien zur Verfügung stehen (Nuechterlein & Dawson 
zit. in Matthias Hammer & Irmgard Plössl, 2013, S. 15f). Die Internationale Klassifikation 
psychischer Störungen unterscheidet zehn Grossgruppen von psychischen Krankheiten. 
Diese sind u.a.: Schizophrenien, affektive Störungen (z.B. Depressionen und Manien), 
Neurotische und Anpassungsstörungen (z.B. Angst- und Zwangsstörungen), Verhaltens-
auffälligkeiten mit körperlichen Störungen (z.B. Essstörungen) und Persönlichkeitsstörungen 
(z.B. Borderline Persönlichkeiten) (Weltgesundheitsorganisation, 2010, S. 5f). 
2.2. Bedeutung der Erwerbsarbeit 
Vorangehend wurde dargestellt, dass es aufgrund einer psychischen Störung zu einer 
Arbeitsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit kommen kann. Um zu verstehen, welche Folgen 
diese für die Einzelperson haben kann, ist es wichtig, die Bedeutung der Erwerbsarbeit zu 
kennen. Marie Jahoda, Professorin für Sozialpsychologie, beschäftigte sich bereits 1983 mit 
den positiven Wirkungen der Arbeit für den Menschen. Sie brachte dies auf folgende fünf 
Punkte: Arbeit stützt das Selbstwertgefühl, strukturiert den Tag, ermöglicht Kontakte, fordert 
aktiv zu sein und stiftet Identität. Und Marie Jahoda fügte hinzu, „(. . .) dass Menschen 
ausserhalb der Erwerbsarbeit nur dann eine für sich befriedigende Lebenssituation herstellen 
können, wenn sie sich einen Ersatz schaffen, der durch wesentliche Inhalte der skizzierten 
Erlebniskategorien gefüllt ist“ (zit. in Hermann Mecklenburg & Joachim Storck, 2010, S. 9). 
Weiter geben auch Meise et al. wichtige Informationen, welche Funktionen die Erwerbsarbeit 
für das Individuum erfüllt: Erwerbsarbeit ist die notwendige Voraussetzung zur 
Existenzsicherung. Die Erwerbsarbeit kann ein Gefühl von Sicherheit und Selbstvertrauen 
vermitteln. Ebenso eröffnet sie Handlungsspielräume, ermöglicht durch die sozialen Kontakte 
und Beziehungen eine Einbindung in die Gesellschaft und strukturiert den Tagesablauf. In 
der heutigen Gesellschaft kommt der Erwerbsarbeit primär auch eine identitäts- und 
sinnstiftende Funktion zu und verleiht einen sozialen Status (zit. in Sara Kurmann, 2008, S. 
163). 
Nachdem die hohe Bedeutung der Arbeit für das Individuum aufgezeigt wurde, kann erklärt 
werden, wie einschneidend es für die Betroffenen ist, aufgrund einer Erkrankung keiner 
  2. Erkrankung, Arbeit und Integration 
 12 
Arbeit mehr nachgehen zu können. Häufig fühlen sich die Betroffenen dadurch minderwertig, 
meist fehlt es an einer sinnstiftenden Tagesstruktur, zudem gehen soziale Kontakte verloren, 
was zu sozialer Isolation führen kann. Vor diesem Hintergrund betrachtet, kommt der 
beruflichen Integration ein hoher Stellenwert zu. Denn sie hat zum Ziel, Personen, die aus 
dem Arbeitsprozess ausgeschieden sind oder drohen auszuscheiden, wieder den Zutritt zur 
Erwerbsarbeit zu ermöglichen. Dadurch sollen die betroffenen Personen auch wieder 
Zugang erhalten zu den damit verbundenen Funktionen wie sie vorgängig ausgeführt 
wurden. Im nächsten Abschnitt wird gezeigt, welche Konzepte beruflicher Integration 
bestehen. 
2.3. Berufliche Integration und deren Konzepte 
Bevor über die Vorgehensweise beruflicher Integration gesprochen werden kann, muss 
geklärt werden, was unter beruflicher Integration verstanden wird. In der Literatur, 
insbesondere in derjenigen aus Deutschland, wird häufig der Begriff Rehabilitation 
verwendet. Dorothea Jäckel, Holger Hoffmann und Wolfgang Weig (2010) definieren 
Rehabilitation in Bezug auf Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung wie folgt: 
„Rehabilitation ist die Summe aus den Massnahmen und Leistungen, die notwendig und 
Erfolg versprechend sind, um bei Menschen mit psychischen Störungen überdauernde 
Funktionsstörungen und daraus resultierende Beeinträchtigungen oder Gefährdungen 
relevanter Aktivitäten wiederherzustellen und die Teilhabe an Lebensbereichen, wie 
Bewältigung des Alltags, Beschäftigung und Berufsausübung, soziale Kontakte und 
Freizeitgestaltung, durch gezielte Interventionen nachhaltig zu erhalten“ (S. 27). Die 
Arbeitsrehabilitation hat demzufolge die Teilhabe an Beschäftigung und Berufsausübung im 
Fokus. Gemäss Marwaha und Johnson werden unter Arbeitsrehabilitation dann auch „(. . .) 
alle systematischen und organisierten Bemühungen um eine Integration und Förderung 
psychisch kranker und behinderter Menschen in Beruf, Ausbildung oder Beschäftigung 
zusammengefasst“ (zit. in. Jäckel et al., 2010, S. 41). Ziel all dieser Massnahmen ist somit 
immer der Erhalt oder die Aufnahme einer Tätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt und unter 
bestimmten Umständen auch auf dem zweiten Arbeitsmarkt (Jäckel et al, 2010, S. 41). 
Synonym zum Begriff “erster Arbeitsmarkt“ wird auch der Begriff “allgemeiner Arbeitsmarkt“ 
oder der Begriff “freie Wirtschaft“ verwendet. Damit gemeint ist der Arbeitsmarkt, welcher auf 
individuellen, kompetitiven Beschäftigungsverhältnissen basiert. Der zweite Arbeitsmarkt 
kann auch kompetitive Eigenschaften besitzen, beinhaltet aber immer eine institutionelle 
Regelung mit entsprechenden Zugangskriterien. Die geschützten Arbeitsplätze in der 
Schweiz gemäss IVG sind dem zweiten Arbeitsmarkt zuzuordnen (Thomas Rüst & Annelies 
Debrunner, 2005, S. 29). Die Verfasserin verwendet in dieser Arbeit synonym zum Begriff 
der Arbeitsrehabilitation bewusst die Begriffe berufliche Integration, Arbeitsintegration und 
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berufliche Wiedereingliederung. Sie hat sich dazu entschieden, weil in der Literatur aus der 
Schweiz der Begriff Rehabilitation eher selten verwendet wird. Die gewählten Begriffe legen 
zudem die Betonung auf “Integration“. Integration bedeutet wörtlich u.a. “Einbeziehung“ und 
“Eingliederung in ein grösseres Ganzes“ (Duden, 2011, S. 447). Die gewählten Begriffe 
machen nach Ansicht der Verfasserin am besten deutlich, um was es geht: Die Betroffenen 
sollen wieder in den Arbeitsprozess eingegliedert und einbezogen werden. Die Autorin 
versteht berufliche Integration somit als alle Bemühungen mit dem Ziel, dass Betroffene in 
den Arbeitsprozess zurückfinden und wieder darin eingegliedert sind. Zudem schliesst sich 
die Verfasserin auch Eva Mey und Daniel Schaufelberger an, welche postulieren, dass es 
bei der beruflichen Integration auch „(. . .) um eine Verhinderung von Desintegration und 
Ausgrenzung auf gesellschaftlicher Ebene und um Zugehörigkeit und Autonomie auf der 
individuellen Ebene (. . .)“ geht, wie auch „(. . .) um die finanzielle Entlastung auf 
gesellschaftlicher Ebene sowie die finanzielle Autonomie des Einzelnen. (. . . .)“ (zit. in Daniel 
Schaufelberger, 2013, S. 16). 
Um die Betroffenen auf dem Weg zur beruflichen Wiedereingliederung zu unterstützen, gibt 
es in der Schweiz eine grosse Anzahl arbeitsintegrativer Programme. Die Anbieter dieser 
sind primär die Sozialhilfe, die Arbeitslosenversicherung und die IV. Gemäss Becker et al. 
wird dabei zwischen zwei grundsätzlichen methodischen Vorgehensweisen unterschieden: 
- First train - then place (zuerst trainieren dann platzieren): Stufenmodell 
- First place - then train (zuerst platzieren dann trainieren): Supported Employment 
(zit. in Jäckel et al, 2010, S. 41). Diese werden in der Folge genauer beschrieben. 
2.3.1. Stufenmodell 
Beim methodischen Vorgehen nach dem Stufenmodell geht es darum, dass eine Person im 
Rahmen einer geschützten Tätigkeit mit einer sukzessiven Steigerung von Leistungsfähigkeit 
und Belastungsfähigkeit auf den beruflichen Wiedereinstieg vorbereitet wird. Sobald die 
Person die Voraussetzungen für den ersten Arbeitsmarkt erfüllt, kann sie sich dort um eine 
Arbeitsstelle bemühen und ihre im geschützten Umfeld trainierten Fähigkeiten auf dem 
ersten Arbeitsmarkt einbringen (Niklas Baer, 2002, S.154). Gemäss Baer (2002) sieht das 
Stufenmodell der beruflichen Eingliederung in der Schweiz im klassischen Sinne folgende 
fünf Stufen vor: 
1) Beschäftigung in einer psychiatrischen Tagesklinik 
2) geschützte Werkstatt 
3) Berufsförderungskurse / Eingliederungsplätze / Integrationsstellen 
4) beschützender oder teilgeschützter Arbeitsplatz 
5) Arbeitsstelle im allgemeinen Arbeitsmarkt 
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Baer (2002) betont dabei, dass die Integration mit Erreichung der fünften Phase und dem 
Arbeitsplatz auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht aufhört, sondern dass dort unterstützende 
Massnahmen zur Erhaltung der Arbeitsstelle notwendig sind (S. 154f). Zugang zu diesen 
geschützten Arbeitsplätzen haben Personen, welche eine Teil- oder Vollrente der IV 
beziehen. Im Kanton Zürich gibt es eine grosse Anzahl von Anbietern geschützter 
Arbeitsstellen. Beispielsweise folgende sind auf Personen mit einer psychischen 
Beeinträchtigung spezialisiert: “Espas“ hat geschützte Arbeitsplätze im Bereich 
Administration, Buchhaltung, Telefonservice, Wäscheservice, Küche, Hausdienst, Versand, 
Logistik und Reinigung (www.espas.ch). Weiter gibt es auch bei “Noveos“ Arbeitsplätze auf 
dem zweiten Arbeitsmarkt u.a. in einem Papieratelier, einer Schreinerei und in den 
Bereichen Montage, Verpackung und Versand (www.noveos.ch). 
2.3.2. Supported Employment 
Der Europäische Dachverband für Supported Employment definiert Supported Employment 
wie folgt: „Unterstützung von Menschen mit Behinderung oder von anderen benachteiligten 
Gruppen beim Erlangen und Erhalten von bezahlter Arbeit in Betrieben des allgemeinen 
Arbeitsmarkts“ (zit. in Schaufelberger, 2013, S. 20). Das Konzept Supported Employment 
wurde ursprünglich in den USA entwickelt und hat die direkte Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt zum Ziel. Die Definition weist darauf hin, dass Supported Employment sehr 
unterschiedlich umgesetzt wird. Folgende drei Kriterien finden sich bei den meisten 
Modellen: Anstellung in einem Betrieb des ersten Arbeitsmarktes, Entlöhnung erfolgt 
entsprechend der Leistung (sogenannter Leistungslohn) und die Person wird langfristig 
durch einen Job Coach direkt am Arbeitsplatz unterstützt (Rüst & Debrunner, 2005, S. 11). 
Dabei kommt gemäss Anthony et al. und Doose dem Job Coach eine Reihe sehr wichtiger 
Aufgaben zu. Die wichtigsten davon sind: Arbeitsplatzaquisition, Arbeitsplatzanalyse um 
festzustellen, ob der Arbeitsplatz den Fähigkeiten und Bedürfnissen der stellensuchenden 
Person entspricht, Qualifizierung und längerfristige Unterstützung am Arbeitsplatz (zit. in 
Rüst & Debrunner, 2005, S. 37). Das idealtypische Vorgehen im Supported Employment 
erfolgt in Phasen. Gemäss Backer und Drake sind dies folgende: 
1) Orientierung und Beauftragung 
2) Erarbeitung eines beruflichen Profils und Integrationsplanung 
3) Arbeitsplatzfindung und Vermittlung 
4) Unterstützung am Arbeitsplatz 
(zit. in Schaufelberger, 2013, S. 26). 
In der Schweiz gehen die Anfänge von Supported Employment ins Jahr 1981 zurück. 
Damals schuf die Firma Möbel Pfister anlässlich eines Firmen-Jubiläums beschützende 
Arbeitsplätze für Psychiatriepatientinnen und -Patienten. Das daraus entstandene Konzept 
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wurde in einem Handbuch dokumentiert. Von Supported Employment war dabei jedoch noch 
nicht die Rede (Rüst & Debrunner, 2005, S. 49). 
Gemäss Jäckel et al. (2010) ist Supported Employment hinsichtlich Wirksamkeit dem 
Stufenmodell überlegen. Dabei beziehen sich die Autoren auf mehrere kontrollierte Studien 
(S. 43). Auf die Wirksamkeit von Supported Employment im Vergleich zum Vorgehen nach 
dem Stufenmodell wird im folgenden 3. Kapitel bei den förderlichen Faktoren noch 
detaillierter eingegangen. 
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3. Förderliche Faktoren für die berufliche Integration 
In diesem Kapitel wird einer der zentralen Fragestellungen der Arbeit nachgegangen: 
Welche Faktoren und Vorgehensweisen fördern die berufliche Integration von Personen mit 
einer psychischen Beeinträchtigung? Im ersten Unterkapitel wird die Notwendigkeit einer 
entsprechenden Forschungstätigkeit aufgezeigt und eine mögliche Einteilung der Faktoren 
präsentiert. Zudem wird dargelegt, wann eine berufliche Integration im Kontext der IV als 
erfolgreich gilt. Im zweiten Unterkapitel folgt die ausführliche Darstellung der gefundenen 
förderlichen Faktoren aus den verschiedenen konsultierten Studien. Im dritten Unterkapitel 
werden die förderlichen Faktoren in eine Übersicht gruppiert. 
3.1. Einteilung der Faktoren und Erfolgsdefinition 
Das Wissen über relevante Faktoren für die gelingende berufliche Integration von Personen 
mit einer psychischen Beeinträchtigung ist notwendig, um die entsprechenden 
Integrationsinstrumente zur Verfügung zu stellen. Nur wenn ausprobiert, erforscht und 
ausgewertet ist, was den Betroffenen hilft, können die notwendigen Massnahmen auch 
entsprechend (weiter-) entwickelt und allenfalls angepasst werden (Baer, 2002, S. 181). An 
einem erfolgreichen beruflichen Wiedereingliederungsprozess sind grundsätzlich viele 
unterschiedliche Faktoren beteiligt: Zum einen spielen personale, familiäre und soziale 
Ressourcen und Belastungen eine Rolle. Zum andern sind häufig auch 
Unterstützungsleistungen und Interventionen von professionellen Stellen und 
Sozialversicherungen in den Prozess involviert (Jürg Guggisberg & Kurt Pärli, 2012, S. 389). 
Die Verfasserin unterscheidet bei den am Integrationsprozess beteiligten Faktoren, ob diese 
durch die involvierten Stellen, insbesondere der IV, beeinflusst werden können oder nicht. So 
sind zum Beispiel Geschlecht und Alter einer Person nicht beeinflussbare Faktoren. Auch 
kann auf den bisherigen beruflichen Werdegang und die damit verbundenen Erfahrungen 
und Qualifikationen ebenso wenig Einfluss genommen werden wie darauf, ob eine 
Arbeitgeberin oder ein Arbeitgeber über ein betriebliches Gesundheitsmanagement verfügt 
oder nicht. Dem gegenüber stehen beeinflussbare Faktoren wie zum Beispiel die Art und 
Weise der Hilfestellung, die eine Person erhält. Die beeinflussbaren Faktoren sind somit im 
weitesten Sinne diejenigen, die im Rahmen der beruflichen Integration von aussen gestaltet 
und zur Verfügung gestellt werden können. Im Rahmen dieser Arbeit interessieren 
ausschliesslich diese von aussen beeinflussbaren Faktoren, weil darauf mithilfe von 
Integrationsinstrumenten der IV Einfluss genommen werden kann. Mit dem Begriff 
“förderliche Faktoren“ sind somit in der Folge die von aussen beeinflussbaren Elemente 
gemeint, die in positiver und förderlicher Art und Weise auf den beruflichen 
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Wiedereingliederungsprozess von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung Einfluss 
nehmen. 
Mehrmals war nun die Rede von der erfolgreichen beruflichen Integration. Es muss somit 
auch definiert werden, was als Erfolg zu bezeichnen ist. So könnte zum Beispiel die 
Platzierung an einem geschützten Arbeitsplatz durchaus als Erfolg bezeichnet werden. Denn 
dies ist in der Praxis der Sozialen Arbeit oft nicht einfach zu erreichen, da für die Betroffenen 
damit ein schmerzhafter Prozess verbunden sein kann. Der Erfolg kann darin gesehen 
werden, dass die Person in einer Tagesstruktur eingebunden ist und die erreichte Stabilität 
meist beibehalten werden kann. Da für diese Master-Arbeit jedoch der Kontext der IV 
relevant ist, ist hier auch deren Erfolgsdefinition massgebend. Das Ziel einer beruflichen 
Integration durch die IV ist die vollständige oder teilweise Eingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt. Das heisst, eine berufliche Eingliederung ist aus Sicht der IV dann erfolgreich, 
wenn eine Person wieder im ersten Arbeitsmarkt erwerbstätig ist, entweder 
rentenausschliessend oder aber sie arbeitet Teilzeit und bezieht eine Teilrente (Martin Gabl, 
2007, 295). Für die weitere Arbeit wird diese Definition von einer erfolgreichen beruflichen 
Integration übernommen. 
3.2. Die förderlichen Faktoren im Einzelnen 
In diversen Studien wurde die Frage untersucht, wie berufliche Integration von Personen mit 
einer psychischen Beeinträchtigung erfolgreich gelingen kann. Es ist nicht möglich, diese 
Studien miteinander zu vergleichen, weil jede Untersuchung anders angelegt und aufgebaut 
ist. Insbesondere folgende Merkmale unterscheiden sich je nach Studie stark: Definition von 
Erfolg, Zeitpunkt der Evaluation, gesellschaftliches Umfeld (insbesondere allgemeine 
Arbeitsmarktsituation), Auswahl der Klientenstichproben, Unterschiede zwischen den 
rehabilitativen Programmen und allgemein die Art und Weise der Untersuchung (Baer, 2002, 
S. 174). In der Folge werden die verschiedenen Studien nicht miteinander verglichen, 
sondern lediglich die von aussen beeinflussbaren förderlichen Faktoren herausgezogen. 
Zudem werden auch Erkenntnisse aus veröffentlichten Praxisleitlinien berücksichtigt. Die 
vielen Ergebnisse, die für die vorliegende Fragestellung nicht relevant sind, wie zum Beispiel 
in der Person liegende Faktoren, die mehr oder weniger zum Erfolg beitragen, werden in der 
Folge nicht dargestellt. Die Verfasserin hat sich auf Studienergebnisse beschränkt, die in 
deutscher Sprache vorliegen. Neue Forschungsergebnisse wurden dabei älteren 
Untersuchungen vorgezogen. Zudem wurde bewusst eine Studie ausgewählt, die sich mit 
der Frage befasst, ob das methodische Vorgehen nach dem Stufenmodell (vgl. 2.3.1.) oder 
nach dem Konzept von Supported Employment (vgl. 2.3.2.) erfolgreicher ist. Diese Studie 
wird gleich zu Beginn vorgestellt. Um der Leserschaft in diesem Unterkapitel eine gute 
Orientierung zu ermöglichen, werden die Verfasserinnen und Verfasser beziehungsweise die 
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durchführende Institution der entsprechenden Studie zu Beginn der Ausführungen jeweils 
hervorgehoben. Die relevanten förderlichen Faktoren werden unterstrichen markiert. 
Studie der Psychiatrischen Universitätsklinik Zürich 
Von 2003 bis 2005 hat die Psychiatrische Universitätsklinik Zürich unter der Leitung von Wulf 
Rössler eine Studie über die Wirksamkeit von Supported Employment durchgeführt. Gemäss 
Bettina Bärtsch wurden Patientinnen und Patienten befragt, die an Störungen aus dem 
affektiven oder schizophrenen Formenkreis erkrankt waren. 25 Personen der 
Experimentalgruppe wurden während 18 Monaten gemäss dem Vorgehen nach dem 
Konzept Supported Employment von einem Job Coach bei der direkten Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt unterstützt. Die Kontrollgruppe fasste ebenfalls 25 Patientinnen und 
Patienten. Diese wurden durch die Tagesklinik und geschützte Arbeitsplätze in der 
Arbeitsrehabilitation unterstützt. Dieses Vorgehen entspricht dem Stufenmodell. Im Verlauf 
der untersuchten 18 Monate fanden von der Gruppe “Supported Employment“ signifikant 
mehr Personen eine Anstellung und konnten diese auch halten, als von der Kontrollgruppe. 
Konkret arbeiteten bei Abschluss der Studie 11 von 25 Studienteilnehmenden der Gruppe 
Supported Employment in der freien Wirtschaft. Von der Gruppe, die nach dem Stufenmodell 
betreut wurde, hatte am Ende der Studie niemand eine Anstellung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt. Die Studie konnte weiter auch zeigen, dass die Tätigkeit in der freien 
Wirtschaft einen positiven Einfluss auf die verschiedensten Lebensbereiche der 
Teilnehmenden hatte. So war allgemein die Lebenszufriedenheit der Teilnehmenden mit 
einer Stelle in der freien Wirtschaft statistisch signifikant höher als bei Teilnehmenden ohne 
Stelle. Dieser Umstand widerspiegelte sich auch in einer Verbesserung der psychischen 
Gesundheit. Dies konnte wiederum mit einer geringeren Anzahl von Hospitalisationen und 
einer Abnahme von Depressivität und Angst im Verlauf der Studie gezeigt werden (S. 3ff). Zu 
einem ähnlichen Schluss kommt auch Schaufelberg (2013) anhand einer Übersicht über 
verschiedene Studien: Mit Supported Employment gelingt es besser, Personen mit einer 
psychischen Beeinträchtigung in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren als mit 
Trainingsprogrammen auf dem ergänzenden Arbeitsmarkt (S. 36f). Das Vorgehen nach dem 
Konzept Supported Employment kann somit als förderlicher Faktor für die berufliche 
Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung bezeichnet werden. 
Studie von Thomas Reker und Bernd Eikelmann 
Thomas Reker und Bernd Eikelmann (1999) haben in einer Studie im deutschen Westfalen-
Lippe Prädiktoren für eine erfolgreiche berufliche Eingliederung untersucht. Beteiligt waren 
61 Personen, denen mit Hilfe der Beratungsstelle ein Arbeitsplatz auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt vermittelt worden war. Die Beratungsstelle bietet ein am Supported 
Employment Ansatz orientiertes Programm, das vorbereitendes Training, Hilfe bei der 
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Arbeitsplatzsuche, Beratung der Betriebe und langfristige Betreuung am neuen Arbeitsplatz 
beinhaltet. Während der Trainingsphase wurden die Leistungsfähigkeit und die sozialen 
Fertigkeiten der Teilnehmenden trainiert. Aufgrund der dadurch gewonnenen Erfahrungen 
wurde ein Profil möglicher Arbeitsplätze herausgearbeitet. Darauf aufbauend wurden die 
Betroffenen während der Eingliederungsphase bei der Arbeitsplatzsuche unterstützt und 
anschliessend intensiv am neuen Arbeitsplatz betreut. In der folgenden Stabilisierungsphase 
wurde die Betreuung reduziert und Fragen zur weiteren Berufsperspektive bearbeitet (S. 
219). Die Verfasser der Studie konnten drei primäre Erfolgsfaktoren für die berufliche 
Integration eruieren. Erstens: Eine grössere berufliche Belastbarkeit zu Beginn der 
Massnahme ist eher erfolgversprechend, d.h. es ist erfolgsförderlich, die berufliche 
Belastbarkeit mit vorangehenden Trainings zu steigern. Dies bedeutet, dass der 
Trainingsphase eine hohe Bedeutung zukommt. Zweitens: ein möglichst früher Beginn der 
Integrationsmassnahmen und somit eine kurze Krankheitsdauer sind eher 
erfolgversprechend. Drittens: Als günstige Bedingung für einen Erfolg haben sich finanzielle 
Anreize für Arbeitgebende ausgewiesen, welche beeinträchtigte Mitarbeitende beschäftigen. 
Dies wird dadurch erklärt, dass vermutlich durch Zuschüsse der Lohnkosten die Toleranz der 
Betriebe gegenüber anfänglichen Leistungsdefiziten höher ist. Den Betroffenen wiederum 
nimmt es Druck, von Beginn an den Leistungsstand der übrigen Mitarbeitenden bieten zu 
müssen (S. 220ff). Ergänzend zu den primären Ergebnissen betonen die Verfasser der 
Studie die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit zwischen ärztlicher und 
arbeitsintegrativer Unterstützung. Die Verfasser betiteln die berufliche Eingliederung von 
Personen mit einer psychischen Erkrankung als eine “Komplexleistung“. Berufliche 
Eingliederung ist für sie weit mehr als reines Management und bedarf unbedingt 
koordinierter multiprofessioneller Zusammenarbeit (S. 222). 
Ergebnisse von Holger Hoffmann 
Hoffmann (1999) hat sich zwischen 1991 und 2005 mit Aufbau, Leitung und 
wissenschaftlicher Evaluation des PASS-Programms in Bern beschäftigt. Das PASS-
Programm dient der beruflichen Wiedereingliederung von Personen mit einer psychischen 
Beeinträchtigung in die freie Wirtschaft. Hoffmann arbeitet für die Universitären 
Psychiatrischen Dienste in Bern und veröffentlichte u.a. 1999 einen Artikel, in dem er sich 
zur beruflichen Integration psychisch beeinträchtigter Personen in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt äussert. Nach Hoffmann sind die Chancen klein, dass eine Person mit einer 
psychischen Erkrankung je eine Stelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erhält, wenn diese 
Person erst einmal auf dem zweiten Arbeitsmarkt gearbeitet hat. So stellt sich für Hoffmann 
die Frage, ob das Angebot geschützter Arbeitsplätze weiter ausgebaut werden sollte, oder 
ob die Bemühungen nicht eher Richtung Integration in den ersten Arbeitsmarkt laufen 
müssen. In diesem Zusammenhang geht es um die Frage, wie berufliche Integration von 
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Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung überhaupt gelingen kann. Hoffmann nennt 
die Qualität der Integrationsprogramme als ein wichtiger Faktor für die erfolgreiche berufliche 
Integration. Hoffmann führt zu den Merkmalen eines erfolgreichen Integrationsprogramms 
auf, dass eine Eintrittsselektion sowie regelmässige Verlaufsevaluationen für Standort-
bestimmungen stattfinden sollten. Weiter nennt er Arbeitstrainings und therapeutische 
Angebote als wichtige Bestandteile der Programme. Als wichtige Aufgabe der Programme 
betrachtet er die Vermittlung von Trainingsarbeitsplätzen, Praktika oder Arbeitsplätzen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Für eine erfolgreiche Integration auf dem ersten Arbeitsmarkt 
erachtet Hoffmann die Übernahme der Lohnkosten bis zur Festanstellung, die Möglichkeit 
von kurzfristigen Kriseninterventionen am entsprechenden Arbeitsplatz und eine Art 
Rücknahmegarantie bei nicht überwindbaren Schwierigkeiten als wichtige Kriterien. Dadurch 
werden gemäss Hoffmann Betriebe auch eher bereit sein, Personen mit einer psychischen 
Beeinträchtigung einzustellen. Für eine dauerhafte Integration erachtet Hoffmann die 
Nachbetreuung am Arbeitsplatz als sehr wichtig (S. 214). 
Ergebnisse und Studie von Niklas Baer 
Baer ist Leiter der Fachstelle für psychiatrische Rehabilitation der Psychiatrie Baselland in 
Liestal. Im Rahmen seiner Dissertation, welche 2002 veröffentlicht wurde, hat er sich sehr 
umfassend mit der Wirksamkeit und den Prognosefaktoren beruflicher Integration 
auseinandergesetzt. Im ersten Teil seiner Publikation hat er eine Übersicht über diverse 
bestehende Forschungsarbeiten im Bereich der beruflichen Wiedereingliederung von 
Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung geschaffen. Die wichtigsten Ergebnisse 
daraus werden hier in der Folge ausgeführt. 
Gemäss Weis sind bei den berufsspezifischen Merkmalen insbesondere die Kündigung des 
letzten Arbeitsplatzes und ein langer Arbeitsunterbruch vor Beginn integrativer Programme 
ungünstig für eine erfolgreiche Integration. Es kann somit daraus geschlossen werden, dass 
der Erhalt der letzten Arbeitsstelle und ein möglichst kurzer Arbeitsunterbruch günstige 
Faktoren sind. Weiter ist nach Weis das Absolvieren eines beruflich-integrativen Trainings 
ein sehr förderlicher Faktor für die berufliche Integration (zit. in Baer, 2002, S. 182). Anthony 
et al. heben hervor, dass zwischen der sozialen Kompetenz und der zukünftigen positiven 
beruflichen Entwicklung einer Person ein bemerkenswerter Zusammenhang besteht. 
Gemäss ihm kommt somit sozialen Kompetenztrainings in einer natürlichen Umgebung eine 
sehr hohe Bedeutung für die erfolgreiche berufliche Integration zu (zit. in Baer, 2002, S. 
186). Baer selber plädiert aufgrund der bestehenden Forschungsergebnisse für ein flexibles 
System von leistungsgestuften Integrationsprogrammen, die krankheitsbedingte Schwan-
kungen berücksichtigen. Er argumentiert dafür, weil das Idealbild eines linearen Verlaufs 
zwischen Beschäftigungstherapie in einer psychiatrischen Klinik hin zum Arbeitsplatz in der 
freien Wirtschaft so selten funktioniert (S. 199). 
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Im zweiten Teil der Dissertation präsentiert Baer (2002) die eigenen Forschungsergebnisse 
zu Erfolg und Wirksamkeit des Berufsförderungskurses der Psychosozialen 
Arbeitsgemeinschaft in Basel. Diese Ergebnisse folgen hier ebenfalls. Der Kurs dauerte 20 
Wochen und beinhaltete ein sechswöchiges Praktikum in der freien Wirtschaft. 
Berufsförderungskurse sind innerhalb des Stufenmodells zwischen Arbeitsplätzen in 
geschützten Werkstätten und dem Übertritt in eine Ausbildung, eine Umschulung, ein 
Praktikum oder an einen Arbeitsplatz im ersten Arbeitsmarkt angesiedelt. Mit dem Programm 
wurde somit die Vermittlungs- und Ausbildungsfähigkeit der Betroffenen gefördert (S. 203ff). 
Erfolg wurde im Rahmen dieser Untersuchung als Wiedereingliederung im Sinne einer 
Erwerbstätigkeit oder Ausbildung auf dem ersten Arbeitsmarkt definiert (S. 375). Baer hat 
aufgrund seiner Untersuchungen festgestellt, dass die verschiedenen psychischen 
Störungen in der beruflichen Integration von sehr unterschiedlichen Dynamiken 
gekennzeichnet sind, und dass bis anhin nicht anhand der Störung über das entsprechende 
berufliche Förderprogramm entschieden wurde, da schlicht das entsprechende Wissen dazu 
fehlt. In diesem Zusammenhang stellt Baer auch fest, dass zu allgemein von der Gruppe der 
psychisch Behinderten gesprochen werde und nicht auf die einzelnen Krankheitsbilder 
eingegangen wird. Baer erachtet das Wissen in Psychologie, Psychopathologie und 
Psychotherapie als sehr wichtig für die berufliche Rehabilitation von psychisch behinderten 
Personen. Es kann daraus geschlossen werden, dass auch anhand von 
störungsspezifischem Wissen über entsprechende Fördermassnahmen zu entscheiden ist 
(S. 415f). Weiter stellt Baer fest, dass sich die Zahl der eingegliederten Personen mit 
zunehmender Kursdauer immer weiter erhöht. Er schliesst daraus, dass für Menschen mit 
einer psychischen Beeinträchtigung berufliche Integration langfristig angelegt sein muss (S. 
417). Die Auswertung ergab, dass zwei Drittel aller Kursabsolvierenden mindestens einmal 
eine Arbeitsstelle gefunden hatten, doch teilweise kam es wieder zu einem Abbruch. Baer 
schliesst daraus, dass gerade die arbeitsplatznahe professionelle Nachbetreuung sehr 
entscheidend für den langfristigen Erfolg ist (S. 418). 
Studie von Peter Brieger, Stefan Watzke, Anja Galvao, Michael Hühne und Berthold 
Gawlik 
Peter Brieger, Stefan Watzke, Anja Galvao, Michael Hühne und Berthold Gawlik (2006) 
haben in der Zeit von 2002 bis 2005 an der Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und 
Psychotherapie der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg eine Untersuchung 
durchgeführt. Die Studie hatte zum Ziel herauszufinden, welchen Effekt eine berufliche 
Integrationsmassnahme für die Teilnehmenden hat, sowie Prädiktoren für einen günstigen 
Integrationsverlauf zu extrahieren. Dafür wurden zwei gemeindenahe Integrationsprojekte in 
der Stadt Halle/Saale untersucht (S. 39). Dazu wurden alle neu aufgenommenen 
Teilnehmenden in den zwei Einrichtungen zu vier verschiedenen Zeitpunkten befragt. 
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Parallel fanden Befragungen einer Vergleichsgruppe statt. Deren Personen befanden sich 
bezüglich der wesentlichen soziodemografischen und erkrankungsbezogenen Parameter in 
einer vergleichbaren Situation, nahmen jedoch nicht an einer beruflichen 
Integrationsmassnahme teil (S. 110). Von den hier relevanten Ergebnissen kann als 
wichtigstes Kriterium festgehalten werden, dass die Teilnehmenden in Bezug auf ihre 
berufliche Situation von der Teilnahme am Integrationsangebot profitieren. Konkret hat ein 
Grossteil der Teilnehmenden anschliessend an das Integrationsangebot eine Ausbildung 
oder eine Beschäftigung aufgenommen. Es konnte durch das Angebot eine Verbesserung 
der Arbeitsfähigkeit festgestellt werden. Weiter wurde festgestellt, dass medizinische 
Leistungen Teil der beruflichen Rehabilitation sein müssten, weil Veränderungen der 
gesundheitlichen Situation sehr direkten Einfluss auf den Rehabilitationsverlauf haben und 
bis zum Abbruch führen können (S. 128). Zudem hat die Untersuchung gezeigt, dass 
bezüglich einer Wiedereingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt oder für eine 
Vermittlung in eine weitere berufliche Eingliederungsmassnahme eine kurze 
Arbeitslosigkeitsdauer vor der Massnahme eher zu einem Erfolg führt (S. 103, S. 120). 
Ergebnisse von Dorothea Jäckel, Holger Hoffmann und Wolfgang Weig 
Jäckel et al. (2010) haben Praxisleitlinien für die Rehabilitation von Menschen mit 
psychischen Störungen erarbeitet. Sie erheben dafür den Anspruch, den aktuellen Stand der 
wissenschaftlichen Literatur und der praktischen Erfahrungen zu präsentieren. An der 
Erarbeitung waren Fachleute aus dem gesamten deutschen Sprachraum beteiligt. Die 
Leitlinien richten sich an alle Fachkräfte, die sich mit der Rehabilitation von Menschen mit 
psychischen Störungen auseinandersetzen und daran beteiligt sind und beziehen sich 
grundsätzlich sowohl auf die berufliche als auch auf die medizinische und soziale 
Rehabilitation (S. 12ff). Es kann somit von einer ganzheitlichen Betrachtung gesprochen 
werden, wobei hier primär der Ausschnitt der beruflichen Integration von Interesse ist. Die 
Autoren sehen eine grosse Chance für die berufliche Integration von Personen mit 
psychischen Beeinträchtigungen in der Weiterentwicklung von Supported Employment 
Programmen. Dabei wird der erprobte Ansatz mit handlungsorientierten Trainings und 
psychotherapeutischen Verfahren erweitert. Diese Weiterentwicklung bringe bessere Erfolge 
als die alleinige Anwendung von Supported Employment, wobei sich die Autoren dabei auf 
verschiedene Studien beziehen (S. 44f). Nebst dem blossen Integrationserfolg sprechen für 
die Autoren noch weitere Kriterien für den Supported Employment-Ansatz: Arbeitsplätze auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt führen zu einer stärkeren sozialen Integration als 
Arbeitsplätze auf dem zweiten Arbeitsmarkt. Weiter hat der allgemeine Arbeitsmarkt das 
differenzierteste Arbeitsplatzangebot. Dies bedeutet, dass so einfacher Arbeitsplätze 
gefunden werden können, die auch den individuellen Fähigkeiten und Neigungen der 
Betroffenen entsprechen. Dies wiederum hat eine stark motivierende Wirkung für die 
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Betroffenen. Förderlich ist auch die Unterstützung durch den Job Coach. Dies insbesondere 
dann, wenn durch ihn nebst der betroffenen Person auch das Arbeitsumfeld, die 
Vorgesetzten und die Arbeitskolleginnen und -kollegen einbezogen werden (S. 127). Die 
Autoren haben weiter festgestellt, dass arbeitsintegrative Interventionen häufig zu spät 
einsetzen. Folgen davon sind Arbeitsplatzverlust und fortschreitende Chronifizierung der 
Erkrankung. Die Autoren schliessen daraus, dass Wiedereingliederungsmassnahmen 
möglichst früh einsetzen sollten, unbedingt noch während eines bestehenden 
Arbeitsverhältnisses (S. 23). 
Studie vom Bundesamt für Sozialversicherungen 
Das BSV hat 2010 im Rahmen des mehrjährigen Forschungsprogramms zu Invalidität und 
Behinderung eine Studie mit dem Titel “Fallanalyse zur beruflichen Integration von Personen 
mit psychischen Störungen“ veröffentlicht. Ziel war es, Prädiktoren für eine erfolgreiche 
berufliche Wiedereingliederung von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung zu 
identifizieren. Zwei der bearbeiteten Fragestellungen dabei lauteten: „Welche Faktoren 
begünstigen oder verhindern die berufliche Eingliederung von psychisch erkrankten 
Personen?“ und „Wie stellt sich die Zusammenarbeit der professionellen Akteure an den 
Schnittstellen dar?“ (S. 2). Dazu wurde eine hinsichtlich Alter und psychiatrischer Diagnose 
heterogene Gruppe von 45 Patientinnen und Patienten während sowie bis zu vier Mal nach 
ihrem stationären Aufenthalt in den Universitären Psychiatrischen Kliniken Basel zu ihrer 
beruflichen Situation interviewt. Die befragten Personen standen zum Zeitpunkt der 
Behandlung teilweise noch im Arbeitsprozess oder aber sie hatten ihre Arbeitsstelle bereits 
verloren oder sie bezogen Leistungen der IV (Eingliederungsleistungen oder Rente). Zudem 
wurden fallspezifische Einschätzungen von 40 zentralen Betreuungspersonen aus dem 
Versorgungssystem einbezogen. Weiter wurden 24 Expertinnen und Experten für 
versicherungsrechtliche und arbeitsrehabilitative Fragen allgemein zur Zusammenarbeit 
zwischen den professionellen Akteurinnen und Akteuren sowie zu Erfolg versprechenden 
Präventions- und Integrationsansätzen befragt (S. 3ff). Hinsichtlich der Frage der 
förderlichen und hinderlichen Einflüsse für die berufliche Eingliederung wurden drei 
Einflussbereiche identifiziert. Diese sind: Personenfaktoren, Arbeits- und Förderbedingungen 
sowie das soziale Umfeld (S. 14). Da für die vorliegende Arbeit die von aussen 
beeinflussbaren Faktoren relevant sind, wird hier nur auf die Erkenntnisse der Arbeits- und 
Förderbedingungen eingegangen. Dabei wurde festgestellt, dass der Führungsstil der 
Arbeitgebenden beziehungsweise das Anleitungsverhalten von Integrationsfachpersonen 
sehr relevant ist. Ob eher ein leistungsorientierter, ein mitarbeitendenzentrierter oder ein 
ressourcenorientierter Führungsstil optimal ist, hängt vom jeweiligen Förderbedarf 
beziehungsweise vom persönlichen Arbeits- und Bewältigungsstil der betroffenen Person ab 
und kann somit nicht allgemeingültig gesagt werden. Daraus geschlossen werden kann aber, 
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dass es Arbeitgebende beziehungsweise Integrationsfachpersonen braucht, die je nach 
Person und Situation führungsmässig individuell reagieren können und dafür über das 
notwendige Wissen verfügen. Dies erfordert Methoden- und Sozialkompetenz. Als konkrete 
Interventionsmassnahme wurde das qualifiziert geführte Mitarbeitendengespräch 
herausgearbeitet, das dazu dient, Absprachen mit allen am Prozess Beteiligten zu treffen 
und verbindlich zu verfolgen (S. 33, S. 71f). Bezüglich des sozialen Umfelds wird empfohlen, 
dass dieses früh einbezogen wird, da in ihm sowohl Stressoren als auch Ressourcen 
beinhaltet sein können, die für eine erfolgreiche berufliche Integration zwingend 
berücksichtigt werden müssen (S. 72, S. XI). Gesamthaft wurde von den interviewten 
Personen eine transparentere Vorgehensweise während des gesamten Eingliederungs-
prozesses gewünscht. Hervorgehoben wurde auch eine persönliche und kontinuierliche 
Begleitung. Diese könnte sichergestellt werden, wenn die Orientierung nicht an 
institutionsgebundene Zuständigkeiten, sondern an personenbezogenen Zuständen erfolgt 
(S. XII). 
3.3. Zusammenfassung und Übersicht der förderlichen Faktoren  
Wie eingangs erwähnt, verfolgt die vorliegende Master-Arbeit u.a. das Ziel, förderliche 
Faktoren für die berufliche Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung 
zusammenfassend und übersichtlich darzustellen. Damit dies gelingt, werden in diesem 
Abschnitt die vorgängig ausgeführten Studien sowie die darin gefundenen relevanten 
Faktoren verdichtet aufgelistet. Anschliessend hat die Verfasserin inhaltlich ähnliche Begriffe 
zu einem übergeordneten Stichwort zusammengefasst und diese Stichwörter wiederum vier 
Hauptkategorien zugeordnet. Die vier Kategorien haben sich aus der vertiefen Studie aller 
relevanter Faktoren herauskristallisiert. Die Verfasserin hat dabei festgestellt, dass die 
“Teilnahme an einem Integrationsprogramm“ sowie die “Zusammenarbeit mit den 
Arbeitgebenden“ zwei sehr relevante Themen für eine gelingende berufliche Integration sind. 
Daraus hat die Autorin geschlossen, dass diese Stichwörter je eine Kategorie sein müssen. 
Eine weitere Kategorie wollte die Verfasserin bewusst der erfolgversprechendsten 
methodischen Vorgehensweise zuordnen. Dadurch hat sich ergeben, dass der förderliche 
Faktor “Vorgehen nach Supported Employment“ der Titel einer weiteren Kategorie wurde. 
Bei den restlichen Faktoren handelt es sich um Stichwörter, die allgemein für eine 
gelingende berufliche Integration berücksichtigt werden müssen. Daraus wurde die Kategorie 
“Allgemeines zum Vorgehen für eine erfolgreiche berufliche Integration“ gebildet. 
Abschliessend für dieses dritte Kapitel folgt somit die kategorisierte Übersicht der relevanten 
förderlichen Faktoren. 
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Verdichtete Auflistung der förderlichen Faktoren 
 
Studie der Psychiatrischen Universitätsklinik Zürich (2003-2005) 
- Vorgehen nach dem Konzept Supported Employment 
 
Studie von Thomas Reker und Bernd Eikelmann (1999) 
- berufliche Belastbarkeit mit Hilfe vorangehenden Trainings steigern 
- früher Beginn der Integrationsmassnahmen 
- finanzielle Anreize für Arbeitgebende 
- enge Zusammenarbeit zwischen ärztlicher und arbeitsintegrativer Unterstützung 
- koordinierte multiprofessionelle Zusammenarbeit 
 
Ergebnisse von Holger Hoffmann (1999) 
- Qualität der Integrationsprogramme: Eintrittsselektion, regelmässige Verlaufs-
evaluationen für Standortbestimmungen 
- Arbeitstrainings als Bestandteile der Programme 
- therapeutische Angebote als Bestandteile der Programme 
- Übernahme der Lohnkosten bis zur Festanstellung 
- Kriseninterventionen 
- Rücknahmegarantie 
- Nachbetreuung am Arbeitsplatz 
 
Ergebnisse und Studie von Niklas Baer (2002) 
- Erhalt der letzten Arbeitsstelle 
- möglichst kurzer Arbeitsunterbruch 
- Absolvieren eines beruflich-integrativen Trainings 
- soziale Kompetenztrainings 
- flexibles System leistungsgestufter Integrationsprogramme 
- Wissen aus Psychologie, Psychopathologie und Psychotherapie einbeziehen 
- Störungsspezifisches Wissen als Grundlage für Entscheid über Fördermassnahmen 
- berufliche Integration muss langfristig angelegt sein 
- arbeitsplatznahe professionelle Nachbetreuung 
 
Studie von Peter Brieger, Stefan Watzke, Anja Galvao, Michael Hühne und Berthold 
Gawlik (2006) 
- Teilnahme an einem Integrationsangebot 
- medizinische Leistungen müssen Teil der beruflichen Rehabilitation sein 
- kurze Arbeitslosigkeitsdauer vor der Massnahme 
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Ergebnisse von Dorothea Jäckel, Holger Hoffmann und Wolfgang Weig (2010) 
- Supported Employment Programme erweitert mit handlungsorientierten Trainings und 
psychotherapeutischen Verfahren 
- Unterstützung durch den Job Coach 
- Arbeitsumfeld, Vorgesetzte und die Arbeitskolleginnen und -kollegen durch Job Coach 
einbeziehen 
- frühes Einsetzen der Wiedereingliederungsmassnahmen, möglichst noch während 
Bestehen eines Arbeitsverhältnisses 
 
Studie vom Bundesamt für Sozialversicherungen (2010) 
- Methoden- und Sozialkompetenz der Vorgesetzten und Integrationsfachpersonen 
- qualifiziert geführte Mitarbeitendengespräche 
- früher Einbezug des sozialen Umfelds 
- transparente Vorgehensweise 
- persönliche und kontinuierliche Begleitung 
  
 3. Förderliche Faktoren für die berufliche Integration 
 27 
Kategorisierte Übersicht der förderlichen Faktoren 
 
 
Abb. 1: Übersicht der förderlichen Faktoren “Allgemeines zum Vorgehen für eine erfolgreiche 
berufliche Integration“ 
 
 
Abb. 2: Übersicht der förderlichen Faktoren “Teilnahme an einem Integrationsprogramm“ 
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Abb. 3: Übersicht der förderlichen Faktoren “Vorgehen nach Konzept Supported Employment“ 
 
 
Abb. 4: Übersicht der förderlichen Faktoren “Zusammenarbeit mit Arbeitgebenden“ 
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4. Die Invalidenversicherung 
In diesem Kapitel werden die Grundzüge der IV erklärt. Das Schwergewicht liegt dabei auf 
der 5. IVG-Revision. Die einzelnen Instrumente der IV werden anschliessend im 5. Kapitel 
detailliert dargestellt. 
4.1. Die Grundzüge der IV 
Die IV ist Teil des Systems der sozialen Sicherheit in der Schweiz. In der Bundesverfassung 
(BV) Art. 41 sind die Sozialziele geregelt. Gemäss BV Art. 41 Abs. 2 setzen sich Bund und 
Kantone dafür ein, dass jede Person gegen die wirtschaftlichen Folgen von u.a. Invalidität, 
Krankheit oder Arbeitslosigkeit abgesichert ist. Dabei ist wichtig zu erwähnen, dass diese 
Sozialziele rechtlich nicht durchsetzbar sind, d.h. es können daraus keine unmittelbaren 
Ansprüche auf staatliche Leistungen geltend gemacht werden. Dies ist in BV Art. 41 Abs. 4 
ausdrücklich so festgehalten. BV Art. 112b regelt, dass der Bund die Eingliederung invalider 
Personen durch die Ausrichtung von Geld- und Sachleistungen fördert. In IVG Art. 1a ist der 
Gesetzeszweck der IV verankert: So soll Invalidität mit geeigneten, einfachen und 
zweckmässigen Eingliederungsmassnahmen verhindert, vermindert oder behoben werden. 
Dieser Zweck ist an erster Stelle aufgeführt. An zweiter Stelle ist erwähnt, dass das Gesetz 
verbleibende finanzielle Folgen einer Invalidität mit der Abdeckung des Existenzbedarfs 
ausgleichen soll. Aus dieser Reihenfolge lässt sich der wohl wichtigste Grundsatz der IV 
ableiten: Eingliederung vor Rente. Dieser Grundsatz war lange Zeit vernachlässigt worden. 
Mit der 5. IVG-Revision wurde er gestärkt, und es wurden insbesondere neue Instrumente zu 
seiner Verwirklichung geschaffen, wie im nächsten Unterkapitel dargestellt wird (Erwin 
Murer, 2009, S. 2f). 
4.2. Die 5. IVG-Revision 
Die 5. IVG-Revision wurde am 17. Juni 2007 in einer Volksabstimmung angenommen und 
trat am 01. Januar 2008 in Kraft. Notwendig wurde die Revision zum einen durch die seit den 
90er Jahren jährlich auftretenden Defizite der IV. Ende 2006 schuldete die IV dem 
Ausgleichsfond der Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) 9,3 Milliarden Franken. 
Durch die Verschuldung der IV wurde somit auch die Liquidität der AHV gefährdet. Die 
Schulden waren grösstenteils auf die rasante Zunahme von rentenbeziehenden Personen 
zurückzuführen: So erhielten 1960 bei Einführung der IV nur gerade 26‘000 Personen eine 
Rente. Im Jahr 2006 waren dies rund elfmal mehr, nämlich 300‘000 Personen. Zudem 
bezogen vermehrt Personen der Altersgruppe der 35- bis 49-Jährigen Renten. Damit sind 
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meist lang dauernde Rentenzahlungen verbunden, was wiederum zu enormen Ausgaben 
führt. Zum andern wurde die 5. IVG-Revision auch notwendig, weil 40% der Zusprachen von 
Neurenten auf psychische Erkrankungen zurückzuführen waren. Um dieser Entwicklung 
entgegen zu wirken, wurden neue Massnahmen notwendig mit dem Ziel, insbesondere 
Personen mit psychischen Beeinträchtigungen adäquatere Unterstützungsmöglichkeiten zur 
beruflichen Eingliederung zu bieten. Die zum massiven Anstieg der Rentenausgaben 
führenden Ursachen waren analysiert worden: So würden diese im System liegen und seien 
nicht auf eine allgemeine Verschlechterung der Gesundheitssituation der Bevölkerung 
zurückzuführen (Du Bois-Reymond, 2007, S. 284; Rosalba Aiello, 2007, S. 309f). Gemäss 
Martin Wicki (2012) ist sich die Fachwelt weitgehend einig, dass die Anzahl psychischer 
Erkrankungen seit Jahrzehnten etwa konstant geblieben ist. Hingegen hätten die Betroffenen 
vermehrt Probleme im Zusammenhang mit ihrer Arbeitsmarktbeteiligung (S. 94). Du Bois-
Reymond (2007) benannte die systembedingten Ursachen für den rasanten Rentenanstieg: 
„(. . .) zu späte Anmeldung, lang dauernde Verfahren, zu spätes Einsetzen der 
Eingliederungsbemühungen, mangelnde Koordination unter den beteiligten Akteuren, keine 
spezifischen Eingliederungsbemühungen für die grosse Gruppe der psychisch Kranken (. . 
.)“ (S. 284). Da festgestellt wurde, dass für Personen mit einer psychischen Erkrankung der 
Schritt direkt zurück in den Arbeitsmarkt zu schwierig und zu gross ist, wurden mit der 5. 
IVG-Revision u.a. die niederschwelligen Integrationsmassnahmen (vgl. 5.3.2.) geschaffen. 
Diese werden als Vorstufe zu den eigentlichen beruflichen Massnahmen bezeichnet und 
haben zum Ziel, die Lücken zwischen sozialer und beruflicher Integration zu schliessen (Du 
Bois-Reymond, 2007, S. 285). Adelaide Bigovic-Balzardi, Bernard Frei und Nancy Wayland 
Bigler (2006) haben festgehalten, welche Kriterien bei der Konzeption der 
Integrationsmassnahmen im Rahmen der 5. IVG-Revision stark gewichtet wurden: „(. . .) 
modularer Aufbau, Wiederholbarkeit, rasche und nachhaltige Eingliederung, Vereinbarung 
klarer Ziele (. . .), individuelle Begleitung, Unterstützung und Förderung der Arbeitgebenden 
und der versicherten Personen, Einbezug aller Aspekte (medizinisch, beruflich, sozial usw.)“ 
(S. 210). Im Vorfeld der 5. IVG-Revision wurden die Integrationsmassnahmen fast 
ausschliesslich mit versicherten Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung in 
Zusammenhang gebracht. Das Bundesgericht hat 2009 jedoch klar festgehalten, dass 
versicherte Personen unabhängig von der Art des Gesundheitsschadens auf 
Integrationsmassnahmen Anspruch haben (Bundesgerichtsentscheid 8C_303/2009 vom 14. 
Dezember 2010). 
Gabl (2007) sprach im Zusammenhang mit der 5. IV-Revision von einem Paradigma-
Wechsel und einem Kulturwandel. Zum neuen Denkmuster für die IV benannte er drei 
Stichwörter. 1. Sprechen statt Schreiben: Eine Verlagerung von der primär schriftlichen 
Kommunikation hin zum mündlichen Kontakt mit der versicherten Person und ihrem Umfeld 
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ist unabdingbar. 2. Weg von den Akten: Die IV ist mit der neuen Revision gefordert, rasch zu 
entscheiden ohne zuerst Akten anzuhäufen. 3. Schnell statt präzise: Dem Faktor Zeit kommt 
mit der 5. IVG-Revision eine besondere Bedeutung zu. So besteht für die IV nun die 
Möglichkeit, aktiv zu werden, bevor die Anspruchsvoraussetzungen bis ins letzte Detail 
geklärt wurden (S. 294f). 
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5. Die Integrationsinstrumente der IV 
In diesem Kapitel werden die Integrationsinstrumente der IV ausführlich dargestellt. Mit dem 
Begriff Integrationsinstrumente werden sämtliche Unterstützungsmöglichkeiten der IV für die 
berufliche Integration zusammengefasst. Bei den Ausführungen geht es primär um eine 
inhaltliche Darstellung, um aufzuzeigen, welche Unterstützungsmöglichkeiten die IV zur 
Verfügung stellen kann. Auf die exakten Anspruchsvoraussetzungen wird dabei nicht 
ausführlich eingegangen. Wie detailliert die einzelnen Ausführungen sind, orientiert sich an 
der Relevanz für die zu bearbeitenden Fragestellungen. Es gilt der aktuelle Stand der 
Gesetzgebung per 31. August 2013. Um eine allgemeine Orientierung zu ermöglichen, folgt 
vorgängig eine übersichtliche Darstellung der Integrationsinstrumente. 
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Übersicht der Integrationsinstrumente der IV 
 
 
 
Abb. 5: Übersicht der Integrationsinstrumente der IV 
(In Anlehnung an IVG, KSIM und KSBE) 
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5.1. Früherfassung 
Gemäss dem Kreisschreiben über die Früherfassung und die Frühintervention (KSFEFI) Rz 
2001 ist das Ziel der Früherfassung, mit aus gesundheitlichen Gründen in der 
Arbeitsfähigkeit eingeschränkten Personen möglichst früh in Kontakt zu treten. Dadurch soll 
die Invalidität nach Möglichkeit verhindert werden. Gemäss der Verordnung über die 
Invalidenversicherung (IVV) Art. 1ter kann sich eine versicherte Person nach mindestens 30 
Tagen ununterbrochener Arbeitsunfähigkeit ober bei wiederholten kürzeren 
Krankheitsabsenzen innerhalb eines Jahres bei der zuständigen IV-Stelle melden oder 
gemeldet werden. Es ist nicht nur die versicherte Person zur Meldung berechtigt, sondern 
auch weitere Personen und Stellen. Die Auflistung der meldeberechtigten Personen gemäss 
IVG Art. 3b Abs. 2 reicht von Familienangehörigen aus dem gleichen Haushalt wie die 
versicherte Person, über Arbeitgebende, Ärztinnen und Ärzten bis zu verschiedenen 
Sozialversicherungen. Dabei ist die versicherte Person vor einer entsprechenden Meldung 
zu informieren (IVG Art. 3b Abs. 3). Die Zustimmung der versicherten Person ist für die 
Meldung jedoch nicht erforderlich (Georges Pestalozzi-Seger, 2007, S. 2). In IVG Art. 3c ist 
das Verfahren der Früherfassung geregelt. Die IV-Stelle hat die Aufgabe, die persönliche 
Situation der versicherten Person und deren Arbeitsunfähigkeit hinsichtlich Ursachen und 
Auswirkungen abzuklären und zu beurteilen, ob Frühinterventionsmassnahmen nach IVG 
Art. 7d indiziert sind. Für die entsprechende Abklärung kann die IV-Stelle die versicherte 
Person und bei Bedarf auch deren Arbeitgeberin oder Arbeitgeber zu einem Gespräch 
einladen. Gemäss KSFEFI Rz 2007 kann auf das Gespräch verzichtet werden, wenn 
aufgrund der Meldung eindeutig ist, dass es eine umgehende Anmeldung bei der IV braucht. 
Das Früherfassungsgespräch ist in IVV Art. 1quinquies geregelt: Die versicherte Person erhält 
Informationen zum Zweck und Umfang der Früherfassungsabklärungen. Weiter wird die 
medizinische, berufliche und soziale Situation der versicherten Person abgeklärt. Zudem 
werden die Akteure bestimmt, die einen Beitrag zur Erhaltung der Erwerbsfähigkeit der 
versicherten Person leisten können. Das Ergebnis dieses Gesprächs wird in schriftlicher 
Form festgehalten. Die Früherfassung wird damit abgeschlossen, dass die IV-Stelle die 
versicherte Person, allenfalls involvierte Sozialversicherungen sowie unter Umständen die 
Arbeitgebenden informiert, ob Frühinterventionsmassnahmen angezeigt sind (IVG Art. 3c 
Abs. 5). Diesen Entscheid muss die IV-Stelle spätestens 30 Tage nach Eingang der Meldung 
fällen (IVV Art. 1quater Abs. 1). Bei Bedarf wird die versicherte Person somit zur Anmeldung 
bei der IV aufgefordert. Kommt die versicherte Person dieser Anmeldung nicht unverzüglich 
nach und wirkt sich dies nachteilig auf Dauer oder Ausmass der Arbeitsunfähigkeit oder 
Invalidität aus, so muss mit einer sanktionsweisen Kürzung späterer Leistungen gerechnet 
werden (IVG Art. 3c Abs. 6).  
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5.2. Frühintervention 
Die Massnahmen der Frühintervention haben gemäss IVG Art. 7d Abs. 1 die Zielsetzung, 
bisherige Arbeitsplätze arbeitsunfähiger Versicherter zu erhalten oder versicherten Personen 
Unterstützung zu geben, damit sie an einem neuen Arbeitsplatz innerhalb oder ausserhalb 
des bisherigen Betriebs eingegliedert werden können. Bei Betrachtung der vorangehenden 
Übersicht zu den Integrationsinstrumenten der IV auf Seite 33 fällt auf, dass es sich bei den 
Frühinterventionsmassnahmen begrifflich mehrheitlich um dieselben Massnahmen handelt 
wie auch bei den ordentlichen Eingliederungsmassnahmen. So gibt es die Arbeitsvermittlung 
sowohl als Frühinterventionsmassnahme als auch als Massnahme beruflicher Art. Dasselbe 
gilt auch für die Berufsberatung. Die sozial-berufliche Rehabilitation und die 
Beschäftigungsmassnahmen, die ebenfalls im Rahmen der Frühintervention zugesprochen 
werden können, gibt es auch als Integrationsmassnahmen unter dem Übertitel der 
Eingliederungsmassnahmen. Im Faktenblatt vom BSV “Früherfassung und Frühintervention“ 
(2007) ist festgehalten, dass sich die Instrumente der Frühinterventionsmassnahmen 
inhaltlich nicht von den ordentlichen Eingliederungsmassnahmen unterscheiden (S. 2). Diese 
“Doppelspurigkeiten“ machen die Orientierung innerhalb der Integrationsinstrumente der IV 
nicht ganz einfach. Gemäss Pestalozzi-Seger (2007) handelt es sich bei den 
Frühinterventionsmassnahmen gesetzessystematisch dann auch nicht um eigentliche 
Eingliederungsmassnahmen, sondern „(. . .) um ein relativ formloses vorgelagertes System, 
bei dem auf einlässliche Abklärungen verzichtet wird“ (S. 3). Nach Murer (2009) orientieren 
sich die Frühinterventionsmassnahmen an den ordentlichen Eingliederungsmassnahmen. 
Jedoch müssen die für die Eingliederungsmassnahmen definierten Anspruchs-
voraussetzungen nicht erfüllt sein, um Frühinterventionsmassnahmen zugesprochen zu 
bekommen. Darin liegt dann auch der Vorteil der Frühinterventionsmassnahmen: Für eine 
Leistungszusprache müssen die gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen nicht zuerst 
abschliessend geklärt werden. Dadurch geht keine wertvolle Zeit verloren, und den 
versicherten Personen kann rasche Unterstützung gewährt werden (S. 4, S. 153ff). 
In IVG Art. 7d Abs. 3 wird darauf hingewiesen, dass auf die Massnahmen der 
Frühintervention kein Rechtsanspruch besteht. Dies bedeutet, dass die Ansprüche auf dem 
Rechtsweg nicht durchgesetzt werden können. Die Massnahmen werden nicht verfügt 
sondern lediglich mitgeteilt. Wichtig zu erwähnen ist, dass Frühinterventionsmassnahmen 
auch kein Taggeld auslösen. Es wird davon ausgegangen, dass während dieser Zeit 
mehrheitlich noch Krankentaggeldzahlungen ausgerichtet werden (Murer, 2009, S. 3). 
Die konkreten Unterstützungsmöglichkeiten im Rahmen der Frühintervention sind im IVG Art. 
7d Abs. 2 geregelt und im KSFEFI Rz 3012 konkretisiert. Es sind dies: 
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- Anpassungen des Arbeitsplatzes: Dabei geht es primär um Hilfsmittel. Diese sollen 
der versicherten Person helfen, den bestehenden Arbeitsplatz behalten zu können 
oder einen neuen Arbeitsplatzes zu finden. Es wird explizit darauf hingewiesen, dass 
die Hilfsmittel nicht auf der Hilfsmittelliste (Verordnung über die Abgabe von 
Hilfsmitteln durch die IV) stehen müssen (KSFEFI Rz 3012.1). 
- Ausbildungskurse: Diese haben zum Ziel, die Eingliederungschancen der 
versicherten Person zu erhöhen, wobei der Ausbildungsaufwand verhältnismässig 
sein muss (KSFEFI Rz 3012.2). 
- Arbeitsvermittlung: Die IV kann für Versicherte, die in keinem Arbeitsverhältnis mehr 
stehen, aktive Unterstützung bei der Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz 
anbieten. Zudem können Arbeitgebenden, die einen Arbeitsplatz anbieten, Anreize 
gewährt werden. Der Arbeitsvermittlung zugeordnet wird auch die begleitende 
Beratung von Versicherten und Arbeitgebenden mit dem Ziel, bestehende 
Arbeitsplätze aufrecht zu erhalten (KSFEFI Rz 3012.3, Rz 3012.4). Siehe dazu auch 
die detaillierten Ausführungen zur Arbeitsvermittlung als Massnahme beruflicher Art 
unter 5.3.3.4. 
- Berufsberatung: Diese Beratungsleistung dient der beruflichen Orientierung (KSFEFI 
Rz 3012.5). Gemäss Murer (2009) geht es dabei um eine Basisberatung ohne 
aufwändige Abklärungen (S. 165). Siehe dazu die detaillierten Ausführungen zur 
Berufsberatung als Massnahme beruflicher Art unter 5.3.3.1. 
- Sozial-berufliche Rehabilitation: Mit diesen Leistungen sollen die sozialen und 
kommunikativen Kompetenzen der Versicherten hinsichtlich ihrer Arbeitsmarkt-
fähigkeit gefördert werden (KSFEFI Rz 3012.6). Siehe auch dazu die detaillierten 
Ausführungen zu den Integrationsmassnahmen als ordentliche Eingliederungs-
massnahme unter 5.3.2.1. 
- Beschäftigungsmassnahmen: Durch die Erhaltung der Tagesstruktur soll die 
Arbeitsmarktfähigkeit aufrechterhalten oder gefördert werden. Dies kann durch 
Massnahmen auf dem ersten Arbeitsmarkt, in Institutionen oder in Programmen 
durchgeführt werden (KSFEFI Rz 3012.7). Siehe hierzu ebenso die detaillierten 
Ausführungen zu den Integrationsmassnahmen als ordentliche Eingliederungs-
massnahmen unter 5.3.2.2. 
Murer (2009) ist der Ansicht, dass die IV-Stellen die Kompetenz haben, mehr als eine 
Frühinterventionsmassnahme gleichzeitig zuzusprechen (S. 164). 
Der Verlauf der Frühinterventionsphase ist ebenfalls im KSFEFI geregelt: Nach Eingang der 
Anmeldung prüft die IV im Rahmen der Triage ihre Zuständigkeit und hält fest, ob berufliche 
Eingliederungsmassnahmen oder Rentenleistungen, Hilflosenentschädigungen oder 
Hilfsmittel zur Prüfung anstehen (KSFEFI Rz 3004). In Abgrenzung zur Meldung für die 
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Früherfassung kann die Anmeldung bei der IV nur durch die versicherte Person oder deren 
gesetzliche Vertretung erfolgen. Wenn geklärt ist, dass es um Eingliederungsmassnahmen 
geht, wird mit der versicherten Person ein Assessment durchgeführt. Dabei wird die 
Gesamtsituation der Person evaluiert, wobei den vorhandenen Ressourcen speziell 
Beachtung geschenkt wird. Dazu können weitere Beteiligte eingeladen werden. Explizit ist 
von Ärztinnen und Ärzten oder Arbeitgebenden die Rede (KSFEFI Rz 3005-3007). Für den 
Eingliederungsprozess wird eine fallführende Person bestimmt. Diese bleibt auch bei allfällig 
folgenden ordentlichen Eingliederungsmassnahmen zuständig, koordiniert die Abklärungen 
und Zusprachen sämtlicher IV-Leistungen und begleitet die versicherte Person (KSFEFI Rz 
3008). Es wird ein Eingliederungsplan erstellt. Die fallführende Person entscheidet, für 
welche Massnahmen gemäss Eingliederungsplan schriftliche Zielvereinbarungen mit der 
versicherten Person getroffen werden. Wenn Massnahmen bei externen Anbietern 
durchgeführt werden, müssen nebst der versicherten Person und der 
Eingliederungsberaterin oder -berater auch diese die Zielvereinbarung unterschreiben 
(KSFEFI Rz 3010-3011). Gemäss IVV Art. 1septies endet die Frühinterventionsphase mit drei 
möglichen Szenarien: 1. Es wird eine Verfügung zur Durchführung ordentlicher 
Eingliederungsmassnahmen erlassen. 2. Die versicherte Person erhält eine Mitteilung, dass 
Eingliederungsmassnahmen nicht erfolgversprechend sind und der Rentenanspruch geprüft 
wird. 3. Die IV-Stelle verfügt, dass weder Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen noch 
auf eine Rente besteht. Dieser Entscheid wird auch als Grundsatzentscheid bezeichnet. Von 
der Anmeldung bei der IV bis zu diesem Grundsatzentscheid sollte die Dauer von sechs 
Monaten nicht überschritten werden (Pestalozzi-Seger, 2007, S. 3). Die Leistungen der 
Frühintervention dürfen pro versicherte Person bis zu CHF 20‘000.00 kosten (IVV Art. 1octies). 
5.3. Eingliederungsmassnahmen 
Der Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen ist in IVG Art. 8 Abs. 1 geregelt: „Invalide 
oder von einer Invalidität unmittelbar bedrohte Versicherte haben Anspruch auf 
Eingliederungsmassnahmen, soweit: 
a) diese notwendig und geeignet sind, die Erwerbsfähigkeit oder die Fähigkeit, sich im 
Aufgabenbereich zu betätigen, wieder herzustellen, zu erhalten oder zu verbessern; und 
b) die Voraussetzungen für den Anspruch auf die einzelnen Massnahmen erfüllt sind“. 
Der entsprechende Begriff der Invalidität ist in ATSG Art. 8 Abs. 1 definiert: „Invalidität ist die 
voraussichtliche bleibende oder längere Zeit dauernde ganze oder teilweise 
Erwerbsunfähigkeit“. Mit IVG Art. 8 Abs. 1 wird der Verhältnismässigkeitsgrundsatz zum 
Ausdruck gebracht. Silvia Bucher (2011) beschreibt diesen Grundsatz wie folgt: „Der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit verlangt, dass die Massnahme das geeignete Mittel zur 
Erreichung des angestrebten Zieles ist, dass die Massnahme nicht über das hinausgeht, was 
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zur Erreichung des Zweckes erforderlich ist und dass zwischen Ziel und Mitteln ein 
vernünftiges Verhältnis besteht“ (S. 74). Demnach haben Versicherte also nicht Anspruch 
auf die bestmögliche Eingliederungsmassnahme, sondern lediglich auf diejenige, welche 
geeignet, notwendig und angemessen ist, um das Ziel der beruflichen Eingliederung zu 
erreichen. 
Im IVG Art. 8 Abs. 3 sind die einzelnen Eingliederungsmassnahmen aufgeführt. Es sind dies: 
medizinische Massnahmen, Integrationsmassnahmen zur Vorbereitung auf die berufliche 
Eingliederung, Massnahmen beruflicher Art und die Abgabe von Hilfsmitteln. In der Folge 
werden nun diese Massnahmen im Einzelnen dargestellt. Dabei wird auf die Abgabe von 
Hilfsmitteln nicht eingegangen, da die Relevanz für die hier im Fokus stehenden Personen 
mit einer psychischen Beeinträchtigung kaum gegeben ist. 
Über die Durchführung von Eingliederungsmassnahmen muss die IV-Stelle spätestens zwölf 
Monate nach erfolgter Anmeldung entscheiden (IVG Art. 49). Dieser Artikel wurde mit der 5. 
IVG-Revision neu eingeführt und dient der Verfahrensbeschleunigung und damit schliesslich 
der Umsetzung des Grundsatzes “Eingliederung vor Rente“ (Bucher, 2011, S. 33). Während 
dieser Abklärungs- und Entscheidungszeit können bereits Massnahmen im Rahmen der 
Frühintervention gewährt werden, wobei auf diese Massnahmen kein Rechtsanspruch 
besteht (vgl. 5.2.). 
5.3.1. Medizinische Massnahmen 
Der Anspruch auf medizinische Massnahmen der IV besteht grundsätzlich nur bis zum 
vollendeten 20. Altersjahr. Die Übernahme von Kosten medizinischer Massnahmen für über 
20-jährige wurde mit der 5. IVG-Revision abgeschafft. Medizinische Massnahmen sind auf 
die Eingliederung ins Erwerbsleben ausgerichtet und nicht auf die eigentliche 
Leidensbehandung (IVV Art. 2). Durch weitere Einschränkungen, die im Kreisschreiben über 
die medizinischen Eingliederungsmassnahmen der Invalidenversicherung (KSME) 
festgehalten sind, wird die Beanspruchung medizinischer Massnahmen durch die IV beim 
Vorliegen einer psychischen Erkrankung nur in vereinzelten Fällen ermöglicht. In KSME Rz 
645-647/845-847.3 in Verbindung mit Rz 645-647/845-847.5 sind die Voraussetzungen für 
eine Kostenübernahme bei erworbenen psychischen Leiden, die zu einem schweren stabilen 
Defekt führen, geregelt. Dafür muss nach einer intensiven einjährigen Behandlung ohne 
genügende Besserung bei weiterer Behandlung erwartet werden können, „(. . .) dass der 
drohende Defekt mit seinen negativen Auswirkungen auf die Berufsausbildung und 
Erwerbsfähigkeit zu einem grossen Teil verhindert werden kann. (. . . .)“ (KSME Rz 645-
647/845-847.5). Psychotherapeutische Massnahmen gehen jedoch nicht zu Lasten der IV, 
wenn die Prognose unbestimmt ist, sowie wenn davon ausgegangen werden muss, dass die 
Behandlung für unbefristete Zeit notwendig ist (KSME Rz 645-647/845-847.5). Aufgrund der 
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aufgezeigten grossen Einschränkungen ist die Relevanz der medizinischen Massnahmen 
der IV für die vorliegende Fragestellung praktisch nicht gegeben, weshalb auf weitere Details 
nicht eingegangen wird. 
5.3.2. Integrationsmassnahmen zur Vorbereitung auf die berufliche 
Eingliederung 
Mit Hilfe von Integrationsmassnahmen zur Vorbereitung auf die berufliche Eingliederung (in 
der Folge als Integrationsmassnahmen bezeichnet) sollen die Voraussetzungen für 
Massnahmen beruflicher Art geschaffen und die Erfolgschancen für deren Durchführung 
vergrössert werden. Daher wurden die Integrationsmassnahmen gesetzessystematisch auch 
vor die Massnahmen beruflicher Art gestellt. Als Integrationsmassnahmen gelten 
Massnahmen zur sozial-beruflichen Rehabilitation (vgl. 5.3.2.1.) und Beschäftigungs-
massnahmen (vgl. 5.3.2.2.) (IVG Art. 14a). In diesem Abschnitt wird auf die grundsätzlichen 
Anspruchsvoraussetzungen und das Verfahren der Integrationsmassnahmen eingegangen, 
sofern die Bestimmungen sowohl für die sozial-berufliche Rehabilitation als auch für die 
Beschäftigungsmassnahmen gelten. Die je spezifischen Details dieser Massnahmen folgen 
anschliessend. 
Ein Anspruch auf Integrationsmassnahmen besteht, wenn eine versicherte Person seit 
mindestens sechs Monaten zu mindestens 50 Prozent arbeitsunfähig ist und sofern 
voraussichtlich aufgrund der Durchführung die Voraussetzung für Massnahmen beruflicher 
Art geschaffen werden kann (IVG Art. 14a Abs. 1). Im Detail müssen die Versicherten als 
Anspruchsvoraussetzung eine Präsenzzeit von mindestens zwei Stunden täglich während 
mindestens vier Tagen pro Woche absolvieren können (IVV Art. 4quater Abs. 1). Die 
Zusprache von Integrationsmassnahmen ist grundsätzlich mehrmals möglich (IVV Art. 4sexies 
Abs. 5; Murer, 2009, S. 187). Jedoch ist in IVV Art. 4sexies Abs. 6 festgehalten, dass eine 
versicherte Person nach insgesamt zwei Jahren Integrationsmassnahmen keinen weiteren 
Anspruch darauf mehr hat. Dies schliesst auch einen Anspruch zu einem späteren Zeitpunkt 
aus, wie im Kreisschreiben über die Integrationsmassnahmen (KSIM) Rz 1004 konkretisiert 
wird. Der Abschluss der Integrationsmassnahmen erfolgt, wenn das vereinbarte Ziel erreicht 
werden konnte oder sich herausstellt, dass eine andere Eingliederungsmassnahme 
geeigneter wäre. In KSIM Rz 1005 wird ergänzt, dass eine Beendigung auch erfolgt, wenn 
die vereinbarten Zwischenziele deutlich nicht erreicht werden. Wenn die 
Integrationsmassnahme der versicherten Person aus medizinischen Gründen nicht mehr 
zugemutet werden kann, wird sie ebenfalls beendet (IVV Art. 4sexies Abs. 3 lit. c). Vonseiten 
der IV-Stelle erfolgt eine Begleitung der versicherten Person während der 
Integrationsmassnahme. Dabei wird der Erfolg der Massnahme überwacht (IVG Art. 14a 
Abs. 4). Konkret wird anhand des Eingliederungsplans überprüft, ob die Zwischenziele 
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erreicht werden (IVV Art. 4septies Abs. 1). Die Zielvereinbarung, die im Dreieck versicherte 
Person, Anbieter der Integrationsmassnahme und IV-Stelle getroffen wird, muss Aufschluss 
über die zu erreichenden Ziele in folgenden Bereichen geben: soziale Kompetenz, 
persönliche Kompetenz, Arbeitsverhalten, Fachkompetenz und Arbeitsleistung (KSIM Rz 
1006). Für die Integrationsmassnahmen arbeiten die IV-Stellen mit entsprechenden externen 
Anbietern zusammen. Die Durchführung ist auch im bisherigen Betrieb einer versicherten 
Person möglich. Dabei wird die Massnahme in enger Zusammenarbeit zwischen IV und 
Arbeitgebenden umgesetzt, oder die IV delegiert ihre Arbeit wiederum an einen externen 
Anbieter. Betriebe, die sich für die Durchführung von Integrationsmassnahmen zur 
Verfügung stellen, erhalten dafür eine Entschädigung von höchstens 100 Franken pro Tag, 
wenn die versicherte Person weiterhin im Betrieb beschäftigt bleibt (IVG Art. 14a Abs. 5, IVV 
Art. 4octies Abs. 1). Als Abschluss zu diesen Grundlagen ist KSIM Rz 1008 zu erwähnen: 
„Integrationsmassnahmen werden hinsichtlich Aufbau, Abfolge, Inhalt und Dauer auf die 
individuellen Bedürfnisse und Fähigkeiten der vP [versicherte Person] abgestimmt“. 
Die Abgrenzung der Integrationsmassnahmen zu den Frühinterventionsmassnahmen ist in 
KSIM Rz 1025 geregelt: Demnach können Integrationsmassnahmen im Rahmen der 
Frühintervention zugesprochen werden, wenn die Arbeitsunfähigkeit noch nicht sechs 
Monate angedauert hat. Die Zusprache in der Phase der Frühintervention erfolgt ohne 
Taggeld und ohne Rechtsanspruch (vgl. 5.2.). 
5.3.2.1. Sozial-berufliche Rehabilitation 
Ein Anspruch auf eine sozial-berufliche Rehabilitation besteht für Versicherte, die für eine 
berufliche Massnahme noch nicht eingliederungsfähig sind (IVV Art. 4quater Abs. 2). Sie 
beinhaltet gemäss IVV Art. 4quinquies Abs. 1: „(. . .) Massnahmen zur Gewöhnung an den 
Arbeitsprozess, zur Förderung der Arbeitsmotivation, zur Stabilisierung der Persönlichkeit, 
zum Einüben sozialer Grundfähigkeiten“. In KSIM Rz 1010 wird die Durchführungsart der 
sozial-beruflichen Rehabilitation konkretisiert. Sie erfolgt in Form eines 
Belastbarkeitstrainings, eines Aufbautrainings oder einer Wirtschaftsnahen Integration mit 
Support am Arbeitsplatz (WISA). Diese drei Varianten werden im Folgenden vorgestellt. 
Belastbarkeitstraining 
Mit dem Belastbarkeitstraining soll eine Steigerung der Mindestpräsenzzeit der versicherten 
Personen erreicht werden. Dabei wird mit einer Präsenz von zwei Stunden an vier 
Wochentagen begonnen und schrittweise auf vier Stunden an vier Wochentagen gesteigert. 
Es werden keine Anforderungen an die produktive Leistungsfähigkeit der versicherten 
Person gestellt (KSIM Rz 1010.1). Zielsetzung und Grobinhalt des Belastbarkeitstrainings 
werden in KSIM Anhang 1 stichwortartig ausgeführt. Die Steigerung der Belastbarkeit der 
versicherten Personen soll sowohl körperlich, psychisch als auch kognitiv erfolgen. Ebenso 
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sollen Sozial- und Selbstkompetenz gesteigert werden. Bezüglich des Inhalts stehen sowohl 
Konzentrations-, Körper- und Verhaltensübungen als auch kognitives Training und 
erlebensorientierte Massnahmen auf dem Programm. Dieser Inhalt wird primär in 
Institutionen mit einem therapeutisch / agogischen Rahmen vermittelt. Die integrierte 
Begleitung durch Therapeutinnen und Therapeuten ist Bestandteil des Trainings (KSIM 
Anhang 1). 
Aufbautraining 
Im Aufbautraining erfolgt die Steigerung von 4 Stunden Mindestpräsenz an vier Tagen auf 
50% Arbeitsfähigkeit (KSIM Rz 1010.2). Zielsetzung und Grobinhalt dazu sind ebenfalls in 
KSIM Anhang 1 zu finden. In diesem Teil soll die Steigerung der Methoden-, Selbst- und 
Sozialkompetenz erfolgen. Eine weitere Zielsetzung ist die Selbstreflexion zu den Themen 
Arbeit, Gesellschaft, Selbstwert und Wohlbefinden. Inhaltlich erfolgen Instruktion und 
Übungen anhand arbeitsrelevanter Tätigkeiten. Die Betreuung erfolgt durch psychologisch / 
agogisch geschultes Personal. Die integrierte Begleitung durch Therapeutinnen und 
Therapeuten ist auch für diesen Teil vorgesehen. Weiter ist der Einbezug der 
Arbeitgebenden möglich. Zudem sollen schulische und motivationale Komponenten 
Bestandteil sein. Die qualitativen Zwischenziele sehen vor, dass bezüglich Sozialverhalten 
die Anforderungen der freien Wirtschaft wieder zu üben sind. Was dies beinhaltet, wird in 
einer Klammerbemerkung erwähnt: etwas Druck (KSIM Anhang 1). 
 
Sowohl für das Belastbarkeitstraining als auch für das Aufbautraining sind wöchentliche 
Standortbestimmungen zwischen der versicherten Person und der Institution vorgesehen. 
Standortbestimmungen zusammen mit der Eingliederungsfachperson der IV erfolgen 
gemäss Eingliederungsplan beziehungsweise Zielvereinbarung und nach Bedarf (KSIM 
Anhang 1). 
Wirtschaftsnahe Integration mit Support am Arbeitsplatz 
Bei der WISA erfolgt der Ablauf grundsätzlich anhand des individuellen Eingliederungsplans 
und der Zielvereinbarung, wobei bezüglich Präsenzzeit dieselbe Steigerung vorgegeben wird 
wie beim Belastbarkeits- und Aufbautraining (KSIM Rz 1010.3). Die Details bezüglich 
Zielsetzung und Grobinhalt sind wiederum in KSIM Anhang 1 festgehalten. Dabei wird mit 
dieser wirtschaftsnahen Integration der Erhalt der Tagesstruktur, die Gewöhnung an den 
Arbeitsalltag und an Arbeitsprozesse ebenso angestrebt wie eine Steigerung der Methoden-, 
Selbst- und Sozialkompetenz sowie eine allgemeine Belastbarkeitssteigerung. Das Umfeld 
soll möglichst realitätsnah sein und eine anschliessende Festanstellung wird als Idealfall 
bezeichnet. Die Einarbeitung in die Arbeitsstelle erfolgt dabei angepasst. Dabei haben die 
versicherten Personen und die Arbeitgebenden eine Ansprechperson, entweder der IV oder 
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des externen Anbieters. Inhaltlich erfolgt ein Coaching mit Beratung und Unterstützung der 
Beteiligten. Dabei wird nebst der versicherten Person und der Arbeitgeberin oder dem 
Arbeitgeber auch das Team mit eingeschlossen. Auch eine Informationsvermittlung für 
Arbeitgebende, Vorgesetzte und weitere Betriebsangehörige ist inhaltlicher Bestandteil. Um 
welche Art von Informationsvermittlung es dabei geht, wird im KSIM jedoch nicht genauer 
ausgeführt. Die Krisenintervention ist inhaltlich ebenfalls vorgesehen sowie auch 
Standortbestimmungen mit laufend angepasster Zielvereinbarung. Als Rahmenbedingung ist 
die aktive Begleitung und Unterstützung durch die Eingliederungsfachperson vorgegeben. 
Als qualitatives Schlussziel ist erwähnt, dass das Sozialverhalten der versicherten Person 
den Anforderungen der freien Wirtschaft entspricht und Kooperation und Kommunikation 
weitgehend so sind wie bei einer nicht beeinträchtigten Person. Für die Umsetzung muss 
eine Vereinbarung mit dem Arbeitgebenden vorliegen, die über Inhalt, Form und Umfang der 
Begleitung und Beratung Auskunft gibt. Begleitung und Beratung erfolgen dabei durch 
Eingliederungsberaterinnen und -Berater oder durch einen Job Coach (KSIM Anhang 1). 
 
Im Kanton Zürich arbeitet die IV-Stelle für die Durchführung von sozial-beruflichen 
Rehabilitationsmassnahmen u.a. mit folgenden Anbietern zusammen: Minira GmbH 
(www.minira.ch), Wecare Wisli (www.w-care.ch) und sintegrA Zürich (www.sintegra-zh.ch). 
5.3.2.2. Beschäftigungsmassnahmen 
Einen Anspruch auf Beschäftigungsmassnahmen haben Versicherte, wenn deren 
Eingliederungsfähigkeit für eine berufliche Massnahme verloren zu gehen droht (IVV Art. 
4quater Abs. 3). Durch die Aufrechterhaltung einer Tagesstruktur bis zum Beginn der 
beruflichen Massnahmen, oder einem Stellenantritt auf dem ersten Arbeitsmarkt, soll die 
Eingliederungsfähigkeit aufrechterhalten werden (IVV Art. 4quinquies Abs. 2). Im KSIM Rz 1011 
wird der Beschäftigungsmassnahme auch der Name “Arbeit zur Zeitüberbrückung“ gegeben. 
Diese Massnahme ist als Folgemassnahme für ein Belastbarkeits-, Aufbautraining und die 
WISA vorgesehen, bis anschliessend eine Massnahme beruflicher Art startet oder eine Stelle 
auf dem ersten Arbeitsmarkt angetreten wird (KSIM Rz 1012). Die Details zur Arbeit zur 
Zeitüberbrückung sind wiederum im KSIM Anhang 1 ausgeführt. Diese Massnahme verfolgt 
die Ziele, die Tagesstruktur aufrecht zu erhalten, zu verhindern, dass sich die 
Restarbeitsfähigkeit verschlechtert, die Persönlichkeit und den Selbstwert zu stützen, die 
Arbeitsmotivation zu erhalten und eine Standortbestimmung vorzunehmen. Die 
Durchführung soll primär in der freien Wirtschaft und nur selten im institutionellen Rahmen 
erfolgen. Inhaltlich sind Trainingsprogramme und Kompetenztrainings im Bereich Selbst-, 
Sozial- und Fachkompetenz vorgegeben (KSIM Anhang 1). 
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Bigovic-Balzardi et al. (2006) erklären die methodische Zuordnung der Integrations-
massnahmen: Mit dem modularen Aufbau von Belastbarkeitstraining, Aufbautraining und 
Beschäftigungsmassnahme handelt es sich um ein klassisches Stufenmodell (vgl. 2.3.1.). 
Die drei Einzelmassnahmen werden dabei je nach psychischer Stabilität und Belastbarkeit 
einer Person angewendet. Bei der WISA handelt es sich um eine Variante von Supported 
Employment (vgl. 2.3.2.) (S. 210). 
5.3.3. Massnahmen beruflicher Art 
Für einen Anspruch auf Massnahmen beruflicher Art müssen nebst den grundsätzlichen 
Voraussetzungen gemäss IVG Art. 8 Abs. 1 auch die konkreten Voraussetzungen spezifisch 
für die jeweilige Massnahme erfüllt sein. Diese sind im Kreisschreiben über die 
Eingliederungsmassnahmen beruflicher Art (KSBE) Rz 1003 formuliert: „Eine Invalidität als 
Voraussetzung für den Anspruch auf berufliche Eingliederungsmassnahmen besteht bei vP, 
die wegen eines drohenden oder eingetretenen (. . .) psychischen Gesundheitsschadens 
infolge Geburtsgebrechen, Krankheit oder Unfall  
- im Hinblick auf die erstmalige berufliche Ausbildung oder die Umschulung auf eine 
neue Erwerbstätigkeit der Berufsberatung bedürfen; 
- für die erstmalige berufliche Ausbildung im Vergleich zu Nichtbehinderten 
wesentliche Mehrkosten hinnehmen müssen; 
- in ihrer bisherigen Erwerbstätigkeit (. . .) eingeschränkt sind und einer Umschulung 
bedürfen; 
- der Arbeitsvermittlung bedürfen; 
- für die Aufnahme oder für den Ausbau einer selbständigen Erwerbstätigkeit eine 
Kapitalhilfe benötigen“. 
Es fallen nur berufliche Massnahmen in Betracht, die den Fähigkeiten und Neigungen 
(soweit als möglich) der versicherten Person entsprechen. Dabei muss das 
Eingliederungsziel auf einfache und zweckmässige Weise erreicht werden können. Dies ist 
dann der Fall, wenn Dauer, Kosten und voraussichtlicher wirtschaftlicher Erfolg in einem 
vernünftigen Verhältnis zueinander stehen (KSBE Rz 1006). Die KSBE Rz 1010 bezieht sich 
spezifisch auf die berufliche Eingliederung von Versicherten mit einer psychischen 
Beeinträchtigung. Die beruflichen Massnahmen sind nach Möglichkeit zeitlich und 
organisatorisch so zu gestalten, „(. . .) dass den gesundheitlichen Schwankungen 
angemessen Rechnung getragen werden kann. (. . . .)“. 
5.3.3.1. Berufsberatung 
Die Berufsberatung nach IVG Art. 15 steht Versicherten zu, die in der Folge einer Invalidität 
in der Berufswahl oder in der Ausübung ihrer bisherigen Tätigkeiten behindert sind. Die 
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Invalidität liegt somit in der gesundheitlich bedingten Behinderung der Berufswahl oder in der 
Ausübung der bisherigen Tätigkeit. Dabei sollen die Persönlichkeit der versicherten Person 
sowie deren Fähigkeiten und Neigungen erfasst werden. Dies alles dient als Grundlage für 
die Berufswahl oder die Wahl einer Tätigkeit in einem anderen Aufgabenbereich oder aber 
auch als Grundlage für die Stellenvermittlung. Die Berufsberatung kann auch eine 
Laufbahnberatung beinhalten (KSBE Rz 2001). Die Beratung erfolgt primär durch die IV-
Stellen und ist als spezialisierte Berufsberatung zu verstehen. Zur Berufsberatung zählen 
auch Schnupperlehren sowie umfassendere Abklärungen in spezialisierten Ausbildungs- und 
Eingliederungsstätten in der freien Wirtschaft oder in einer beruflichen Abklärungsstätte 
(KSBE Rz 2002-2003). 
5.3.3.2. Erstmalige berufliche Ausbildung 
Die erstmalige berufliche Ausbildung ist grundsätzlich in IVG Art. 16 geregelt. Sie ist für die 
hier im Fokus stehenden Personen insofern relevant, da in manchen Fällen eine erstmalige 
Berufsausbildung krankheitsbedingt abgebrochen werden muss und zu einem späteren 
Zeitpunkt wieder aufgenommen werden kann. Oder eine Person konnte bereits aus 
invaliditätsbedingten Gründen nie eine Ausbildung absolvieren, übte aber trotzdem 
verschiedene, nicht auf Dauer ausgelegte Tätigkeiten aus und kann zu einem späteren 
Zeitpunkt eine Erstausbildung nachholen (KSBE Rz 3011). Bei der erstmaligen beruflichen 
Ausbildung ist die Unterscheidung zur Umschulung sehr relevant, wobei es bei dieser 
Abgrenzung primär um die Taggeldhöhe geht (KSBE Rz 3005ff). Da der Taggeldanspruch 
hier nicht im Fokus steht, wird auf diese Unterscheidung nicht näher eingegangen. Die IV 
finanziert während einer erstmaligen beruflichen Ausbildung grundsätzlich die 
invaliditätsbedingten Mehrkosten der Ausbildung sowie ein Taggeld (IVV Art. 5, IVG Art. 22). 
5.3.3.3. Umschulung 
Die Umschulung auf eine neue Erwerbstätigkeit ist im IVG Art. 17 grundsätzlich geregelt. 
Dieser Anspruch kann für eine versicherte Person entstehen, wenn eine Umschulung infolge 
Invalidität notwendig ist und dadurch die Erwerbsfähigkeit erhalten oder verbessert werden 
kann. Zur Umschulung gehört auch die Wiedereinschulung in den bisherigen Beruf. In KSBE 
Rz 4010 ist nebst der bereits eingetretenen Invalidität auch eine drohende Invalidität als 
Voraussetzung genannt. Gemäss Pestalozzi-Seger (2007) muss dafür auch noch keine 
Arbeitsunfähigkeit eingetreten sein (S. 4). Als weitere Voraussetzung muss die versicherte 
Person eingliederungsfähig sein. Zudem muss die Ausbildung den Fähigkeiten der Person 
entsprechen und der Behinderung angepasst sein. Der Anspruch auf eine Umschulung 
entsteht, wenn durch den Gesundheitsschaden eine Erwerbseinbusse von zirka 20% 
entsteht oder zu entstehen droht (KSBE Rz 4010-4011). Mit IVV Art. 6 Abs. 1bis wurde per 
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01. Januar 2012 neu geregelt, dass mit einer Umschulungsmassnahme auch eine 
höherwertige Ausbildung als die bisherige erreicht werden kann, sofern dies zur Erhaltung 
oder Verbesserung der Erwerbsfähigkeit notwendig ist. Die IV kommt für die Kosten der 
Ausbildung auf und gewährt zudem ein Taggeld (IVV Art. 6 Abs. 3-4, IVG Art. 22). 
5.3.3.4. Arbeitsvermittlung 
Versicherte, welche arbeitsunfähig jedoch eingliederungsfähig sind, haben zum einen 
Anspruch auf Hilfe bei der Suche nach einem geeigneten Arbeitsplatz sowie zum anderen 
auf Beratung bezüglich der Erhaltung ihres Arbeitsplatzes (IVG Art. 18 Abs. 1). Dazu muss 
zwischen dem Gesundheitsschaden und der Notwendigkeit der Arbeitsvermittlung ein 
Kausalzusammenhang bestehen (Hans Mangold, 2013, S. 10). In IVG Art. 18 Abs. 2 ist eine 
für die Arbeitsvermittlung sehr wichtige Bestimmung festgehalten: Die Prüfung für diese 
Massnahmen erfolgt summarisch und die Massnahmen sind unverzüglich durch die IV-Stelle 
zu erlassen. Somit kann diese Massnahme rasch und unbürokratisch zugesprochen werden. 
Die Arbeitsvermittlung ist dann grundsätzlich zeitlich nicht befristet, obwohl im KSBE Rz 
5009 ein Anhaltspunkt vorgegeben ist, dass sie in der Regel sechs Monate dauert. 
Im KSBE Rz 5001 ist noch genauer festgehalten, was unter den Begriff Arbeitsvermittlung 
fällt: „(. . .) 
- die aktive Unterstützung bei der Suche nach einem Arbeitsplatz 
- Massnahmen für die Erhaltung des Arbeitsplatzes 
- Beratung von Arbeitgebenden 
- Entschädigung für Beitragserhöhungen 
- Einarbeitungszuschuss (. . .)“. 
Bei genauerer Betrachtung des 5. Teils des KSBE “Arbeitsvermittlung“ fällt auf, dass unter 4. 
der Arbeitsversuch folgt, obwohl er bei dieser Aufzählung in Rz 5001 nicht erwähnt ist. 
Zudem folgt entgegen der Reihenfolge in Rz 5001 zuerst “5. Einarbeitungszuschuss“ und 
erst dann “6. Entschädigung für Beitragserhöhungen“. Mehrheitlich folgt das KSBE in seinem 
5. Teil somit inhaltlich auch der Reihenfolge wie sie im IVG gegeben ist: Art. 18 
Arbeitsvermittlung (beinhaltet auch Beratung für die Aufrechterhaltung des Arbeitsplatzes), 
Art. 18a Arbeitsversuch, Art. 18b Einarbeitungszuschuss, Art. 18c Entschädigung für 
Beitragserhöhungen. Bei der KSBE Rz 5001 ist offenbar etwas durcheinander geraten. 
Warum die Beratung von Arbeitgebenden nur in der Verwaltungsweisung KSBE verankert ist 
und nicht im Gesetz, ist nicht schlüssig nachvollziehbar. Bei der Darstellung der 
Integrationsinstrumente der IV auf Seite 33 wurde für die Arbeitsvermittlung die konkrete 
Reihenfolge aus dem KSBE übernommen. Nachfolgend werden alle 
Unterstützungsmöglichkeiten, die im Rahmen der Arbeitsvermittlung möglich sind, genauer 
vorgestellt. 
 5. Die Integrationsinstrumente der IV 
 46 
Aktive Unterstützung bei der Stellensuche 
Unter das Stichwort aktive Unterstützung bei der Stellensuche fallen die Unterstützung beim 
Erstellen von Bewerbungsdossier und Begleitschreiben sowie die Unterstützung beim 
Vorbereiten von Vorstellungsgesprächen (KSBE Rz 5002). Besonders darauf hinzuweisen 
ist, dass in der relevanten KSBE Rz 5002 auch die Begleitung der versicherten Person beim 
Stellenantritt erwähnt ist. Als Voraussetzung dafür muss eine Arbeitsunfähigkeit bezogen auf 
die bisherige berufliche Tätigkeit vorliegen, die versicherte Person muss vermittlungsfähig 
sein und die möglichen Tätigkeiten müssen der Behinderung und den Fähigkeiten der 
versicherten Person entsprechen (KSBE Rz 5005). In KSBE Rz 5011 ist angemerkt, dass 
der Unterstützungsanspruch für die Arbeitsplatzsuche keinen Anspruch auf die Beschaffung 
eines Arbeitsplatzes beinhaltet. Die IV-Stellen haben die Möglichkeit, diese Aufgabe an 
externe Anbieter zu delegieren. Im Kanton Zürich bietet zum Beispiel die Stiftung “Profil – 
Arbeit & Handicap“ gezielte Unterstützung für die Arbeitsplatzsuche für Menschen mit einer 
Beeinträchtigung an. 
Erhaltung des Arbeitsplatzes 
Zu den Massnahmen für die Erhaltung des Arbeitsplatzes gehört gemäss KSBE Rz 5012 die 
Beratung der IV-Stelle mit dem Ziel, dass Versicherte weiterhin an ihrem angestammten 
Arbeitsplatz tätig sein können. Dazu gehört die Prüfung von Massnahmen betreffend 
Arbeitspensum, Aufgabenverteilung, Arbeitsorganisation, Anpassung des Arbeitsplatzes 
usw. (KSBE Rz 5012). Um den Anspruch auf diese Leistungen zu erhalten, muss die 
versicherte Person aufgrund ihres Gesundheitsschadens davon bedroht sein, ihren 
Arbeitsplatz zu verlieren, wobei invaliditätsfremde Gründe nicht berücksichtigt werden (KSBE 
Rz 5013). 
Beratung von Arbeitgebenden 
Die Beratung von Arbeitgebenden fällt ebenfalls unter die Arbeitsvermittlung. Die Beratung 
und Informationsvermittlung der IV-Stellen ist auf den Erhalt eines bestehenden 
Arbeitsplatzes, auf eine betriebsinterne Umplatzierung oder auf die Vermittlung einer neuen 
Stelle, zusammenfassend also auf die Eingliederung von betroffenen Versicherten, 
ausgerichtet (KSBE Rz 5015). Im KSBE Rz 5016 ist die Beratungs- und Informationstätigkeit 
der IV-Stellen umfassend dargestellt: „(. . .) die Schaffung eines Netzwerkes von Kontakten 
zu Arbeitgebenden; die laufende Kontaktpflege und der Erfahrungsaustausch mit 
Arbeitgebenden, in der Regel vor Ort; die Aufklärung über mögliche behinderungsbedingte 
Einschränkungen bei der Arbeitstätigkeit; die Aufklärung in Fragen der invaliditätsbedingten 
Anpassungen des Arbeitsplatzes; die Unterstützung der Arbeitgebenden im Falle von 
Schwierigkeiten bei der Eingliederung“. Welche Leistungen die Beratung von 
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Arbeitgebenden zudem umfasst, ist im KSBE Anhang I festgehalten. Auszugsweise ist noch 
zu erwähnen, dass zu dieser Beratung auch ein Coaching von Arbeitgebenden und von 
Teams gehört, mit dem Fokus, dass Mitarbeitende am Arbeitsplatz gehalten oder 
Arbeitsplätze angepasst werden können. Ein Coaching ist ebenfalls vorgesehen, um im 
Hinblick auf die Früherkennung und zugunsten einer raschen Kontaktaufnahme zwischen 
Versicherung und Versicherten ein Absenzenmanagement einzurichten (KSBE Anhang I). 
Arbeitsversuch 
Im Rahmen eines Arbeitsversuchs kann die IV einer versicherten Person während längstens 
180 Tagen einen Arbeitsplatz zuweisen. Der Arbeitsversuch hat zum Ziel, die tatsächliche 
Leistungsfähigkeit der Person im Arbeitsmarkt abzuklären (IVG Art. 18a Abs. 1). Dafür wird 
die versicherte Person zur Arbeitserprobung in einem Einsatzbetrieb im ersten Arbeitsmarkt 
platziert (KSBE Rz 5017). Durch den Arbeitsversuch entsteht kein Arbeitsverhältnis im Sinne 
des Obligationenrechts, einzelne Bestimmungen daraus sind trotzdem anwendbar (IVG Art. 
18a Abs. 3). Im KSBE Rz 5020 wird der Arbeitsversuch als „(. . .) Baustein in einem Prozess 
(. . .)“ bezeichnet, „(. . .) mittels welchem eine (gegebenenfalls teilweise) Eingliederung von 
einer vP in den ersten Arbeitsmarkt realisiert werden soll. (. . . .)“. Wenn der Arbeitsversuch 
positiv verläuft und es zu einem Anstellungsverhältnis kommt, kann dem Einsatzbetrieb 
anschliessend ein Einarbeitungszuschuss gewährt werden (KSBE Rz 5020). Im KSBE Rz 
5021 ist erwähnt, dass für die Durchführung eines Arbeitsversuchs auch derzeitige 
Arbeitgebende in Frage kommen. Als Voraussetzung dafür muss die Leistungsfähigkeit im 
bisherigen Aufgabenbereich unklar sein oder der Arbeitsversuch findet in einem neuen 
Aufgabenbereich statt. Während des Arbeitsversuchs kann die IV-Stelle die Betreuung und 
Begleitung auch durch einen externen Job Coach ermöglichen (KSBE Rz 5025). Solange die 
Anspruchsvoraussetzungen für den Arbeitsversuch nicht geklärt sind, kann er auch im 
Rahmen der Frühintervention (vgl. 5.2.) zugesprochen werden, jedoch ohne Rechtsanspruch 
und ohne Taggeldleistungen (KSBE Rz 5022). 
Einarbeitungszuschuss 
Der Einarbeitungszuschuss kommt zum Einsatz, wenn eine versicherte Person im Rahmen 
der Arbeitsvermittlung der IV einen Arbeitsplatz gefunden hat. Der Anspruch kann bestehen, 
wenn ihre Leistungsfähigkeit noch nicht dem vereinbarten Lohn entspricht. Der Zuschuss 
wird während der erforderlichen Einarbeitungszeit ausgerichtet. Die Beschränkung dafür liegt 
bei 180 Tagen (IVG Art. 18b Abs. 1). Im KSBE Rz 5027 ist festgehalten, dass auch eine 
betriebsinterne Umplatzierung bei den bisherigen Arbeitgebenden einen Einarbeitungs-
zuschuss auslösen kann. 
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Entschädigung für Beitragserhöhungen 
Die IV hat die Möglichkeit, Arbeitgebenden eine Entschädigung für die Beitragserhöhungen 
der obligatorischen beruflichen Vorsorge und der Krankentaggeldversicherung auszurichten. 
Dies ist dann der Fall, wenn versicherte Personen über die Arbeitsvermittlung der IV eine 
Stelle gefunden haben und innert drei Jahren aus gesundheitlichen Gründen erneut 
arbeitsunfähig werden. Dafür musste das Arbeitsverhältnis bereits drei Monate angedauert 
haben (IVG Art. 18c Abs. 1). Im KSBE Rz 5038 ist konkretisiert, dass als Vermittlung auch 
eine betriebsinterne Umplatzierung bei bisherigen Arbeitgebenden gilt. Eine weitere 
Konkretisierung erfolgt in KSBE Rz 5042: Eine Beitragserhöhung kann entschädigt werden, 
wenn pro Jahr 15 Absenztage überschritten werden. Die Höhe der Entschädigung hängt 
dabei von der Grösse des Betriebs ab (IVV Art. 6quater). 
5.3.3.5. Kapitalhilfe 
Die Kapitalhilfe ist für eingliederungsfähige invalide Versicherte, damit diesen die Aufnahme 
oder der Ausbau einer selbständig erwerbenden Tätigkeit ermöglicht werden kann. Ebenso 
werden invaliditätsbedingte betriebliche Umstellungen finanziert (IVG Art. 18d). Dafür muss 
sich die versicherte Person in fachlicher und charakterlicher Hinsicht für eine 
Erwerbstätigkeit in selbständiger Form eignen (IVV Art. 7 Abs. 1). KSBE Rz 6005 
konkretisiert, dass der Anspruch für Versicherte vorgesehen ist, denen es aufgrund ihrer 
Invalidität nicht mehr möglich oder nicht zumutbar ist, als Unselbständigerwerbende tätig zu 
sein. Die Kapitalhilfe erfolgt zum einen in Form von Geldleistungen ohne 
Rückzahlungspflicht, zum andern in Form von rückzahlungspflichtigen Darlehen (KSBE Rz 
6009, Rz 6011). Weiter ist auch die leihweise Abgabe von Betriebseinrichtungen sowie die 
Gewährung von Garantieleistungen möglich (KSBE Rz 6015, Rz 6017). 
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6. Umsetzung der förderlichen Faktoren durch die IV 
In diesem Kapitel wird dargestellt, ob und wie die für die berufliche Integration als förderlich 
herausgearbeiteten Faktoren aus Kapitel 3 bei den Integrationsinstrumenten der IV zur 
Anwendung kommen. Es wird aufgezeigt, welche Faktoren durch welche Instrumente zum 
Tragen kommen und welche Faktoren nicht oder zu wenig umgesetzt werden. Da die 
gesetzlichen Vorgaben dabei erst den Rahmen und die Möglichkeiten abstecken, wurde die 
praktische Umsetzung weiter untersucht. Dazu wurden zwei Interviews ausgearbeitet und 
durchgeführt: Das erste Gespräch erfolgte mit einer Eingliederungsberaterin der IV-Stelle 
Zürich (vgl. Anhang A). Das zweite Interview fand in der Eingliederungsinstitution sintegrA 
Zürich mit einer dort arbeitenden Integrationsfachperson statt (vgl. Anhang B). Zweck des 
Vereins sintegrA Zürich ist die Rehabilitation, Förderung und Begleitung von Menschen mit 
einer psychischen Beeinträchtigung. Dies wird durch Ausbildung, Arbeitsangebote und durch 
die Integration in den ersten und zweiten Arbeitsmarkt angestrebt. Details können der 
Homepage www.sintegra.ch entnommen werden. Die interviewte Fachperson ist im Bereich 
Integrationsmassnahmen tätig und hat langjährige Erfahrungen darin. Die aus den Interviews 
gewonnen Erkenntnisse über die praktische Umsetzung der förderlichen Faktoren und die 
Anwendung der Integrationsinstrumente fliessen in die nun folgende Analyse ein. Zudem 
finden sich in der Synthese auch erste Einschätzungen der Autorin zur Umsetzung der 
förderlichen Faktoren durch die Integrationsinstrumente der IV. 
Um die als förderlich erkannten Faktoren für die berufliche Integration wieder präsent zu 
haben, folgen nochmals die kategorisierten Übersichten aus dem Unterkapitel 3.3. Zur 
besseren Orientierung innerhalb des Textes werden die förderlichen Faktoren zudem wieder 
unterstrichen. 
 6. Umsetzung der förderlichen Faktoren durch die IV 
 50 
6.1. Allgemeines zum Vorgehen für eine erfolgreiche berufliche 
Integration 
 
 
Die IV hat erkannt, dass eine berufliche Wiedereingliederung eher erfolgversprechend ist, 
wenn die erkrankten Betroffenen früh über eine entsprechende Perspektive verfügen und 
rasch zielgerichtete Unterstützung bekommen. Mit der 5. IVG-Revision wurden die 
entsprechenden Massnahmen ergriffen. Die Früherfassung und die Massnahmen der 
Frühintervention zielen klar in die Richtung, dass Betroffene frühzeitig mit der IV in Kontakt 
treten, die Unterstützungsbemühungen der IV möglichst rasch einsetzen und die 
Versicherten schnelle und unkomplizierte Unterstützung erhalten. Mit den Massnahmen der 
Frühintervention bestehen auch Instrumente, damit mögliche krankheitsbedingte 
Arbeitsunterbrüche möglichst kurz gehalten und Versicherte beispielsweise rasch mit einem 
Belastbarkeitstraining oder einem Kurs starten können (vgl. 5.1., 5.2.). Ein sehr grosser 
Widerspruch dazu sind leider die langen Wartezeiten, die im Kanton Zürich zum Teil 
bestehen, bis eine versicherte Person mit einem Belastbarkeits- oder Aufbautraining starten 
kann. Diese betragen gemäss Auskunft der Eingliederungsberaterin der IV bis zu 3 Monaten 
für branchenspezifische Angebote (Anhang A, Rz 68). Gemäss Auskunft der 
Integrationsfachperson der sintegrA bestehen bei dieser Institution Wartezeiten von bis zu 5 
Monaten (Anhang B, Rz 18). Erstaunlich ist zudem die Auskunft der Integrationsfachperson, 
dass erst sehr vereinzelt sozial-berufliche Rehabilitations-Massnahmen im Rahmen der 
Frühintervention zugesprochen werden (Anhang B, Rz 52). Im Kanton Zürich muss die IV-
Stelle zusammen mit den externen Anbietern das Problem mit den Wartezeiten in den Griff 
bekommen, damit die Unterstützungsmöglichkeiten der IV möglichst rasch einsetzen 
können. 
Die IV hat mit den Instrumenten der Frühintervention und der Arbeitsvermittlung 
insbesondere auch Unterstützungsmöglichkeiten, wenn versicherte Personen noch in einem 
Arbeitsverhältnis stehen. Zu den Massnahmen für die Erhaltung des Arbeitsplatzes gehören 
gemäss KSFEFI Rz 3012.4 die begleitende Beratung von Versicherten und Arbeitgebenden 
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sowie gemäss KSBE Rz 5012 die Prüfung von Massnahmen betreffend Arbeitspensum, 
Aufgabenverteilung, Arbeitsorganisation und Anpassung des Arbeitsplatzes (vgl. 5.2., 
5.3.3.4.). Gemäss Auskunft der Eingliederungsberaterin der IV wird von ihrer Seite als erstes 
geklärt, ob mit technischen Verbesserungen eine Unterstützung am Arbeitsplatz möglich ist 
oder ob eine Umplatzierung innerhalb des Betriebs eine Lösung darstellen kann (Anhang A, 
Rz 136). Die begleitende Beratung von Versicherten und Arbeitgebenden wird durch Job 
Coaches sichergestellt. Nach Erfahrung der Verfasserin werden diese Job Coaches bei der 
IV-Stelle Zürich sehr rasch eingesetzt. Zusammenfassend bestehen also vielfältige 
Möglichkeiten, Versicherte am Arbeitsplatz wirkungsvoll zu unterstützen und so dazu 
beizutragen, dass bestehende Arbeitsplätze erhalten bleiben. Ungeklärt bleibt für die 
Verfasserin, ob Versicherte und Arbeitgebende auch tatsächlich genügend umfassend 
darüber informiert sind, dass die IV rasch Unterstützungsmöglichkeiten anbieten kann. 
Gemäss dem Gespräch mit der Eingliederungsberaterin unternimmt die IV-Stelle Zürich 
zurzeit zwar sehr viele Bemühungen, um mit Arbeitgebenden in Kontakt zu kommen 
(Anhang A, Rz 158, Rz 160). Aufgrund ihrer praktischen Erfahrungen vermutet die 
Verfasserin jedoch, dass gerade in kleineren Betrieben die Unterstützungsmöglichkeiten der 
IV noch zu wenig bekannt sind. Problematisch im Zusammenhang mit den raschen 
Unterstützungsmöglichkeiten im Rahmen der Frühintervention ist zudem, dass auf diese 
Leistungen kein Rechtsanspruch besteht (IVG Art. 7d Abs. 3; vgl. 5.2.). Nach Ansicht der 
Verfasserin ist durch diese Einschränkung nicht sichergestellt, dass alle Betroffenen, die 
diese Unterstützung bräuchten, sie auch tatsächlich bekommen. 
Familienangehörige haben die Möglichkeit, eine Früherfassungsmeldung bei der IV 
einzureichen, sodass die IV aktiv werden muss (IVG Art. 3b Abs. 2 lit. b). Ein eigentlicher 
Einbezug des sozialen Umfelds ist bei Gesprächen der Früherfassung und der 
Frühintervention jedoch nicht vorgesehen. Hinsichtlich des Verlaufs der 
Frühinterventionsphase ist im KSFEFI erklärt, dass zum Assessment Ärztinnen und Ärzte 
oder Arbeitgebende eingeladen werden können, das soziale Umfeld wird dabei jedoch nicht 
erwähnt (KSFEFI Rz 3007). Gemäss Gespräch mit der Eingliederungsberaterin der IV-Stelle 
Zürich können Versicherte zwar Bezugspersonen an das Gespräch mitbringen, eine 
Aufforderung dazu erfolgt von Seiten der IV-Stelle jedoch nicht (Anhang A, Rz 42). Die 
Verfasserin würde einen vermehrten und aktiven Einbezug des sozialen Umfelds der 
Versicherten als positiv und förderlich beurteilen, weil dieses sowohl Belastung als auch 
Ressource sein kann und beides für einen erfolgreichen Prozess erfasst, berücksichtigt und 
einbezogen werden müsste. 
Nach Einschätzung der Verfasserin kann zudem nur bedingt von einer multiprofessionellen 
Zusammenarbeit gesprochen werden. Im KSFEFI Rz 3007 ist formuliert, dass weitere 
Beteiligte beigezogen werden können, falls dies angezeigt ist. Als Standard scheint dies aber 
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nicht vorgesehen zu sein. Die Verfasserin würde es jedoch als sehr wichtig erachten, dass 
standardmässig erfasst und festgehalten wird, welche Beteiligten bis anhin in einen 
Fallverlauf involviert waren und welche fachlichen Einschätzungen diese haben. Nach 
Erfahrung der Verfasserin können auch im professionellen Umfeld der Versicherten sowohl 
Belastungen als auch Ressourcen vorhanden sein, die es wiederum für den weiteren Verlauf 
zu beachten und einzubeziehen gilt. Aus ihrer sozialarbeiterischen Erfahrung kann die 
Verfasserin zudem berichten, dass die IV-Stelle Zürich selten mit ihr Kontakt aufnimmt, wenn 
sie Versicherte bei der IV anmeldet und in einem Begleitschreiben die Situation schildert. Um 
eine fallbezogene Zusammenarbeit mit der IV-Stelle Zürich herbeiführen zu können, muss 
die Verfasserin meist selber aktiv werden. 
Der Einbezug des Wissens aus Psychologie, Psychopathologie und Psychotherapie wird 
primär über die Zusammenarbeit mit dem internen Regionalärztlichen Dienst (RAD) der 
entsprechenden IV-Stelle gewährleistet. Gemäss Auskunft der Eingliederungsberaterin der 
IV-Stelle Zürich wird der dortige RAD vermehrt auch für Gespräche mit Versicherten 
beigezogen (Anhang A, Rz 30f). Der Einbezug des entsprechenden Wissens wird ebenfalls 
durch die enge Zusammenarbeit mit den Job Coaches sichergestellt, da diese eine 
psychiatrische Ausbildung haben (Anhang A, Rz 16). Zudem arbeiten auch die 
Eingliederungsberaterinnen und -Berater direkt mit den Therapeutinnen und Therapeuten 
der Versicherten zusammen (Anhang A, Rz 62). 
Der förderliche Faktor persönliche und kontinuierliche Begleitung wird in der 
Frühinterventionsphase dadurch sichergestellt, dass eine eingliederungsverantwortliche 
Person bestimmt wird, die während des gesamten Eingliederungsprozesses verantwortlich 
bleibt und für die Begleitung der versicherten Person zuständig ist (KSFEFI Rz 3008; vgl. 
5.2.). Während der Durchführung externer Integrationsmassnahmen erhalten die 
Versicherten wiederum eine persönliche Bezugsperson vor Ort. Diese ist für eine enge 
Begleitung und die regelmässigen Standortbestimmungen zuständig (Anhang A, Rz 20; 
Anhang B, Rz 6, Rz 130). Ebenfalls eine persönliche und kontinuierliche Begleitung haben 
die Versicherten während eines Job Coachings. 
Die Verfasserin hat von der Eingliederungsfachperson die Auskunft bekommen, dass nach 
dem Standortgespräch meist noch ein Gespräch folgt, in dem dann die weiteren 
Massnahmen mit den Versicherten bereits verbindlich festgelegt werden (Anhang A, Rz 55f). 
Um die Langfristigkeit der Integrationsbemühungen sicherstellen zu können, bräuchte es 
nach Ansicht der Verfasserin zum Beispiel innerhalb von zwei Wochen mindestens zwei 
Gespräche mit den Betroffenen, um deren Situation umfassend einschätzen zu können. 
Aufgrund der Ideen, die hinter den Frühinterventionsmassnahmen stehen, muss nach 
Ansicht der Verfasserin zudem auch vermutet werden, dass es dabei eher um rasche 
Lösungen geht und die Langfristigkeit nicht das oberste Kriterium dabei ist. Was dies für die 
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Qualität der Massnahmen bedeutet, bleibt offen. Anzufügen ist, dass sich die 
Eingliederungsberaterin der IV-Stelle Zürich für die Versicherten mehr Zeit wünschen würde 
(Anhang A, Rz 174). Die Verfasserin schliesst daraus auf ein vorhandenes Bewusstsein, 
dass die Eingliederungsprozesse eigentlich mehr Zeit bedürfen. 
Die Zielvereinbarungen tragen nach Einschätzung der Verfasserin wesentlich zu einem 
transparenten Vorgehen bei. Diese Vereinbarungen sind bei der Frühintervention 
vorgesehen. Wenn dabei mit einem externen Partner zusammengearbeitet wird, muss auch 
dieser die Vereinbarung unterzeichnen (KSFEFI Rz 3011; vgl. 5.2.). Ebenfalls vorgesehen 
sind Zielvereinbarungen bei den Integrationsmassnahmen (KSIM Rz 1006; vgl. 5.3.2.). 
Durch die Vereinbarungen wird schriftlich festgehalten, welche Ziele die versicherte Person 
innerhalb von welcher Zeit nach Möglichkeit erreichen sollte. Gemäss KSIM Rz 1006 wird 
sogar vorgegeben, über welche Bereiche die Zielvereinbarungen Auskunft geben müssen 
(soziale Kompetenz, persönliche Kompetenzen, Arbeitsverhalten, Fachkompetenzen und 
Arbeitsverhalten). Ansonsten ist die Verfasserin der Ansicht, dass die IV als Versicherung 
und in ihrem Vorgehen nicht sehr transparent wirkt, da Betroffene häufig sehr lange auf 
Entscheide warten müssen und während dieser Zeit meistens unklar ist, woran sie wirklich 
sind. Gerade bei Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung kann dies negative 
gesundheitliche Folgen haben. Nach Erfahrung der Verfasserin weiss ein Grossteil der 
Versicherten verständlicherweise nicht, welche Leistungen überhaupt zur Verfügung stehen. 
Mit diesem fehlenden Wissen ist es schwierig, gute Verhandlungen zu führen. Nach Ansicht 
der Verfasserin müsste die IV-Stelle Zürich in diesem Bereich umfassender aufklären. 
6.2. Teilnahme an einem Integrationsprogramm 
 
 
Durch die Einführung der Integrationsmassnahmen im Rahmen der 5. IVG-Revision ist es 
Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung nun möglich, an einem 
Integrationsprogramm teilzunehmen. Nach Ansicht der Verfasserin wurde dadurch eines der 
wichtigsten Instrumente für die Betroffenen geschaffen. 
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Die Qualität der verschiedenen Integrationsprogramme wird gemäss KSBE Anhang II Punkt 
7.3. regelmässig durch die IV, u.a. anhand von Gesprächen mit den entsprechenden 
Anbietern, überprüft. Dafür zuständig ist die Kontraktmanagementstelle der entsprechenden 
kantonalen IV-Stelle. Inhalt der Gespräche sind zum Beispiel Struktur-, Prozess- und 
Ergebnisqualität des jeweiligen Leistungserbringers. Gemäss Auskunft der 
Eingliederungsfachperson sammelt das Team Kontraktmanagement der IV-Stelle Zürich 
zudem alle Abschlussberichte und allgemeine Rückmeldungen, um die Zusammenarbeit mit 
den verschiedenen Anbietern laufend auszuwerten (Anhang A, Rz 76). Bei der Institution 
sintegrA wird nach Auskunft der entsprechenden Interviewperson nur ausgebildetes 
Fachpersonal eingestellt. Die Fachpersonen bilden sich laufend weiter. Zudem finden 
regelmässige interne Intervisionen und Supervisionen statt, um die Qualität sicherzustellen 
(Anhang B, Rz 14, Rz 166). Nach Ansicht der Verfasserin weisen die verschiedenen 
Merkmale wie Anstellung von Fachpersonal, betriebsinterne Bemühungen zur Sicherstellung 
der Qualität sowie die externe Qualitätsüberprüfung durch die IV-Stelle darauf hin, dass die 
Methoden- und Sozialkompetenz der Fachpersonen gegeben ist und allgemein viel dafür 
investiert wird, damit die Qualität der Programme laufend sichergestellt werden kann. 
Regelmässige Gespräche für Verlaufsevaluationen und Standortbestimmungen sind gemäss 
KSIM während der Integrationsmassnahmen vorgesehen (KSIM Anhang 1). Gemäss 
Interview mit der Integrationsfachperson der sintegrA werden diese, zumindest in dieser 
Institution, auch regelmässig durchgeführt und bilden ein sehr wichtiges Arbeitsinstrument. 
Diese Gespräche haben gemäss der entsprechenden Auskunft auch einen therapeutischen 
Anteil (Anhang B, Rz 152f). Ansonsten ist es eine zwingende Voraussetzung, dass alle 
Teilnehmenden eine externe therapeutische Begleitung haben. Darauf legt auch die 
Eingliederungsfachperson der IV Wert (Anhang A, Rz 104f). Die Institution sintegrA achtet 
auf eine enge Zusammenarbeit zwischen den jeweiligen Bezugspersonen und den 
Therapeutinnen und Therapeuten (Anhang B, Rz 62). Medizinische Leistungen sind nicht 
Teil des Programms. Die medizinische Arbeit wird auch während der Integrationsprogramme 
durch eine externe Ärztin / Therapeutin oder einen externen Arzt / Therapeuten 
sichergestellt. So ist auch über das Programm hinaus eine kontinuierliche Begleitung 
möglich. Daher erachtet es die Verfasserin als sinnvoll, dass die medizinischen Leistungen 
nicht integriert werden. 
Ob regelmässige Gespräche für Verlaufsevaluationen und Standortbestimmungen auch bei 
einer Umschulung oder einer erstmaligen beruflichen Ausbildung Bestandteile vonseiten des 
Ausbildungsbetriebs sind, kann die Verfasserin nicht beurteilen. Hingegen weiss sie aus 
Erfahrung, dass diese Gespräche von der IV-Stelle Zürich sehr zurückhaltend initiiert 
werden. 
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Eine eigentliche Eintrittsselektion findet vor Beginn eines Belastbarkeitstrainings nicht statt. 
Ob eine Person dazu bereit ist, beruht auf Einschätzung der externen Therapeutinnen und 
Therapeuten, des RAD und der Eingliederungsfachperson. Nach Einschätzung der 
Verfasserin ist eine solche Selektion im System der Integrationsmassnahmen auch nicht 
zwingend notwendig. Wenn eine Person das Belastbarkeitstraining mit zwei Stunden 
Präsenzzeit pro Tag beginnt, zeigt sich schnell, ob ihr dies effektiv möglich ist oder nicht. 
Eine Eintrittsselektion würde nur nochmals einen konzeptionellen Rahmen notwendig 
machen. Zudem müssten die Versicherten diese wahrscheinlich an einem anderen Ort 
absolvieren als anschliessend die Integrationsmassnahmen, was für die Betroffenen eine 
zusätzliche Belastung bedeuten kann. 
Arbeitstrainings sind gemäss den Vorgaben Inhalt des Aufbautrainings. Konkret ist dabei von 
“arbeitsrelevanten Tätigkeiten“ die Rede (KSIM Anhang 1). In der sintegrA Zürich bilden die 
Arbeitstrainings einen fixen Bestandteil (Anhang B, Rz 104). Nach Ansicht der Verfasserin 
sind die Trainings notwendig und sinnvoll, um den Transfer zwischen Theorie und Praxis 
während der Integrationsmassnahmen sicherzustellen sowie um eher praktisch veranlagten 
Teilnehmenden, denen eine erwachsenenbildnerische Unterrichtsform wenig entspricht, 
gerecht zu werden. Ob alle Integrationsprogramme im Kanton Zürich effektive 
Arbeitstrainings anbieten und nicht nur “arbeitsrelevante Tätigkeiten“, konnte nicht 
abschliessend eruiert werden. 
Durch den Aufbau von Belastbarkeits- und Aufbautraining, mit den je vorgesehenen 
Steigerungen innerhalb des Trainings, wurde ein relativ flexibles und leistungsgestuftes 
System geschaffen. Wie flexibel die Handhabung tatsächlich ist, hängt dabei von den 
einzelnen Anbietern ab. Gemäss Gespräch mit der Integrationsfachperson der sintegrA wird 
in dieser Institution grossen Wert darauf gelegt, dass individuelle und somit flexible 
Lösungen möglich sind. Die entsprechende Person hat jedoch betont, dass die Flexibilität 
stark von der Grösse der Institution abhängig ist: Je grösser diese ist, desto schwieriger wird 
es, jeder Person individuell gerecht zu werden (Anhang B, Rz 18f, Rz 156). Die Verfasserin 
ist der Ansicht, dass der förderliche Faktor “flexibles und leistungsgestuftes System“ mit der 
kontinuierlichen Steigerung der Präsenzzeit gut umgesetzt wird. Der Flexibilität werden 
jedoch Grenzen gesetzt, indem nach insgesamt zwei Jahren Integrationsmassnahmen kein 
weiterer Anspruch mehr darauf besteht, theoretisch auch nicht, wenn viel später eine erneute 
Krise auftritt. 
Die Steigerung der Sozialkompetenz ist sowohl im Belastbarkeits- als auch im Aufbautraining 
eine vorgegebene Zielsetzung, woraus geschlossen werden kann, dass soziale 
Kompetenztrainings dann auch effektiv Bestandteil der Integrationsprogramme sein müssen 
(KSIM Anhang 1). Das Interview mit der Integrationsfachperson der sintegrA hat dies auch 
bestätigt. Diese Institution legt grossen Wert darauf, so wird zum Beispiel auch regelmässig 
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für entsprechende Übungen eine professionelle Schauspielerin engagiert (Anhang B, Rz 
84f). 
Wie das Interview mit der Eingliederungsberaterin der IV-Stelle Zürich ergeben hat, ist 
störungsspezifisches Wissen nicht primär ausschlaggebend für den Entscheid für die 
entsprechende Fördermassnahme. Mit anderen Worten: Die Diagnose ist kaum 
ausschlaggebend für den Entscheid, in welcher Institution eine versicherte Person ein 
Integrationsprogramm absolviert. Entscheidend sind primär andere, vor allem praktisch 
bedingten Kriterien. So ist die Verfügbarkeit beziehungsweise die Wartezeit bis zum 
Programmbeginn ausschlaggebend und auch die Dauer des Reisewegs (Anhang A, Rz 72). 
Nach Erfahrung der Verfasserin wird bei der IV-Stelle Zürich auch auf die Interessen einer 
versicherten Person Rücksicht genommen. Nach Ansicht der Verfasserin muss bezüglich 
passender Fördermassnahme auch die Realität im Auge behalten werden: Es ist kaum 
möglich, eine flächendeckende Versorgung mit Integrationsmassnahmen sicherzustellen, 
welche auch noch für alle Betroffenen die Kriterien Erreichbarkeit, Verfügbarkeit, Interessen 
und störungsspezifische Angebote zufriedenstellend abdecken kann. Nach Ansicht der 
Verfasserin müsste aber klar erreicht werden, dass Betroffene rascher in eine adäquate 
Struktur eingebunden werden könnten. Wenn dies nicht durch Integrationsmassnahmen 
abgedeckt werden kann, wären passende Alternativen zu prüfen. 
6.3. Vorgehen nach Konzept Supported Employment 
 
 
Bei den Integrationsinstrumenten der IV ist ein Vorgehen nach dem Konzept Supported 
Employment grundsätzlich dann möglich, wenn ein Job Coach eingesetzt wird. Ein Job 
Coach kann bei der WISA und der Arbeitsvermittlung zum Einsatz kommen. Bei der WISA 
wird durch den Job Coach die Unterstützung direkt am Arbeitsplatz sichergestellt. Bei der 
Arbeitsvermittlung kann ein Job Coach als Begleitung der versicherten Person beim 
Stellenantritt eingesetzt werden (KSBE Rz 5002, vgl. 5.3.3.4.) oder auch als Unterstützung 
zur Erhaltung eines Arbeitsplatzes (KSBE Rz 5012f, vgl. 5.3.3.4.). Zu beachten ist jedoch, 
dass der Einsatz eines Job Coachs nicht unbedingt gleichgesetzt werden kann mit dem 
Vorgehen nach dem vollständigen Supported Employment-Konzept. Teilweise wird auch nur 
eine einzelne Phase des Konzepts angewendet und dies als Supported Employment 
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benennt (Schaufelberger, 2013, S. 25). Wie sich dies bei den Integrationsinstrumenten der 
IV verhält, müsste genauer untersucht werden. Wenn es um die Integrationsmassnahmen 
geht, scheint das Vorgehen nach Supported Employment, also die Durchführung einer 
WISA, jedoch die Ausnahme darzustellen (Anhang A, Rz 126; Anhang B, Rz 134f). Dies 
bedeutet, dass bei der IV-Stelle Zürich die Mehrheit der sozial-beruflichen Rehabilitationen 
nach dem Stufenmodell erfolgt. Diesbezüglich wäre es wünschenswert, dass vermehrt WISA 
durchgeführt werden könnten. Hingegen erfolgt im Rahmen der verschiedenen Möglichkeiten 
der Arbeitsvermittlung die Unterstützung durch einen Job Coach verbreitet, zum Beispiel 
damit ein aus gesundheitlichen Gründen gefährdeter Arbeitsplatz möglichst erhalten werden 
kann. 
Bei der WISA ist der Einbezug von Arbeitsumfeld, Vorgesetzten und Kollegen durch den Job 
Coach gemäss KSIM Anhang 1 klar vorgesehen und wird gemäss Auskunft der 
Integrationsfachperson der sintegrA auch so umgesetzt (Anhang B, Rz 148f). Bei der 
Erhaltung eines Arbeitsplatzes im Rahmen der Arbeitsvermittlung erfolgt der Einbezug des 
Arbeitgebenden nur wenn dies nötig erscheint (KSBE Rz 5013). Nach Ansicht der 
Verfasserin müsste dieser Einbezug als Standard definiert werden. 
Die berufliche Belastbarkeit mit vorangehenden Trainings zu steigern ist möglich, indem 
zuerst ein Belastbarkeitstraining durchgeführt wird und erst anschliessend die WISA startet 
(Anhang A, Rz 124). Gemäss Einschätzung der Verfasserin entspricht ein solcher Ablauf 
jedoch eher dem Stufenmodell (vgl. 2.3.1.). Somit ergibt sich ein Widerspruch zur Aussage, 
dass das Vorgehen nach dem Konzept Supported Employment erfolgsversprechender ist als 
das Stufenmodell (vgl. 3.2.). Dies müsste noch genauer geklärt werden. 
Eine Umsetzung des förderlichen Faktors Supported Employment erweitert mit 
handlungsorientierten Trainings und psychotherapeutischen Verfahren ist der Verfasserin 
nicht bekannt. Sie hat die Frage, ob bei der WISA auch eine Kompetenzvermittlung 
stattfindet, der Integrationsfachperson der sintegrA gestellt: Eine eigentliche 
Kompetenzvermittlung findet während der WISA nicht statt. Gewisse Themen können in den 
Gesprächen mit dem Job Coach angeschaut werden, jedoch bleibt dafür bei einem 
Gespräch alle zwei Wochen wenig Zeit (Anhang B, Rz 144f). Nach Ansicht der Verfasserin 
wäre es sehr sinnvoll, die WISA mit handlungsorientiertem Training zu erweitern. 
Psychotherapeutische Bestandteile gehören bei einer WISA insofern dazu, als sich diese 
Versicherten gleichzeitig in psychotherapeutischer Behandlung befinden (Anhang A, Rz 
104). 
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6.4. Zusammenarbeit mit Arbeitgebenden 
 
 
Mit der 5. IVG-Revision wurde auch der IVG Art. 7c eingeführt, wonach Arbeitgebende 
verpflichtet sind, aktiv mit der IV-Stelle zusammenzuarbeiten: „Er (der Arbeitgeber) wirkt bei 
der Herbeiführung einer angemessenen Lösung im Rahmen des Zumutbaren mit“. Welche 
Bedeutung diesem Artikel in der Praxis tatsächlich zukommt, ist für die Verfasserin kaum 
einzuschätzen. Sicher könnte es sehr schwierig werden, direkte Ansprüche daraus 
abzuleiten, denn was eine angemessene Lösung beinhaltet und was einer Arbeitgeberin 
oder einem Arbeitgeber konkret zugemutet werden kann, müsste im jeweiligen Einzelfall 
zuerst geklärt werden. 
Die IV-Stelle Zürich hat auf ihrer Homepage verschiedene Informationen für Arbeitgebende 
aufgeschaltet (www.sva.ch). So steht beispielsweise eine Übersicht zur Verfügung mit 
sämtlichen Leistungen der IV für Arbeitgebende. Darin werden als wesentliche 
Erfolgsfaktoren folgende zwei Punkte genannt: die Geschwindigkeit der Massnahmen und 
die Zusammenarbeit mit den Arbeitgebenden (Sozialversicherungsanstalt Zürich, S. 1). Die 
IV-Stelle Zürich bietet eine Telefon-Hotline für Arbeitgebende an mit einer Erreichbarkeit von 
Montag bis Freitag von 8.00 bis 17.00 Uhr. Die Verankerung dieser Hotline ist im KSBE 
Anhang I zu finden. Weiter lädt die IV die Arbeitgebenden auch zum Gespräch ein und führt 
Informationsveranstaltungen durch. Die Sozialversicherungsanstalt Zürich weist in ihren 
verschiedenen Informationen die Arbeitgebenden darauf hin, dass die Chance auf eine 
nachhaltige Integration grösser ist, je früher mit der IV-Stelle Kontakt aufgenommen wird. 
Gemäss dem Interview mit der Eingliederungsberaterin ist die IV-Stelle Zürich an einer 
engen Zusammenarbeit mit den Arbeitgebenden interessiert und bemüht sich sehr darum 
(Anhang A, Rz 160). 
Die professionelle Nachbetreuung am Arbeitsplatz gehört zum Aufgabengebiet der Job 
Coaches der IV. Diese Nachbetreuung ist im Rahmen der Arbeitsvermittlung möglich und 
fällt unter den Titel “Aktive Unterstützung bei der Stellensuche“ (KSBE Rz 5002). Wie häufig 
sie tatsächlich zur Anwendung kommt und wie rasch Fälle, die gerade gut laufen, 
abgeschlossen werden, kann die Verfasserin nicht beurteilen. 
Ebenfalls in das Aufgabengebiet der Job Coaches fallen Kriseninterventionen. Diese ist 
gemäss KSIM Anhang 1 bei der WISA vorgesehen. Die Eingliederungsberaterin der IV gibt 
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die Auskunft, dass dabei die Job Coaches sehr eng mit den Arbeitgebenden zusammen 
arbeiten, gut erreichbar sind und umgehend intervenieren können, sollte dies notwendig sein 
(Anhang A, Rz 182). Handelt es sich um eine erkrankte versicherte Person innerhalb eines 
Betriebs, die noch nicht bei der IV angemeldet ist, können sich Arbeitgebende in 
Krisensituationen auch an die Arbeitgeberhotline der IV-Stelle Zürich wenden. 
Eingliederungsberaterinnen und -Berater können so erste Unterstützung bieten, über die 
Unterstützungsmöglichkeiten aufklären und eine Einschätzung geben, ob eine IV-Anmeldung 
angezeigt ist oder nicht. 
Die Methoden- und Sozialkompetenz der Vorgesetzten fällt nicht in das Aufgabengebiet der 
IV. Durch die enge Zusammenarbeit zwischen Job Coaches und Arbeitgebenden können die 
Kompetenzen der Vorgesetzten jedoch in einem förderlichen Sinne beeinflusst werden. Die 
Verfasserin versteht dies so, dass das gebotene Coaching nicht nur für die Arbeitnehmenden 
zur Verfügung steht, sondern auch den Arbeitgebenden eine sehr sinnvolle Entlastung und 
Unterstützung bietet. Die Mitarbeitendengespräche werden, wenn ein Job Coach im Rahmen 
einer WISA involviert ist, einmal wöchentlich durch den Job Coach durchgeführt. Die 
Arbeitgebenden werden einmal monatlich und nach Bedarf häufiger beigezogen (KSIM 
Anhang 1). 
Wenn die Leistungsfähigkeit einer versicherten Person bei Stellenantritt noch nicht dem 
vereinbarten Lohn entspricht, hat die IV die Möglichkeit, Arbeitgebenden finanzielle Anreize 
in Form eines Einarbeitungszuschusses zu bieten (IVG Art. 18b Abs. 1, vgl. 5.3.3.4.). 
Gemäss KSBE Rz 5027 ist dies auch bei einer betriebsinternen Umplatzierung möglich. Der 
Einarbeitungszuschuss entspricht einer Übernahme von Lohnkosten durch die IV. Ein 
weiterer finanzieller Anreiz ist möglich, wenn eine WISA im bisherigen Betrieb durchgeführt 
werden kann. Gemäss KSIM Rz 1015 werden dem Betrieb dafür CHF 100.00 pro Tag für 
den Mehraufwand gewährt, der durch eine solche Massnahme entsteht. Ein weiterer 
finanzieller Anreiz ist mit der Entschädigung für die Beitragserhöhung möglich. Diese 
erhalten Arbeitgebende, wenn sie im Rahmen einer Arbeitsvermittlung durch die IV eine 
versicherte Person eingestellt haben, diese erneut arbeitsunfähig wird und durch 
Beitragserhöhungen der beruflichen Vorsorge oder der Krankentaggeldversicherung 
zusätzliche Kosten für die Arbeitgebenden entstehen (KSBE Rz 5038). Eine eigentliche 
Rücknahmegarantie ist der Verfasserin im Rahmen der Integrationsinstrumente der IV nicht 
bekannt. Die Entschädigung für die Beitragserhöhung kann nach Einschätzung der 
Verfasserin jedoch in eine ähnliche Richtung gehen: Sie kann verhindern, dass einem 
Arbeitgebenden durch sein Engagement, eine beeinträchtigte Person im Betrieb anzustellen, 
Nachteile entstehen. 
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7. Auswertung des BSV 
Es konnte gezeigt werden, dass ein Grossteil der als förderlich befundenen Faktoren durch 
die Integrationsinstrumente der IV grundsätzlich aufgegriffen wird und somit zur Anwendung 
kommt. Mit dem fehlenden Rechtsanspruch bei den Frühinterventionsmassnahmen besteht 
jedoch die Unsicherheit, ob auch alle betroffenen Personen wenn notwendig in den Genuss 
dieser rasch einsetzenden Massnahmen kommen. Wie die verschiedenen 
Integrationsinstrumente von den zuständigen IV-Stellen effektiv umgesetzt werden, konnte 
auch mit den durchgeführten Interviews nicht abschliessend geklärt werden und bleibt somit 
teilweise offen. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit ist es nicht möglich, die detaillierte 
Umsetzung der zur Verfügung stehenden Instrumente bei der IV und insbesondere der IV-
Stelle Zürich zu evaluieren. Jedoch liegt vom BSV ein Forschungsbericht vor, der über die 
gesamtschweizerische Umsetzung der Früherfassung, der Frühintervention und der 
Integrationsmassnahmen Auskunft gibt. Diese Resultate werden hier im 7. Kapitel 
aufgeführt. 
 
2012 veröffentlichte das BSV einen weiteren Forschungsbericht im Rahmen des zweiten 
mehrjährigen Forschungsprogramms zu Invalidität und Behinderung. Dieser Bericht mit dem 
Titel “Eingliederung vor Rente“ befasst sich mit der Evaluation der Früherfassung, der 
Frühintervention und der Integrationsmassnahmen der IV. Ziel der Forschungsarbeit war es, 
frühzeitig zu erkennen, ob die 5. IVG-Revision in die gewünschte Richtung wirkt. Die 
Evaluation erfolgte vier Jahre nach der Revision (BSV, 2012, S. 1ff). Um die Wirkung der 
Integrationsinstrumente zu erfassen, wurde der Endpunkt des FEFIIM-Prozesses untersucht. 
Der FEFIIM-Prozess umfasst die Phase der Früherfassung, die der Frühintervention und 
allfällige Integrationsmassnahmen. Am Ende des FEFIIM-Prozess fällt der Entscheid, ob es 
in Richtung von Eingliederungsmassnahmen oder in Richtung einer Rente geht. Ein 
eingliederungsorientiertes Zwischenergebnis bedeutet dabei die Zusprache einer beruflichen 
Massnahme oder das Vorhandensein eines Arbeitsplatzes. Von einem rentenorientierten 
Zwischenergebnis ist die Rede, wenn die IV-Stelle die Rentenprüfung vornimmt. Im Rahmen 
der Untersuchung fanden Befragungen mit den 26 kantonalen IV-Stellen statt, u.a. auch in 
Form von sieben Gruppengesprächen mit Eingliederungsfachleuten. Zudem wurden 325 
Falldossiers von fünf IV-Stellen analysiert (BSV, 2013, S. XVIIf). 
Die Untersuchungsergebnisse zur Früherfassung zeigen, dass der Anteil von Personen, die 
beim erstmaligen Kontakt mit der IV noch einen Arbeitsplatz haben, gegenüber der Situation 
vor der 5. IVG-Revision gesteigert werden konnte. Wie die Untersuchung weiter hervor 
brachte, wirkt sich die Früherfassung auch auf den weiteren Verfahrensverlauf positiv aus, 
was schliesslich zu einem besseren Integrationserfolg führt. Zusammenfassend zeigte die 
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Untersuchung in diesem Bereich, dass die meisten Erstkontakte mit der IV jedoch ohne 
Früherfassung stattfinden (BSV, 2012, S. XVIIIf). 
Im Bereich der Frühintervention konnte die Untersuchung zeigen, dass diese Möglichkeiten 
zu mehr und schnelleren Leistungszusprachen führen. Jedoch bestehen zwischen den 
Kantonen bedeutende Unterschiede betreffend Häufigkeit und Schnelligkeit der Zusprachen. 
Aufgrund der Resultate vermutete das Untersuchungsteam, dass das Anwendungspotenzial 
und somit auch das Wirkungspotenzial der Frühintervention noch nicht bei allen IV-Stellen 
vollständig ausgeschöpft wurden. Zudem wurde herausgefunden, dass die individuellen 
Ressourcen der versicherten Personen die Zusprache von Frühinterventionsmassnahmen 
beeinflussen. Das Untersuchungsteam hat Hinweise gefunden, dass Personen mit tertiärem 
Bildungsabschluss eher Chance auf Frühinterventionsmassnahmen haben als Personen mit 
geringerer Bildung. Die Erkenntnis steht in direktem Widerspruch zur Tatsache, dass die 
eingliederungsorientierte Wirkung der Frühintervention bei Versicherten mit geringer Bildung 
stärker ist. Zusammenfassend ergab die Untersuchung, dass mit Hilfe von 
Frühinterventionsmassnahmen Rentenprüfungen vermieden werden konnten (BSV, 2012, 
XIXf). 
Von den drei untersuchten Massnahmen zeigte sich, dass die Integrationsmassnahmen am 
seltensten zugesprochen wurden. Wenn sie gewährt wurden, handelte es sich mehrheitlich 
um sozial-berufliche Rehabilitationsmassnahmen in Institutionen. Massnahmen in Betrieben 
wurden erst selten angewendet. Auch bei dieser Massnahme zeigten sich grosse 
Unterschiede zwischen den Kantonen, dies sowohl hinsichtlich Häufigkeit der Zusprachen 
als auch hinsichtlich Erfolg. Zusammenfassend konnte die Untersuchung zeigen, dass die 
Integrationsmassnahmen eingliederungsorientierte Zwischenergebnisse am Ende der 
FEFIIM-Phase begünstigen (BSV, 2012, XXf). 
Als Gesamtbilanz wurde mit der Untersuchung deutlich, dass das Wirkungspotenzial der 
Früherfassung, der Frühintervention und der Integrationsmassnahmen noch nicht 
ausgeschöpft wurde. Bei den bezüglich Zusprachen noch zurückhaltenden Kantonen kann 
bei einer Steigerung der Anwendung auch mit vermehrten Eingliederungserfolgen gerechnet 
werden. Aufgrund der Erkenntnisse der Studie wird den zurückhaltenden IV-Stellen vermehrt 
Risikobereitschaft im Einzelfall empfohlen. Insbesondere wird auch die Anwendung einer 
breiten Massnahmenpalette nahe gelegt, um gerade Personen mit geringer Bildung gerecht 
zu werden. Nebst der noch mutigeren Anwendung der Integrationsinstrumente werden auch 
die äusseren Grenzen der Eingliederungsbemühungen festgehalten: Der Arbeitsmarkt 
verfügt nur über eine begrenzte Aufnahmebereitschaft von Personen mit Einschränkungen. 
Die Studie kommt dann auch zum Schluss, dass die Beziehungen zu den Arbeitgebenden 
konsequent weiter ausgebaut werden müssen (BSV, 2012, S. XXI).
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8. Schlussfolgerungen und Ausblick 
Durch die Konsultation verschiedener Studien konnte gezeigt werden, dass es für die 
berufliche Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung eine Reihe von 
förderlichen Faktoren gibt, und welche dies konkret sind. Inhaltlich können diese förderlichen 
Faktoren folgenden übergeordneten Bereichen zugeordnet werden: Allgemeine förderliche 
Faktoren zum Vorgehen für eine erfolgreiche berufliche Integration, förderliche Faktoren im 
Zusammenhang mit der Teilnahme an einem Integrationsprogramm, förderliche Faktoren 
beim Vorgehen nach dem Ansatz Supported Employment sowie förderliche Faktoren, die bei 
der Zusammenarbeit mit Arbeitgebenden zu beachten sind. 
In einem weiteren Schritt hat die durchgeführte Analyse gezeigt, dass ein Grossteil der 
förderlichen Faktoren im Rahmen der Integrationsinstrumente der IV zur Anwendung 
kommen kann und mehrheitlich auch umgesetzt wird. Die Verfasserin zieht die 
grundsätzliche Bilanz, dass die IV mit den vorhandenen Integrationsinstrumenten über die 
notwendigen Werkzeuge verfügt, um Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung, die 
aus gesundheitlichen Gründen aus dem Erwerbsprozess ausgeschieden sind oder drohen 
auszuscheiden, wirkungsvolle Unterstützung bieten zu können. Zusammenfassend erachtet 
die Autorin die Entwicklung neuer Integrationsinstrumente zum jetzigen Zeitpunkt als nicht 
indiziert. Für die Verfasserin bleiben jedoch Fragen offen bezüglich der praktischen und 
konsequenten Anwendung der Instrumente. Die Ausführungen dazu sowie weitere 
Anregungen für eine mögliche Weiterentwicklung der IV folgen hier nun im Sinne eines 
Ausblicks, bevor diese Master-Arbeit mit Schlussfolgerungen für Sozialarbeiterinnen und 
Sozialarbeiter abgeschlossen wird. In diesem Kapitel fliessen auch die Erkenntnisse aus 
dem Interview mit Georges Pestalozzi-Seger, Mitglied der Eidgenössischen AHV- und IV-
Kommission und Leiter des Rechtsdienstes von Integration Handicap, ein. 
Erweiterte und einheitliche Anwendung der Integrationsinstrumente 
Die Evaluation des BSV “Eingliederung vor Rente“ hat gezeigt, dass bei der Anwendung der 
Integrationsinstrumente noch Entwicklungspotenzial besteht (vgl. 7.). Die IV-Stellen sind 
daher dringend aufgefordert, dieses Potenzial auch tatsächlich auszuschöpfen und die 
Integrationsinstrumente zu Gunsten der Betroffenen anzuwenden. Da auf die 
Frühinterventionsmassnahmen kein Rechtsanspruch besteht, ist unklar, ob auch alle 
Betroffenen, die von diesen Massnahmen profitieren könnten, diese auch tatsächlich 
erhalten. Nach Ansicht der Verfasserin müsste diesbezüglich eine gesamtschweizerische 
Gleichbehandlung unbedingt sichergestellt werden. Dieser Meinung ist auch Pestalozzi-
Seger. Gemäss ihm bräuchte es eine nationale Aufsichtsbehörde, die die einheitliche 
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Anwendung der Frühinterventionsmassnahmen gewährleistet, weil das BSV keine 
entsprechenden Kontrollen vornimmt (Anhang C, Rz 12). Die Verfasserin ist der Ansicht, 
dass auch die konsequente Anwendung weiterer Integrationsinstrumente, insbesondere 
diejenigen im Rahmen der Arbeitsvermittlung, überprüft werden müsste. Pestalozzi-Seger 
kritisiert zudem am Forschungsbericht des BSV “Eingliederung vor Rente“ und an der 
allgemeinen Forschungsarbeit des BSV, dass die langfristige Wirkung der 
Integrationsinstrumente der IV bis anhin noch nicht evaluiert wurde (Anhang C, Rz 4f). Die 
Verfasserin erachtet eine solche Untersuchung der Langzeitwirkung ebenfalls als notwendig 
und sieht zudem auch noch weitere wichtige Untersuchungsfragestellungen für das BSV. 
Mögliche Themen könnten beispielsweise sein: Wie erleben die Betroffenen die 
Unterstützung und Beratung durch die IV? Wie beurteilen Arbeitgebende die 
Zusammenarbeit mit und die Unterstützungsmöglichkeiten der IV? 
Zusammenarbeit mit den Arbeitgebenden 
Nach Ansicht der Verfasserin muss die IV in den nächsten Jahren ein Schwergewicht auf die 
Zusammenarbeit mit den Arbeitgebenden legen. Es sollte sichergestellt werden, dass mehr 
Arbeitgebende über die Unterstützungsmöglichkeiten der IV informiert sind und wissen, wie 
zu reagieren ist, wenn Mitarbeitende erkranken. Damit verbunden ist auch eine 
kontinuierliche Imagepflege der IV-Stellen. Die Verfasserin erhofft sich von einer 
intensivierten Zusammenarbeit zwischen IV-Stellen und Arbeitgebenden auch, dass 
zunehmend nach dem Ansatz Supported Employment gearbeitet und vermehrt WISA 
durchgeführt werden können. Aus Sicht der Verfasserin macht das aus mehreren Gründen 
Sinn: Studien haben gezeigt, dass das Vorgehen nach Supported Employment 
wirkungsvoller ist als das Vorgehen nach dem Stufenmodell (vgl. 3.2.). Für die Betroffenen 
müssen zudem nach einem erfolgreichen Belastbarkeits- und Aufbautraining keine neuen 
Arbeitsplätze gefunden werden. Weiter hat die Tätigkeit im ersten Arbeitsmarkt einen 
positiven Einfluss auf verschiedene Lebensbereiche der Betroffenen, was sich wiederum in 
einer Verbesserung der psychischen Gesundheit widerspiegelt (Bärtsch, S. 3f). Um die 
Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebenden und der IV zu intensivieren, muss genau 
evaluiert werden, welche Vorgehensweise diesbezüglich am wirkungsvollsten ist. Pestalozzi-
Seger ist der Ansicht, dass die Zusammenarbeit am ehesten durch persönliche Gespräche 
verbessert werden kann und weniger mithilfe von Vorträgen und Broschüren (Anhang C, Rz 
20). Pestalozzi-Seger weist in diesem Zusammenhang jedoch zu Recht auch darauf hin, 
dass die Kapazitäten des Arbeitsmarktes, Personen mit Beeinträchtigungen aufzunehmen, 
beschränkt sind. Zudem macht er darauf aufmerksam, dass nicht nur die IV mit ihren 
Anliegen an die Arbeitgebenden herantritt, sondern auch die Arbeitslosenversicherung und 
die Sozialdienste gerne Personen integrieren möchten. Diesbezüglich gelte es, die 
verschiedenen Bemühungen zu koordinieren (Anhang C, Rz 34). Die Verfasserin erachtet 
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ein solches konzentriertes Vorgehen für alle Betroffenen als sinnvoll. Voraussetzung für ein 
Gelingen wäre, dass sich die IV, die Arbeitslosenversicherung und die Sozialdienste nicht 
gegenseitig konkurrenzieren und Versicherte zuschieben. Abschliessend zu diesem Thema 
möchte die Verfasserin betonen, dass die Aufgabe der beruflichen Integration von Personen 
mit einer psychischen Beeinträchtigung nicht durch die IV alleine gelöst werden kann. Hier 
scheint die Aussage von Corinne Zbären, Geschäftsführerin der IV-Stellen-Konferenz, sehr 
passend: „Mit allem Job Coaching kann man keine Arbeitsplätze herbeizaubern.“ (zit. in 
Bruno Schletti, 2013). Damit erkrankte Personen eine Chance erhalten und sich wieder in 
den Arbeitsmarkt integrieren können, braucht es somit auch ein gesellschaftliches und 
wirtschaftliches Umfeld, das bereit ist, die entsprechende Verantwortung mitzutragen und 
passende Arbeitsstellen an Personen mit einer psychischen Erkrankung zu vergeben. 
Die IV als Eingliederungsversicherung 
Die IV wurde während vieler Jahre als Rentenversicherung verstanden. Nun muss viel 
nachgeholt und investiert werden, damit die IV von einer breiten Öffentlichkeit auch als 
Eingliederungsversicherung wahrgenommen wird. Für die Verfasserin stellt sich in diesem 
Zusammenhang sogar die Frage, ob die IV einen neuen Namen erhalten sollte. Solange die 
IV Invalidenversicherung heisst, wird sie als ein Sozialwerk gesehen, das sich um invalide 
Personen kümmert, d.h. um Personen, die bleibend oder während längerer Zeit ganz oder 
teilweise erwerbsunfähig sind (ATSG Art. 8 Abs. 1). Die primäre Aufgabe der IV ist jedoch 
die Eingliederung von Personen, die noch nicht invalid sind. Damit der IV von aussen diese 
Kompetenz zugesprochen wird, muss dies auch im Namen ersichtlich sein. So sollten nach 
Ansicht der Verfasserin die drei Zweckbestimmungen der IV gemäss IVG Art. 1a (Invalidität 
durch Eingliederung verhindern, ökonomische Folgen der Invalidität ausgleichen und 
selbstbestimmte Lebensführung der Versicherten ermöglichen) im Namen verankert sein. 
Unbedingt notwendig ist es auf jeden Fall, dass die IV als Eingliederungsversicherung 
bezeichnet wird. 
Transparenz 
Die Verfasserin sieht ein mögliches Entwicklungspotenzial zudem darin, dass die IV als 
Versicherung transparenter wird. Eine neue Namensgebung wäre ein erster Schritt dahin. 
Nach Ansicht der Verfasserin sind aber noch weitere Massnahmen notwendig. Bei der IV 
sind undurchsichtige Begriffe vorhanden. So verstecken sich hinter dem Begriff 
Arbeitsvermittlung zum Beispiel die Massnahmen für die Erhaltung des Arbeitsplatzes sowie 
die Beratung von Arbeitgebenden (vgl. 5.3.3.4.). Aus Erfahrung weiss die Verfasserin, dass 
die wenigsten Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter wissen, dass sich hinter dem Begriff 
der Arbeitsvermittlung auch das grosse Feld der Arbeitsplatzerhaltung versteckt und die IV 
diesbezüglich einen Auftrag zu erfüllen hat. Auch hier ist nach Ansicht der Verfasserin eine 
 8. Schlussfolgerungen und Ausblick 
 65 
begriffliche Klärung notwendig, die schliesslich dazu beiträgt, dass die IV transparenter wird. 
So könnte der IVG Art. 18 zum Beispiel Arbeitsplatzerhaltung und Arbeitsvermittlung 
heissen, anstatt wie bis anhin nur Arbeitsvermittlung. 
Vernetzte Arbeitsweise 
Ein weiteres Entwicklungspotenzial sieht die Verfasserin darin, dass die IV vernetzter 
arbeitet und u.a. auch das soziale Umfeld der Betroffenen und die Arbeitgebenden vermehrt 
einbezieht. Formulierungen im Zusammenhang mit der Erhaltung des Arbeitsplatzes wie 
zum Beispiel „Die IV-Stelle trifft die entsprechenden Abklärungen wenn nötig vor Ort und 
bezieht nötigenfalls die Arbeitgebenden in ihre Bemühungen mit ein“ (Hervorhebungen durch 
die Verfasserin) zeigen nach Ansicht der Verfasserin, dass vernetztes Arbeiten durch die IV-
Stellen vonseiten des Gesetzgebers nur zurückhaltend angeordnet wird (KSBE, Rz 5014). 
Mit solchen Formulierungen wird den ausführenden IV-Stellen ein falsches Signal gegeben. 
Dabei sollte es selbstverständlich sein, dass Bemühungen zur Erhaltung eines 
Arbeitsplatzes immer in Zusammenarbeit mit Arbeitgebenden erfolgen, anders ist es aus 
sozialarbeiterischer Sicht nicht zielführend. 
Nachbetreuung 
Um die Langfristigkeit der Massnahmen besser sicherstellen zu können, wären nach Ansicht 
der Verfasserin und im Sinne einer Weiterentwicklung sogenannte Nachbetreuungs-
gespräche zwischen der versicherten Person und der Eingliederungsberaterin oder des 
Eingliederungsberaters sinnvoll. So könnte die IV beispielsweise nach einem und nach drei 
Monaten nach Abschluss der Integrationsbemühungen mit der versicherten Person 
nochmals Kontakt aufnehmen, die Befindlichkeit erfassen und je nach Verlauf Unterstützung 
anbieten. Gleichzeitig wäre dadurch auch gewährleistet, dass die Eingliederungs-
beraterinnen und Eingliederungsberater der IV sehen, wohin ihre Interventionen mittelfristig 
geführt haben. Dadurch werden wertvolle Rückschlüsse für die fallbezogene Arbeit möglich. 
Wartezeiten während eines laufenden Verfahrens 
Verbesserungspotenzial sieht die Verfasserin zudem auch im Bereich der Fristen, innerhalb 
derer die IV und die Gerichte entscheiden. Erhält eine Person keine Frühinterventions-
massnahmen zugesprochen und werden ordentliche Eingliederungsmassnahmen geprüft, so 
kann ein entsprechender Entscheid bis zu einem Jahr auf sich warten lassen, denn gemäss 
IVG Art. 49 muss der Entscheid über die Durchführung von Eingliederungsmassnahmen 
spätestens 12 Monate nach der Anmeldung getroffen werden. Fällt ein solcher Entscheid 
nicht nach Wunsch und Einschätzung der betroffenen Person aus und wird das Verfahren 
vor das kantonale Sozialversicherungsgericht weitergezogen, warten Betroffene bis zu zwei 
Jahren auf einen entsprechenden Entscheid. Betroffene, die während dieser Zeit von den 
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behandelnden Ärztinnen und Ärzten arbeitsunfähig geschrieben sind, fallen vollständig aus 
dem Erwerbsprozess. Die Versicherten befinden sich während dieser Zeit in einem Zustand, 
in dem sie nicht wissen, wie es mit ihnen weitergeht. Kommt schliesslich auch vom Gericht 
ein negativer Entscheid, ist es fast nicht mehr möglich, solche Personen wieder zu 
integrieren, da das psychische Leiden in der Zwischenzeit meist einen chronischen Verlauf 
genommen hat. Solche Personen sind häufig auf der Sozialhilfe wiederzufinden. Nach 
Ansicht der Verfasserin wäre es für die Betroffenen daher dringend wünschenswert, dass 
sowohl die IV im Einwandverfahren auf einen Vorbescheid, wie auch die Gerichte im 
Beschwerdeverfahren rascher entscheiden. 
Folgerungen für Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter 
Aufgrund der vorliegenden Arbeit ergeben sich auch Folgerungen für Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeiter. So erachtet es die Verfasserin als unbedingt notwendig, dass Sozialtätige 
vermehrt Kenntnis haben in Bezug auf die förderlichen Faktoren für die gelingende berufliche 
Integration von Personen mit einer psychischen Beeinträchtigung. Denn nur mit diesen 
Kenntnissen können die Betroffenen auf dem Weg zu ihrer beruflichen Integration auch 
adäquat unterstützt werden Zudem braucht es für eine Tätigkeit im Sozialbereich auch 
vertieftes Wissen über die Integrationsinstrumente der IV. Die Begleitung von Betroffenen im 
IV-Verfahren wird immer eine Aufgabe von Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern bleiben. 
Um diese Aufgabe verantwortungsvoll wahrnehmen und die Betroffenen effektiv unterstützen 
zu können, braucht es zwingend das entsprechende Fachwissen. In diesem Sinne hofft die 
Verfasserin mit der vorliegenden Master-Arbeit eine Unterstützung bieten zu können. 
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Anhang A - Interview mit einer Eingliederungsberaterin der 
IV-Stelle Zürich 
Das Interview fand am 15. August 2013 statt. Das Gespräch wurde aufgenommen und 
anschliessend transkribiert. Vorgängig war vereinbart worden, dass die Interviewperson und 
ihre Vorgesetzte die Transkription gegenlesen und ihr Einverständnis dazu geben. Die 
Transkription erhielt für die beiden Personen inhaltliche Unklarheiten, die korrigiert werden 
mussten. Hier folgt nun die durch die IV-Stelle Zürich bewilligte Endversion.  
 
1 Interviewerin (I): Im Fokus meiner Fragen stehen Personen mit einer psychischen 
Beeinträchtigung und primär diejenigen Personen, die frisch aus dem Erwerbsprozess 
ausgeschieden sind. Das Thema Eingliederung aus Rente ist für meine Master-Arbeit nicht 
relevant. Aber klar wenn Sie dazu auch Erfahrungen gemacht haben? 
2 Eingliederungsberaterin IV-Stelle Zürich (EB): Da habe ich noch nicht so viel 
Erfahrung. Es ist sich erst am Entwickeln.  
3 I: Zuerst würde mich ihr beruflicher Hintergrund interessieren, wie lange sie hier schon 
arbeiten, woher sie beruflich kommen und was alles zu ihrem Aufgabengebiet gehört. 
4 EB: Bei der IV-Stelle bin ich seit gut zwei Jahren. Ursprünglich habe ich das KV 
gemacht und habe mich on the job weitergebildet, bin dann auch in die Informatik 
gekommen, habe dort den Webpublisher gemacht und Schulungen gegeben. Parallel 
dazu habe ich eine mehrjährige Coaching-Ausbildung gemacht und ihm Anschluss 
auch noch den Persönlichkeits- und Mentaltrainer und eine Mediationsausbildung. 
5 I: Also sehr breit.  
6 EB: Ja schon, genau. Ich wollte immer in die Beratung. Ich habe früher privat, für 20%, 
Mandate gehabt, nebenbei gearbeitet. Und dann ist die Möglichkeit bei der IV-Stelle 
gekommen. Und ich habe gewusst das ist genau das was ich gerne machen möchte 
und bei der Tätigkeit kann ich auch alles brauchen was ich jemals gelernt habe. Das ist 
toll.  
7 I: Und auch der Hintergrund von der Informatik, einfach auch die Erfahrungen wie bewegt 
man sich in innerhalb des Betriebs, all diese Sachen.  
8 EB: Genau bei IT-Kursen zum Beispiel, da weiss ich was im Angebot ist und was Sinn 
macht weil ich auch Informatik-Schulungen gegeben habe. Zum Teil kann man 
Privatlektionen organisieren für Leute, die unregelmässig arbeiten oder sehr schlecht 
mobil sind. Da kann man mit einem Privatlehrer der nach Hause oder an den 
Arbeitsplatz geht schnelle Erfolge erzielen. Das ist eine typische 
Frühinterventionsmassnahme. Das ist super, da sind wir ja recht frei.  
9 I: Wie sieht das in ihrem Team aus. Was haben die anderen Eingliederungsberater für 
Hintergründe? 
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10 EB: Ein grosser Teil war früher RAV-Berater. Ich glaube, die meisten kommen vom 
RAV. Dann gibt es einige aus Wirtschaft, Banken, viele auch aus dem Pflegebereich 
mit Psychiatrie-Background. Was haben wir noch? Es ist sehr breit, es gibt auch viele 
Quereinsteiger. 
11 I: Müssen diese dann noch eine Coachingausbildung oder eine Beratungsausbildung oder so 
etwas mitbringen? 
12 EB: Case Management ist sicher gut wenn man quer einsteigt. Gerade jetzt haben wir 
jemand der über zwanzig Jahre bei der Bank war. Er hatte eine Führungsfunktion und 
wollte unbedingt in ein soziales Umfeld und hat dann mit der Case Management-
Ausbildung den Job bekommen. Also es ist schon nicht ganz so einfach.  
13 I: Wie sind sie als Team organisiert? Wie viele Leute sind in diesem Eingliederungsbereich? 
14 EB: Im Eingliederungsbereich sind es jetzt über 100 Leute mit Berufsberater und Job 
Coach. Es sind Prozesseinheiten die auf Gebiete im Kanton Zürich verteilt wurden. Es 
gibt sechs Prozesslinien. Und je nachdem wo der Versicherte wohnt, kommt er in die 
oder die andere PL nennt sich das. 
15 I: Können Sie noch etwas sagen zu dieser Abgrenzung zu den JC? Also was bei ihnen ist 
und was dann bei den Job Coach ist?  
16 EB: Ein Job Coach sollte eine Ausbildung in Psychiatrie haben. In der Regel haben sie 
ein Psychologie-Studium gemacht. Zum Teil reichte grosse Erfahrung im 
Psychiatriepflege-Bereich mit Weiterbildungen. Meistens machen sie aber nicht nur ein 
Studium und werden dann Job Coach. Es braucht Praxis-Erfahrung. Es sind auch nicht 
ganz so junge Leute, wie bei anderen Institutionen. Job Coaches werden beigezogen 
wenn wir das Gefühl haben, es braucht Unterstützung bei einem Wiedereinstieg am 
Arbeitsplatz. Sie kommen erst richtig zum Zug, wenn eine Wiedereingliederung aktiv 
möglich ist.  
17 I: Und die Fallführung bleibt dann bei ihnen? 
18 EB: Genau die ist beim Eingliederungsberater. 
19 I: Zwei sehr allgemeine Einstiegsfragen: Was erleben sie bei der beruflichen Integration als 
besonders förderlich, im Fokus auf diese Personengruppe? Auf was legen sie persönlich 
Wert, was ist ihnen wichtig geworden durch die Erfahrung? 
20 EB: Wir legen grossen Wert auf ressourcenorientiertes Denken und Handeln. Das 
motiviert die Leute auch extrem. Das fällt mir immer wieder auf bei den Gesprächen, 
gerade wenn Ängste da sind, stigmatisiert zu werden. Plötzlich haben die Versicherten 
Perspektiven und ich denke das tut gut, wenn die Eingliederungsberaterin hinter ihnen 
steht und sogar ein Job Coach dazu genommen werden könnte. Wenn man 
Institutionen beizieht, gibt es auch immer eine Begleitperson. Ja ich denke das ist 
hilfreich. Und was auch hilft, dass wir mit dem Arbeitgeber eng zusammenarbeiten. Vor 
allem die Job Coach machen diese Triage zwischen Arbeitgeber, versicherter Person 
und uns. Das ist auch gut, der Arbeitgeber weiss dann er kann auf Hilfe zugreifen, 
vielleicht ein Dreiergespräch führen und er kann bei Bedarf immer wieder Fragen 
stellen. Also ich finde, das ist wirklich etwas das sehr förderlich ist. 
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21 I: Ich merke bei meinen Klienten zum Teil, dass sehr viele Vorurteile gegenüber der SVA da 
sind. Also wenn die hier reinkommen, dann ist das für die Leute ganz ganz schwierig und 
dann sitzen sie plötzlich ihnen gegenüber und merken, dass sich da jemand für ihre 
Ressourcen interessiert. Wie erleben sie das so? 
22 EB: Also das ist etwas vom schönsten an meiner Arbeit, finde ich. Genau da kann man 
als EB einen wesentlichen Unterschied machen. Wenn man merkt, jemand ist unsicher 
und möchte auch keine Rente. Das ist sehr häufig, dass die Leute das Gefühl haben, 
sie werden jetzt mit der Rente „abgespiesen“. Da betonen wir dann auch, dass es in 
erster Linie um Eingliederung geht. Wir schauen auch auf individuelle und nachhaltige 
Lösungen. Das ist wirklich toll: es kommt jemand hierher, ist total verzweifelt und 
ängstlich und geht erleichtert wieder weg. 
23 I: Weil die Leute merken, dass da jemand ist, die das jetzt mit ihnen angeht.  
24 EB: Nicht nur wir als Personen. Wir haben wirklich gute Angebote. Wir können ganz 
vieles machen. Und ich denke darüber weiss man viel zu wenig.  
25 I: Vielleicht können sie gerade noch etwas zu dem sagen. Von all diesen Angeboten: was 
erleben sie da als am hilfreichsten oder als am förderlichsten? 
26 EB: Das ist ganz schwierig zu sagen. Also wenn ein Arbeitsplatz vorhanden ist, denke 
ich ist es evtl. WISA, die Wirtschaftsnahe Integration am Arbeitsplatz. Das ist sehr 
hilfreich. Da ist ein Job Coach dabei oder das Job Coaching wird extern durch 
Institutionen gemacht. Als Versicherter bin ich wieder am Arbeitsplatz, habe aber ein 
wohlwollendes Umfeld. Ich muss vielleicht niederschwellig anfangen, vielleicht nur mit 
zwei Stunden pro Tag, darf die Leistung aufarbeiten. Das gibt Luft und Ruhe. Ich 
denke, das ist etwas ganz wertvolles. Institutionen machen das auch toll. Da kommen 
die Personen noch mit anderen in Kontakt die vielleicht ähnliche Fragestellungen 
haben. Das tut gut. Ist noch schwierig zu sagen. Ich glaube, es gibt nicht so die Lösung 
wo man sagt, das ist es immer. 
27 I: Vielleicht können sie noch etwas zu den Diagnosen sagen mit denen sie primär 
konfrontiert sind.  
28 EB: Das ist z.B. Burnout. Mit diesem Begriff Burnout habe ich etwas Mühe. Für die 
einen Leute ist es einfacher zu sagen, ich habe ein Burnout weil es eigentlich immer 
mit zu viel Arbeit in Zusammenhang gebracht wird. Das ist angenehmer als zu sagen, 
ich bin in eine Depression gefallen weil einfach alles zu viel geworden ist. Eigentlich ist 
es ja nichts anderes. Häufig sind auch Schizophrenie oder narzisstische 
Persönlichkeitsstörungen, wie auch die Diagnose Borderline. Da versuchen wir wirklich 
auch uns immer weiterzubilden, um die Diagnose zu verstehen und darauf einzugehen. 
Manchmal ist eine Diagnose gar nicht vorhanden. Da muss man aufpassen, gerade bei 
gewissen Krankheitsbildern. Manchmal geht es in eine Richtung wo man allenfalls 
eingreifen muss.  
29 I: Ich denke gerade im Bereich der Frühintervention ist die Diagnose oft noch nicht da. Es ist 
wie einfach klar, dass es Schwierigkeiten gibt. 
30 EB: Ganz genau. Da haben wir mit unserem regional ärztlichen Dienst (RAD) etwas 
Tolles. Wir haben sehr gute Psychiater im RAD-Team und nehmen diese vermehrt mit 
in Gespräche. Also gerade wenn wir sehen, dass ein Verlauf auffallend ist, es gibt 
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keine richtige Diagnose, dann können wir das besprechen und dann kommt ein 
Spezialist mit.  
31 I: Also an ein Erstgespräch? 
32 EB: Zum Beispiel ja oder wir bitten, dass die Fachärzte das genauer abklären. Oder 
auch, dass die Ärzte miteinander reden, das macht einfach mehr Sinn.  
33 I: Dann kommen wir jetzt zu den einzelnen Massnahmen. Zuerst die Früherfassung. Ist die 
auch bei ihnen? 
34 EB: Ja die machen auch wir.  
35 I: Welche Erfahrungen haben sie da gemacht? Was bringt es wirklich für einen Nutzen für 
die Betroffenen? Gibt es dazu auch Auswertungen von Seiten der SVA? 
36 EB: Ja bestimmt. Also was ich toll finde an der Früherfassung, sie hilft halt auch bei der 
Imagepflege. Es ist oft so, dass die Leute halt, finden was will jetzt die IV und warum 
und überhaupt. Früherfassungsmeldungen dürfen ja ganz viele Personen machen: 
Arbeitgeber, Krankentaggeldversicherungen, Ärzte, sogar jemand der im gleichen 
Haushalt wohnt. Der Versicherte muss nur darüber informiert sein, dass man eine 
Anmeldung gemacht hat, er muss nicht einverstanden sein damit. Da müssen wir 
wiederum sehr achtsam sein. Manchmal gibt es da grosse Widerstände bei den 
Angemeldeten. Da ist Aufklärungsarbeit gefragt, dass es ganz viele Vorteile hat, weil 
wenn wir früh sehen, dass eine Anmeldung angezeigt ist, kann auch eine 
Verschlimmerung der Situation verhindert werden. Je früher wir drin sind, desto besser.  
37 I: Sie sehen schon den Nutzen für die Betroffenen.  
38 EB: Ja und die Betroffenen sehen ihn in der Regel auch nach dem Gespräch.  
39 I: Es gibt ja auch die Möglichkeit, den Arbeitgeber bereits bei der Früherfassung beizuziehen 
und auch zum Gespräch einzuladen. Machen sie das oder was haben sie dazu für 
Erfahrungen? 
40 EB: Also bei der Früherfassung nicht, nein. Das ist höchstens wenn wir sehen, dass es 
von Seiten Arbeitgeber Bemerkungen gibt, die man abklären muss. Dann sprechen wir 
uns mit dem Versicherten ab, ob wir Rücksprache nehmen können. Und wenn es 
gewünscht ist, können wir dann schon ein Gespräch machen, aber in der Regel noch 
nicht in der Früherfassungsphase. Wenn ein Gespräch beim Arbeitgeber erforderlich 
ist, dann ist es oft auch angezeigt, dass eine IV-Anmeldung gemacht werden sollte.  
41 I: Bringen die Versicherten zum Früherfassungsgespräch auch ihr soziales Umfeld mit? Also 
ich denke im Umfeld sind ja auch ganz viele Ressourcen, die wissen ganz viel über die 
Betroffenen.  
42 EB: Ja das kann vorkommen. Also, dass sie jemanden mitnehmen ohne uns zu 
informieren, das kommt vor. In der Regel sind es Ehepartner, Therapeuten. Oder was 
auch schon vorkam, bei einer MS-Patientin - diese Diagnose haben wir recht oft- nahm 
die Versicherte eine Person mit, die ebenfalls darunter leidet, um auch erklären zu 
können wie verschiedenartig diese Krankheit ist. Das ist hilfreich. Oder wenn jemand 
von einer Institution mitkommt, ist das auch gut.  
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43 I: Also für sie ist das eher positiv? 
44 EB: Ja absolut.  
45 I: Jetzt kommen wir zu den Frühinterventionsmassnahmen. Vielleicht zuerst gerade zu dieser 
Abgrenzung. Für Aussenstehende, die sich damit nicht auskennen, ist das ja recht 
verwirrend wegen den Begriffen. Bitte erklären sie, ob es einen Unterschied gibt, zwischen 
beispielsweise der Arbeitsvermittlung in der Frühintervention oder der Arbeitsvermittlung als 
normale berufliche Massnahme?  
46 EB: Der grösste Unterschied ist, dass für Massnahmen in der Frühintervention kein 
Rechtsanspruch besteht. Es gibt zum Beispiel Kurse. In der Frühinterventionsphase 
haben wir bis zu CHF 20‘000.00 zur Verfügung. Wir sind da wirklich frei was wir 
organisieren. Es muss erkennbar zielführend sein, wenn man nachher den Verlauf 
anschaut, die Fälle werden ja immer wieder geprüft, die Qualität sichergestellt. Dann 
muss man den Sinn dahinter sehen, wieso diese Massnahme getroffen wurde. Also es 
geht über Arbeitsplatzhilfsmittel, Stehpult, ein neuer Stuhl wenn jemand mit dem 
Rücken Probleme hat. Rückenbeschwerden ist ja auch ein riesen Thema. Kurse, bei 
denen man wirklich sagen kann, das ist on the job, es bringt etwas. Oder wenn jemand 
den Job verloren hat, um bessere Chancen zu haben auf dem Arbeitsmarkt, da gibt es 
zig Ausbildungen die man machen kann. Nur es ist nicht wie in der Berufsberatung, die 
haben andere Aufgaben. Zum Beispiel bei einer ersten beruflichen Ausbildung (ebA), 
die über mehrere Jahre geht oder auch eine Umschulung, das machen wir als 
Eingliederungsberater nicht, gehört zur Berufsberatung. Frühintervention, das sind 
sechs bis zwölf Monate ab IV-Anmeldung, wir in Zürich versuchen Massnahmen in 
sechs Monaten zu machen. Zum Beispiel die Institution Ingeus, die unterstützen bei 
der Arbeitsvermittlung, Aufbereitung der Bewerbungsunterlagen oder erklären Job-
Suchmaschinen. Die haben ihr eigenes Netzwerk. Die IV-Stelle übernimmt die 
Dienstleistung durch Ingeus, es gibt jedoch kein Taggeld für den Versicherten während 
der Frühinterventionsphase. Das Einkommen ist anders gedeckt. Sei es über 
Arbeitslosengeld oder Krankentaggeld das noch weiter läuft, SUVA, oder so. Die 
Freiheit in der Frühinterventionsphase ist recht gross und das ist toll für uns. Da gibt es 
viele kreativen Lösungen 
47 I: Das haben sie mehrmals gesagt, dass sie da sehr frei sind, das ist wirklich so? 
48 EB: Das ist wirklich so. 
49 I: Da dürfen sie auch kreativ sein und mal etwas Verrücktes ausprobieren? 
50 EB: Total. Wenn wir etwas Verrücktes machen wollen, weil es zielführend ist. Es 
besteht ja kein Rechtsanspruch und trotzdem gibt es dann einen Präzedenzfall wo man 
sagt, da konnte man etwas Aussergewöhnliches machen. Also wenn es zu schräg ist, 
dann gehe ich zu meiner Vorgesetzten um das abzusprechen. Manchmal weiss man ja 
auch nicht ob es so zielführend ist, wie man es sich erhofft, aber man muss es halt 
ausprobieren. Dieser Topf (Frühintervention) ist wirklich gut, den dürfen wir nutzen. 
Das ist so. 
51 I: Dieser fehlende Rechtsanspruch wird ja zum Teil als sehr problematisch beurteilt weil es 
dann wie auch nicht einheitlich ist. Sie bekommen jetzt dieses Dossier und wie entscheiden 
sie, ob es da eine Frühintervention gibt oder nicht? 
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52 EB: Nach der Anmeldung läuft die Frühinterventionsphase (FI) in der Regel sechs 
Monate, wenn es notwendig und sinnvoll ist bis zu zwölf Monaten, wir versuchen es in 
aber sechs Monaten. Dann schaue ich zuerst was würde Sinn machen, was ich mit der 
Frühintervention bieten kann. Wenn man dort nichts ausschöpfen kann, dann geht es 
eigentlich direkt in die beruflichen Massnahmen. In dieser Phase kann man auch 
Taggelder sprechen und es gibt wieder andere Möglichkeiten jemanden einzugliedern. 
53 I: Wenn immer möglich wird die Frühintervention eigentlich ausgeschöpft? 
54 EB: Wenn es Sinn macht schon, ja. Ausser wenn man sieht, dass nichts vom Angebot 
der Frühinterventionsphase notwendig ist. Dann macht man einen Grundsatzentscheid 
in Richtung Fallabschluss oder Berufliche Massnahmen. Um zu entscheiden, wohin es 
gehen kann, führen wir die Gespräche mit den Versicherten. Wir sehen die Leute ja 
immer und besprechen die Situation und dann kann man entscheiden wie weiter. Ich 
kann z.B. ein Dossier anschauen und X-Ideen haben und dann rede ich mit der Person 
und es steckt etwas ganz anderes dahinter. 
55 I: Diese Abklärung beinhaltet ein Gespräch und dann ist es schon relativ klar in welche 
Richtung es geht.  
56 EB: Ja, hoffentlich ja.  
57 I: Es ist also nicht das Ziel, das in z.B. drei Gesprächen abzuklären? 
58 EB: Nein. Die Kundenberater, die das Dossier vor uns bearbeiten, machen eine Art 
Standortgespräch, mit dem Ziel zu beurteilen, ob es in die Berufsberatung oder in die 
Eingliederungsberatung geht. Also da hat zum Teil schon ein Gespräch stattgefunden 
und diesen Gesprächsleitfaden haben wir ja dann auch, dort sieht man oft schon eine 
Tendenz.  
59 I: Das ist die grundsätzliche Abklärung? 
60 EB: Genau, das ist eigentlich das Assessment. Wir EB’s machen dann das eigentliche 
Eingliederungsgespräch. Wir gehen dann einen Schritt weiter.  
61 I: Innerhalb von dieser Abklärung: nehmen sie da zum Teil Kontakt auf mit den Ärzten und 
Therapeuten? 
62 EB: Zum Teil schon, ja. Also wenn ich noch Fragen habe. Oder wenn ich eine Idee 
habe, dann gehe ich schon noch Rücksprache nehmen. Oft sehe ich nicht wie der 
Verlauf war und denke dann ob man dies und das angeschaut hat und das will ich 
dann genauer wissen. Auch nachhaken bei den Arbeitgebern, das gibt es schon noch 
oft. Also nach Rücksprache mit dem Versicherten, ob die Kontaktaufnahme okay ist. 
Wir holen nicht mehr so viele Arbeitgeberfragebögen ein, oder Arztberichte, das ist seit 
diesem Jahr nicht mehr per se so, dass wir das immer machen, sondern man wartet 
manchmal etwas zu und schaut wie der Verlauf ist. Das Ausfüllen der Fragebögen ist 
auch bei den Arbeitgebern nicht so gut angekommen weil es viel Aufwand ist. Auch 
das Einholen der Arztberichte, das ist oft eine langwierige Geschichte. Ärzte haben viel 
zu tun und konnten das nicht so schnell erledigen und dann waren wir wieder blockiert, 
obwohl man eigentlich schon etwas machen können 
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63 I: Das heisst, dass der Bericht nicht mehr eingeholt wird. Dafür wird eher das Telefon in die 
Hand genommen, damit es einfach schneller vorwärts geht? 
64 EB: Ganz genau.  
65 I: Am Telefon ist es ja dann auch persönlicher.  
66 EB: Ja und man kann gleich das fragen wo man das Gefühl hat es könnte das Thema 
sein bei dieser Person.  
67 I: Wie sieht es aus mit Wartezeiten bis die Versicherten mit Programmen starten können. 
Haben sie da zurzeit Wartezeiten? 
68 EB: Also gerade bei Institutionen ist es wirklich verrückt. Zum Teil ist es November, 
zum Teil Dezember bis ein Start möglich ist. Das ist wirklich sehr unbefriedigend.  
69 I: Das widerspricht ja eigentlich auch dem Gedanken der Frühintervention.  
70 EB: Das sind dann schon eher Integrationsmassnahmen. Wir haben einfach zwei, drei 
Institutionen die immer Platz haben, das ist recht gut so. Aber wenn man z.B. 
branchenspezifisch sucht, also die einen sind auf Pflege spezialisiert oder Gastro. Da 
gibt es einen Mangel. Wir haben das Kontraktmanagement, diese Abteilung, und die 
versuchen immer auch wieder mit neuen Institutionen Verträge abzuschliessen. Aber 
es sind eben lange Wartezeiten 
71 I: Wir können gerade auf diese Zusammenarbeit mit den externen Anbietern zu sprechen 
kommen. Wie läuft da die Entscheidung bei welchem Anbieter jemand ein Programm 
absolviert? 
72 EB: Also eben zum Teil ist es die Verfügbarkeit. Die Berufsbranche ist eine 
Fragestellung. Dann hat jeder Eingliederungsberater einen anderen Zugang. Das ist 
auch ein wenig Erfahrungswert. Also ich arbeite jetzt vielleicht lieber mit dieser 
Institution, weil ich einfach auch die Personen kenne und weiss wie diese arbeiten. Das 
spielt sicher auch eine Rolle. Und wir haben die IVSK-Datenbank. Dort sind alle 
Institutionen erfasst, die mit uns einen Vertrag haben. Das ist Schweiz-weit, pro 
Kanton. Dort schauen wir wer welches Angebot hat und dann wird eine Anfrage 
gestellt. Oft ist die Auswahl natürlich auch regional bedingt. Wenn ich jemand von 
Winterthur habe, dann versuche ich in Winterthur etwas zu machen. Auch damit die 
Reisewege nicht so lange sind. 
73 I: Spielt bei der Auswahl auch die psychiatrische Diagnose eine Rolle? 
74 EB: Kann sein. Also wenn wir z.B. die PUK wählen oder wenn jemand schon in der 
PUK war oder bereits dort in die Therapie geht, macht das sicher Sinn.  
75 I: Wie wird die Qualitätskontrolle der externen Anbieter sichergestellt? Also die ganze 
Wirksamkeit von diesen Integrationsmassnahmen. Evaluieren die Anbieter das für sich oder 
wird dies auch durch die SVA gemacht? 
76 EB: Wir geben dem Kontraktmanagement-Team Rückmeldungen. Vor allem auch 
wenn etwas nicht so gut gelaufen ist. Diese Abteilung fragt auch immer wieder an, um 
abzufragen, wenn etwas besonders gut gelaufen ist. Diese werten das aus. Der 
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Abschlussbericht von jedem Fall geht auch immer ans Kontraktmanagement und die 
beurteilen dann was da dahinter ist.  
77 I: Also das heisst eine Qualitätskontrolle ist vorhanden.  
78 EB: Ja.  
79 I: Und die inhaltliche Zusammenarbeit? Gibt diese Abteilung auch inhaltliche Anregungen an 
einen Anbieter?  
80 EB: Ja absolut. Ich weiss es nicht im Detail aber ich denke es gibt einen Katalog was 
erfüllt werden muss, das ist auch vom BSV vorgegeben, dann fliessen auch unsere 
Erfahrungen und Wünsche mit ein. es wäre noch schön wenn das mehr wäre, oder 
weniger von dem: Was ich auch schon festgestellt hab, wenn Arbeitsvermittlung in 
Auftrag gegeben wird, dass externe Beratungs-Personen versuchen auf den 
Gesundheitszustand oder der Situation mit gutgemeinten Ratschlägen Einfluss zu 
nehmen. Das ist nicht die Meinung. Und das müssen wir auch klar sagen, da gibt es 
eine Abgrenzung.  
81 I: Wer probiert so Einfluss zu nehmen? 
82 EB: Also zum Beispiel eine externe Beratungsperson die eine beeinflussen wollte, sich 
einer Ernährungsberatung zu unterziehen. Da haben wir einfach gemerkt, solche 
Gespräche sind gut gemeint aber nicht Inhalt des Beratungsauftrages. Dann haben wir 
auch den Verlauf nicht mehr unter Kontrolle. Plötzlich schwenken die Versicherten aus 
und finden, so jetzt muss ich eine Ernährungsberatung machen und wir müssen sagen, 
dass dies für uns nicht relevant ist.  
83 I: Also die Fallführung bleibt klar bei ihnen.  
84 EB: Ja 
85 I: Und soll nicht in die Institutionen gehen.  
86 EB: Nein.  
87 I: Dort ist es mehr einfach eine Begleitung während den Programmen.  
88 EB: Ja.  
89 I: Sie haben schon einiges gesagt zu ihren Erfahrungen aber vielleicht doch noch ganz 
spezifisch zum Belastbarkeits- und das Aufbautraining?  
90 EB: Es gibt ja noch diese Potenzialabklärung die oft vorher gemacht wird. Das beginnt 
mit 4 Stunden pro Tag. Und das Belastbarkeitstraining kann man mit zwei Stunden pro 
Tag starten oder sogar noch weniger. Ich wende Potenzialabklärungen eher selten an. 
Ich finde gleich mit Belastbarkeitstraining anfangen bringt mehr, auch für den 
Versicherten, wenn er aus dem Prozess rausgefallen ist und er muss jetzt plötzlich mit 
vier Stunden wieder beginnen, das ist viel. 
91 I: Ich habe gerade diesen Nachmittag noch ein Auswertungsgespräch einer 
Potenzialabklärung. Für diese Person war es jetzt sehr happig so zu beginnen, sie war dann 
auch schon nach wenigen Tagen das erste Mal krank.  
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92 EB: Das verstehe ich total gut. Und da weiss ich auch nicht ob man sich Gedanken 
macht ob das so wirklich zielführend ist. Es ist sicher für einige nicht der richtige 
Einstieg.  
93 I: Ich finde die medizinische Potenzialabklärung ehrlich gesagt so auch nicht im 
Kreisschreiben. Wie ist diese ganz genau verortet? 
94 EB: Gute Frage.  
95 I: Oder ist das wie ein Konstrukt das man unabhängig noch gemacht hat? 
96 EB: Das weiss ich nicht wie das entstanden ist. Es gibt einige Institutionen die das 
anbieten und viele nutzen dies auch. Das ist sicher eine gute Sache, wenn man keine 
Ahnung hat, wo der Versicherte leistungsmässig steht und jemand schon zu mind. 50% 
fit ist, kann das sicher anwenden.  
97 I: Es gibt ja auch viele Abbrüche während den Belastbarkeits- und Aufbautraining. Wo sehen 
sie primär die Gründe dafür? 
98 EB: Oft ist es so, dass die Versicherten mehr wollen als schon möglich ist. Das ist ein 
grosser Teil. Oder es sich wie auch nicht vorstellen können. Es ist ja in einem neuen 
Umfeld. Da kommt so viel Neues dazu. Das ist dann eine Überforderung. Nicht 
motiviert zu sein, das habe ich noch praktisch nie erlebt. 
99 I: Das ist schön wenn sie das so sagen können.  
100 EB: Nein wirklich, die meisten Personen wollen unbedingt, eben eher zu viel. Da muss 
man dann schauen, dass man bremst. Wir haben diese Zielvereinbarungen und die 
Institutionen sind da auch sehr bedacht darauf, dass sie dies merken und dann gehen 
die Betreuer auch wieder retour mit den Anforderungen. Wir haben unsere 
Eingliederungspläne, aber dann wird halt noch nicht gesteigert (Pensum und oder 
Leistung) und sie nehmen das und das wieder aus dem Programm. 
101 I: Können sie noch etwas zu diesen Zielvereinbarungen sagen? Also das ist ja wirklich ein 
sehr häufig eingesetztes Arbeitswerkzeug.  
102 EB: Es ist eigentlich die Grundlage. Ohne Zielvereinbarung gibt es eigentlich auch 
keine Massnahme. Es ist natürlich ein Raster da, klar. Aber wir versuchen schon 
wirklich auf den Versicherten einzugehen. Im Gespräch wird vieles klar und zum 
Beispiel merkt man, dass jemand sehr perfektionistisch veranlagt ist. Oder jemand 
macht immer mehr als er sollte. Wir versuchen diese Sachen heraus zu spüren und 
auch dem Versicherten zu sagen, dass es wichtig ist, da gut hinschauen weil das „part 
of it“ ist, deshalb ist es zum Teil passiert. Dann versuchen wir wirklich auch das in den 
Zielvereinbarungen klar zu machen, weil das wichtig ist. Ebenfalls auch mit der 
psychiatrischen Betreuungsperson, dass das auch dort immer wieder Thema ist und 
gut angeschaut wird. 
103 I: Vielleicht können sie gerade zu dem noch etwas sagen. Muss eine Person in einer 
Therapie sein wenn eine solche Integrationsmassnahme gestartet wird oder ist es nicht 
zwingend?  
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104 EB: Ich glaube zwingend ist es nicht aber es macht oft keinen Sinn ohne. Also es sollte 
schon begleitet werden.  
105 I: Und wenn jetzt jemand kommt und dies nicht hat? 
106 EB: Dann kann es sein, dass wir das auferlegen. Das ist dann eine 
Schadenminderung, eigentlich. Vielleicht, dass es nicht gerade so auferlegt wird aber 
wir sagen doch das es sein muss, das kommt dann auch in die Zielvereinbarung, z.B. 
eine regelmässige Therapie. Vielleicht gibt es Fälle wo das nicht zwingend ist, ich 
könnte es jetzt nicht sagen. Ich habe es so noch gar nie erlebt. 
107 I: Aber sie legen Wert darauf dass das gewährleistet ist? 
108 EB: Ja auf jeden Fall. Auch wenn ein Job Coach drin ist, die können nicht so eng 
begleiten. Das geht wie nicht.  
109 I: Parallel zu diesen Frühinterventionsmassnahmen laufen ja wie im Hintergrund die 
Abklärungen, ob es noch zu ordentlichen Eingliederungsmassnahmen kommt. Das ist ja wie 
so die Idee, diese Zeit zu nutzen, aber die Abklärungen laufen gleichzeitig?  
110 EB: Welche Abklärungen meinen sie? 
111 I: Also ob es doch noch zu Massnahmen beruflicher Art kommt. Also ob zum Beispiel doch 
eine Umschulung angestrebt werden kann.  
112 EB: Das versucht man eben vorher abzuklären. Das ist das Standortgespräch oder 
Assessmentgespräch von der Kundenberaterin, die bereits dort versucht zu lenken, 
geht es in diese Richtung Umschulung, da muss man einen gewissen Anspruch 
erfüllen. Das sind ganz klare Regelungen. Wenn diese erfüllt sind geht es in der Regel 
zuerst zu einem Berufsberater bevor es in die Eingliederung geht. Es kann 
vorkommen, dass der Fall bei einem Berufsberater war und man sieht ein, es geht 
doch gleich in die Eingliederung oder umgekehrt, dass wir in der Eingliederung merken 
es geht eher in Richtung Umschulung oder der Anspruch wird noch geprüft. Das ist 
möglich. Solange die FI, die Frühinterventionsphase, läuft und wir sehen es macht 
Sinn, diese noch zu nutzen, sind berufliche Massnahmen noch nicht angesagt. 
113 I: Aber dort braucht es ja dann wie viel mehr Abklärungen, also ob auch der ganze rechtliche 
Anspruch gegeben ist?  
114 EB: Ja okay. Wobei die versicherungsmässigen Voraussetzungen werden vorher 
schon abgeklärt. Das ist schon vorhanden. Also wenn es in die Eingliederung kommt 
heisst das schon, die Person hat Anrecht, in der Regel auf Arbeitsvermittlung oder auf 
Berufsberatung. Die Artikel 18 und 17, 14 das sind Eingliederungsmassnahmen. Das 
ist in der Regel schon vorhanden. Vielleicht noch etwas zu parallelen Abklärungen. Die 
parallele Rentenprüfung, wird jedoch nicht oft gemacht weil es sehr aufwendig ist. 
Manchmal aber Sinn macht, wenn wir z.B. sehen, wir begleiten jemanden und es wird 
auf eine Rente rauslaufen und das Wartejahr vorbei ist, dann kann man das in Auftrag 
geben und wir machen gleichzeitig weiter Eingliederungsmassnahmen. Gerade wenn 
man sieht, dass der medizinische Endzustand erreicht ist, wir versuchen noch 
einzugliedern aber mehr als 50% Leistung wird sowieso nicht möglich sein dann kann 
das sein, dass man die Prüfung der Rente bereits in Auftrag gibt. 
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115 I: Aber das ist eher eine Ausnahme? 
116  EB: Das ist eher eine Ausnahme, ja.  
117 I: Ich denke für die Versicherten kann es schon Sinn machen, weil es gibt ihnen Sicherheit, 
so und so geht es weiter.  
118  EB: Genau.  
119 I: Und nimmt dann sehr viel Druck raus.  
120 EB: Unsere Massnahmen gehen zum Teil relativ lang und es kann meist erst nachher 
die Rentenprüfung gemacht werden. Klar bekommt man das rückvergütet aber 
manchmal braucht man das Geld bald.  
121 I: Auf der anderen Seite kann es vielleicht, ich weiss es nicht, wie ein wenig Ehrgeiz 
wegnehmen wenn es wie zu früh gemacht wird. Dass jemand wie findet ja gut jetzt ist es ja 
geklärt. Oder wie erleben sie das? 
122 EB: Die parallele Rentenprüfung ist sehr selten. Das sind meist klare Fälle. Ich erlebe 
es höchstens, dass gewisse Leute schon das Gefühl haben eine halbe Rente wäre 
cool. Super dann kann ich noch etwas arbeiten gehen und der Rest ist wie durch Rente 
abgedeckt. Die meisten wissen zwar nicht wie wenig das sein kann, vom Geld her ist 
das ja oft nicht viel. Viele kommen mit dem Anspruch, ich kann jetzt nur noch 50% 
arbeiten der restliche Teil quasi von meinem Salär wird übernommen. Und das ist ja 
überhaupt nicht der Fall. Dort ist es oft so, dass man dem Versicherten anmerkt „aha 
jetzt muss ich aber Gas geben“. Das ist schon so.  
123 I: Nochmals zur WISA, sie haben zwar schon ein wenig etwas dazu gesagt. Kann es auch 
nach einem Belastbarkeitstraining eine WISA geben? 
124 EB: Ja absolut.  
125 I: Ist es häufig dass die Arbeitgeber damit einverstanden sind oder sind das eher 
Ausnahmefälle? Wie erleben sie das? 
126 EB: Ich habe noch nicht so viele gemacht. WISA wird nicht so oft gemacht. Das was 
ich kenne, diese Arbeitgeber waren sehr froh und finden das eine gute Sache, es ist 
jemand begleitet und man kann wieder aufbauen. Nein, die meisten sind begeistert 
davon.  
127 I: Dabei wird das Job Coaching von der IV und auch von Externen angeboten? 
128 EB: Genau. Wenn bereits ein Case Manager oder Job Coach involviert ist, versuchen 
wir das beizubehalten.  
129 I: Wer könnte das zum Beispiel sein? 
130 EB: Arsana hat das zum Beispiel, PUK hat das auch, AEH, Movis, ganz verschiedene.  
131 I: Dann noch zur Arbeitsvermittlung. Als ich mich mit dem etwas genauer beschäftigte habe 
ich gestaunt, was sich alles hinter diesem Begriff Arbeitsvermittlung versteckt und muss 
sagen, dass der Begriff eigentlich auch etwas irreführend ist.  
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132 EB: Das ist so.  
133 I: Es ist viel viel mehr als Arbeitsvermittlung. Zum Beispiel bei der Unterstützung für die 
Stellensuche ist ja auch noch eine Begleitung möglich beim Stellenantritt. Könnte dies auch 
wieder ein Job Coaching sein? 
134 EB: Ja das wäre eher ein Job Coach der mitgeht. Ich habe es auch schon gemacht bei 
einer Person wo ein Vertrauensverhältnis da war. Da habe ich schon so lange 
begleitet, dass das Sinn gemacht hat und auch schon ein Kontakt mit dem Arbeitgeber 
da war. Job Coaches kommen i.d.R. erst hinzu, wenn eine Arbeitsstelle angetreten 
wird. In der Regel ist es schon der Job Coach. Ja, es gibt es wirklich, dass man das 
macht. 
135 I: Die ganzen Massnahmen zur Erhaltung von einem Arbeitsplatz. Wenn man jetzt sieht es 
ist noch ein Arbeitsplatz vorhanden aber er ist sehr gefährdet. Was ist da alles möglich? 
136 EB: Zuerst schauen wir die Sachlage an. Gibt es technische Verbesserungen zu 
machen, wenn jemand mit dem Rücken Probleme hat, Sachleistungen, Stuhl usw. Wir 
erteilen zum Teil auch Aufträge, zum Beispiel an AEH die das vor Ort ergonomisch 
anschauen. Die coachen auch die Versicherten wie man mit dem Rücken umgeht, was 
kann man machen um ihn zu entlasten usw. So Aufträge geben wir auch, das können 
wir nicht selber. Oft ist es so, dass man mit dem Arbeitgeber anschaut, was überhaupt 
noch möglich ist. Könnte man auch eine angepasste Tätigkeit intern anbieten. Passiert 
noch oft, wenn es möglich ist machen das vor allem grössere Firmen, die sind sehr 
interessiert daran das anzubieten. Das sind dann ja auch hoch motivierte Mitarbeiter. 
Was machen wir noch alles? Es ist viel Kommunikation und Gespräche, auch die Leute 
coachen. 
137 I: Da wäre auch ein Jobcoaching möglich, oder? 
138 EB: Ja theoretisch schon. Diese Abklärungen machen oft wir. Ausser man sieht sofort 
da wird man ein Job Coaching brauchen, dann nehmen wir den Job Coach auch gleich 
zum Gespräch mit.  
139 I: Diese ganze Beratung von Arbeitgebenden. Jetzt gibt es ja diese Arbeitgeberhotline. 
Gehört die eigentlich unter die Arbeitsvermittlung oder ist die wie unabhängig? 
140 EB: Das ist eher unabhängig. Bei der Arbeitgeberhotline rufen auch viele Arbeitgeber 
an, ohne dass sie einen IV relevanten Fall haben. Einfach um etwas zu fragen. Wir 
versuchen ja auch Arbeitgeber zu akquirieren für Testarbeitsplätze oder 
Arbeitstrainings oder nehmen auch ganz normale Stellenausschreibungen entgegen. 
Das ist dann natürlich toll wenn wir jemanden von unseren Leuten reinbringen können. 
Eben, hochmotivierte Leute. Und sie bekommen von uns Unterstützung. Das ist der 
Arbeitsversuch von max. 6 Monaten. Der Versicherte erhält von uns Taggeld und wir 
beraten und begleiten ihn auch. Und beide Seiten können schauen ob es für sie 
stimmt. Wir versuchen immer eine Anschlusslösung zu haben. Wir geben ungern 
Arbeitsversuche wenn es ganz unsicher ist, ob es anschliessend eine Festanstellung 
gibt. Finde ich sonst schade. Weil es auf einmalig sechs Monate begrenzt ist. 
141 I: Wegen dem Risiko, dass es von Seiten Arbeitgeber ausgenutzt wird? 
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142 EB: Ja genau. Im Prinzip muss ich aber sagen dass dazu die Zielvereinbarungen 
gedacht sind und alles ist darin klar geregelt. Und wenn wir das Gefühl haben, da wird 
ausgenutzt, dann unterbinden wir dies und machen klar, dass es so nicht gemeint ist. 
143 I: Von welchen Leuten wird die Arbeitgeberhotline betreut? 
144 EB: Von uns. Alle logen sich ein und dann bekommen wir diese Anrufe. Man weiss wie 
nicht wer wann.  
145 I: Also kein Pikettdienst? 
146 EB: Nein das hatten wir früher mal. Es wird auch oft gefragt wie es 
versicherungstechnisch aussieht und dann müssen wir das zum Teil abklären oder 
verweisen an Pro Infirmis, die bieten auch viel Unterstützung. Ist für uns oft ebenfalls 
schwierig, sich in diesem Versicherungs-Dschungel auszukennen. Also ich finde das 
sehr anspruchsvoll. 
147 I: Ja gerade wenn es so versicherungsrechtliche Details sind.  
148 EB: Ja und gerade Krankentaggeld, das ist Privatrecht. Das wissen wir halt nicht.  
149 I: Jetzt komme ich doch nochmals zurück. Die Beschäftigungsmassnahmen haben wir nicht 
angeschaut. Welche Erfahrungen machen sie da?  
150 EB: Arbeit zur Zeitüberbrückung. Habe ich noch nie gebraucht. Glücklicherweise. Da 
gibt es ja auch wieder Institutionen die das anbieten. Das RAV bietet an, wenn jemand 
dort angemeldet ist, die haben auch Beschäftigungsmassnahmen. Zu 
Zwischenverdienst kann ich nicht viel dazu sagen. Ich habe es noch nie erlebt. Aber es 
gibt viele Möglichkeiten.  
151 I: Das heisst, sie versuchen es eigentlich eher zu umgehen, so dass es möglichst nahtlose 
Übergänge gibt? 
152 EB: Ja das ist wichtig, damit dieser Aufbau nicht wieder verloren geht.  
153 I: Können sie zur Kapitalhilfe etwas sagen? Ist das in ihrem Bereich? 
154 EB: Ja wäre es. Das ist ganz selten, wirklich extrem selten. Denn die Vorgaben, die die 
Leute erfüllen müssen, sind riesig. Das ist ein grosser Aufwand, Abklärungen treffen, 
Unterlagen einreichen. In der Regel gebe ich ein Blatt ab wo sie sich informieren 
können, was es alles braucht und wenn sie wirklich wollen, bringen sie das. Ich habe 
es jetzt bei mir noch nie erlebt. Zum Teil haben sie die Idee aber wenn sie sehen, was 
alles dazugehört, ist meist fertig.  
155 I: Das ganze Supported Employment, welches bei ihnen, so vermute ich, unter Job Coaching 
läuft, interessiert mich noch speziell. Vielleicht können sie da nochmals sagen, wann das 
zum Einsatz kommt? 
156 EB: Das Job Coaching bei uns intern fängt mit dem Arbeitsplatz an, also es ist auf die 
Arbeit bezogen. Externe Anbieter reden oft von Case Management. Das ist auch so 
etwas: Was ist Job Coaching, was Case Management. Ich kenne Case Manager die 
nahe einer psychiatrischen Betreuung sind, die haben dann auch diesen Background. 
Ich habe jetzt gerade einen Fall einer Person mit Persönlichkeitsstörung wo die Case 
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Managerin wirklich ganz nahe dran ist. Da ist fast alle drei Tage, sicher jede Woche 
wieder eine Intervention notwendig, sehr nahe also. Das wird dann auch medizinisch 
eng begleitet, nahe mit der Psych.Therapeutin. Da kann Hilfe bei lebenstüchtigen 
Massnahmen geben, zum Beispiel Begleitung auf Ämter, das ist ebenfalls möglich. So 
eng, das machen unsere internen Job Coach eher nicht. Aber wenn sie sehen das 
wäre wichtig, dann gibt es das auch mal. Ist aber nicht wirklich in der Job-description 
drin. 
157 I: Noch zur Zusammenarbeit mit den Arbeitgebern. Diese ist ja für die Weiterentwicklung der 
IV sehr elementar. Wenn die Arbeitgeber nicht mitmachen, dann scheitert fast alles. Können 
sie da etwas sagen, welche konkrete Bemühungen von Seiten der SVA am Laufen sind? 
Wie probiert man mit den Arbeitgebern in Kontakt zu kommen? Wer macht das intern? 
158 EB: Wir machen das alle, also die Eingliederungsberater. Wir haben auch ein paar 
Personen, die nur für das angestellt sind, das sind die Arbeitgeber-Kontaktleute. Die 
akquirieren aktiv. Wir haben ein Tool, eine Datenbank, in dem alle Arbeitgeber, die mit 
uns Kontakt haben, also sei es wegen einem Fall oder weil sie bei uns versichert sind, 
erfasst werden. Wir vermerken dort, ob wir Kontakt hatten, ob es Ansprechpersonen 
gibt. Und wir sind aufgefordert, das ist auch in unseren Zielen, dass wir eine gewisse 
Zahl pro Jahr Kalt-akquise machen. Das machen wir auch.  
159 I: Das heisst? 
160 EB: Dass wir schauen, wo es Firmen hat, die wir noch nicht erfasst haben. Dass wir 
dort anrufen und uns vorstellen, unsere Angebote, also z.B. ein Arbeitsversuch das ist 
eine tolle Sache oder Einarbeitungszuschüsse, da haben unsere Versicherten auch 
gute Chancen um reinzukommen, weil wir sie beim Wiedereinstieg unterstützen. Da 
bekommt der Arbeitgeber ja etwas Tolles. Oder die Arbeitgeberbeiträge bis zu 100.00 
Franken pro Tag. Das ist ein Anreiz, der genutzt wird. Da kann man auch versuchen 
die Arbeitgeber zu gewinnen, es mit einer versicherten Person von uns zu versuchen. 
Und wir haben eine Stellendatenbank. Immer wenn wir mit einem Arbeitgeber Kontakt 
haben, das läuft manchmal ja nebenbei, verweisen wir auf unsere Stellen-Datenbank. 
Da hat es Versicherte, die eine Stelle suchen in dem und dem Feld. Haben Arbeitgeber 
eine offene Stelle im Angebot, wird uns das gemeldet. Es läuft auf verschiedenen 
Ebenen. Mehrmals im Jahr gibt es Veranstaltungen für Arbeitgebende. Die werden 
dann angeschrieben, dass sie sich bei uns informieren können. Wir laden HR-Leute 
ein, die über unsere Produkte informiert werden, was man für Möglichkeiten hat. Es 
wird einiges gemacht. Und bei jedem Fall den wir haben, wenn wir mit dem Arbeitgeber 
Kontakt haben, wird darüber auch gleich informiert. Das macht total viel Sinn und ich 
finde die Reaktionen toll. Ich finde es immer lässig, wenn ein Arbeitgeber die Hotline 
anruft und dann so erstaunt ist, was wir alles anbieten können. 
161 I: Das hat sich auch sehr gewandelt, dass diese Zusammenarbeit jetzt so gesucht wird?  
162 EB: Ja ich denke es.  
163 I: Was ich mir wie noch nicht so vorstellen kann: Im Kreisschreiben ist ja schon einiges 
festgehalten aber wirklich viel ist es doch nicht. Sie haben jetzt gesagt sie sind sehr frei, 
gerade in der Frühintervention aber ich stelle mir doch vor, dass sie intern einiges an 
Vorgaben und Papier und Abläufe haben. Wie erleben sie das? Haben sie das Gefühl da ist 
sehr strikt alles geregelt? 
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164 EB: Also in der Frühinterventionsphase nicht. Das sind wir recht frei. Aber 
Kostengutsprachen bei beruflichen Massnahmen schauen wir auch mit unseren 
Vorgesetzten an, also wir arbeiten einen Plan aus und wenn wir eine Massnahme 
sprechen, geben wir das in der Regel zum Visum. Das schaut unser Vorgesetzte an, 
begutachtet es und visiert es. Das ist schon so aber wir verhandeln auch. Wenn wir 
nicht sicher sind welcher Weg der Beste ist, es gibt ja manchmal verschiedene Wege, 
dann bringen wir es in die Fallbesprechung ein - alle zwei Wochen. Das ist ein 
Gremium das von der eigenen Prozesslinie zusammenkommt und dort werden diese 
Fälle besprochen und oft auch kreativen Lösungen erarbeiten. Das ist schon so aber 
klar: Gesetz ist Gesetz. Wenn jemand keinen Anspruch auf z.B. auf Umschulung hat, 
dann gibt es auch keine. Oder kein Anspruch auf Arbeitsvermittlung ist. Das ist schon 
so. 
165 I: Wenn sie es jetzt so vergleichen mit anderen Orten wo sie gearbeitet haben. Ist es hier 
eher strikt und stur? 
166 EB: Es ist halt von den Paragraphen her stur. Gesetz ist Gesetz. Da kann man auch 
nichts daran ändern. Mir fällt es dann einfacher einer versicherten Person zu sagen, 
dass etwas nicht möglich ist weil es das Gesetz nicht erlaubt. Dann kann sie es 
wahrscheinlich auch besser annehmen. Hingegen wenn das unklar wird, dann haben 
wir wirklich Probleme. Also es schützt uns auch sehr. Ich habe damit eigentlich nicht 
Mühe. Die Frage ist oft, ob es eine Gerechtigkeit gibt aber das ist in jedem Gebiet so. 
Die absolute gibt es nicht.  
167 I: Als ich so am Schreiben war habe ich mir mal noch folgendes überlegt: Ein Arbeitgeber, 
vielleicht gerade in Zürich, der hat Angestellte aus X Kantonen und hat je nachdem auch mit 
verschiedenen IV-Stellen zu tun. Ich habe mir dann wie überlegt, ob das überhaupt Sinn 
macht? Wäre es nicht wie sinnvoller, dass z.B. die UBS in Zürich nur mit der SVA in Zürich 
zu tun hat. Und dann wären wie viel engere Kontakte da.  
168 EB: Also wir haben für jeden Arbeitgeber einen Hauptbetreuer in einer Datenbank 
erfasst. Das ist so. Und wenn ich als Eingliederungsberaterin einen Fall bekomme, 
gehe ich zuerst in dieses Tool schauen, wer der Hauptbetreuer ist. Und nehme Kontakt 
auf mit dieser Person und man bespricht, bearbeiten wir das zusammen oder ist es 
okay, wenn ich es selber mache. Das ist schon gewährleistet.  
169 I: Aber einfach nur wenn es eine versicherte Person aus dem Kanton Zürich ist? 
170 EB: Ja klar.  
171 I: Irgendwo habe ich mitbekommen, dass Arbeitgebende bei der IV Zürich eine 
Ansprechperson haben und dann läuft alles über diese?  
172 EB: Unsere Zuständigkeit orientiert sich nach dem Wohnort der versicherten Person. 
Das wird uns zugeteilt. Man kann dann Rücksprache nehmen mit der für diesen 
Arbeitgeber verantwortlichen Person.  
173 I: Dann kommen wir zum Abschluss und zum Ausblick. Was wünschen sie sich für ihre 
Arbeit? Was brächte es in ihren Augen damit sie den Versicherten noch mehr bieten 
könnten? 
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174 EB: Mehr Zeit. Ich denke das wäre schon wünschenswert. Ich betreue im Moment 50 
Fälle und klar sind nicht alle aktiv. Es gibt Fälle die einfach gut laufen und es ist nur 
noch bei mir zum Überwachen. Aber ich wünschte mir mehr Zeit für die einzelnen 
Personen. Es ist halt schon so, es sind immer mehr. Als ich vor zwei Jahren begonnen 
habe, waren wir bei ca. 30 Fällen pro Eingliederungs-Person. 
175 I: Und ihr Pensum? 
176 EB: Ich arbeite 100%.  
177 I: Ja von 30 auf 50 das ist eine ziemliche Steigerung.  
178 EB: Wir haben keinen Personalmangel, es wird sogar aufgestockt, sie schauen gut zu 
uns. Aber es gibt halt immer mehr Fälle. Und der Anteil von Personen mit einer 
psychischen Beeinträchtigung, ich glaube das ist jetzt bei 40% von allen Fällen und ich 
denke es steigt an. Diese Personen brauchen in der Regel auch mehr Betreuung. 
179 I: Und so für die Weiterentwicklung der IV? Wenn sie jetzt eine neue 
Unterstützungsmöglichkeit kreieren müssten. Hätten sie da eine Idee oder ein Anliegen was 
es noch braucht? 
180 EB: Also ich denke betreffen Image, das ist wirklich ganz ganz wichtig. Vermehrt 
rausgehen zu können. Wir können ja nicht wirklich Werbung machen oder nur 
begrenzt. Die SUVA-Kampagne finde ich zum Beispiel genial. Das ist so wertvoll, 
sensibilisieren zu können, das ist wichtig. Ich denke das wünsche ich mir mehr. Dass 
wir mehr rausgehen, die Personen besser informieren können. Wir sind kein Amt mehr 
sondern eine Versicherung. Und auch den Arbeitgebern mehr erklären, was wir alles 
im Angebot haben. Das wissen ganz viele nicht. Wir haben so tolle Angebote. 
181 I: Ich schaue nochmals über meine Fragen. Zum Schluss nochmals zur WISA. Da wird ja 
auch ganz viel vom Arbeitgeber gefordert, auch an Wissen: wie ist mit dieser Person 
umzugehen, was sollte man einfach nie machen etc. Wie ist sichergestellt, dass die 
Arbeitgeber dieses Wissen auch haben? Der Arbeitgeber ist ja dann auch wie ein ganz 
grosser Teil von dieser Massnahme.  
182 EB: Das ist das mit dem Job Coach. Diese enge Zusammenarbeit. Die Dreier-
Gespräche aber auch bilateral Arbeitgeber – Job Coach. Die Beteiligten werden 
instruiert bevor der Wiedereinstieg startet, um was es geht. Da wird wirklich ganz gut 
geschaut. Die Arbeitgeber können sofort anrufen, wenn etwas passiert, dass sie nicht 
einschätzen können, können sich gleich melden. Das wird sehr eng begleitet. Die 
Arbeitgeber sind dann auch so stolz, dass es funktioniert. Ich habe schon oft erlebt, 
dass sie fanden, ja das machen wir, unbedingt. Das ganze Team ist dahinter. Also 
nicht aus einem Helfersyndrom aber es gibt ganz viele Leute, die etwas bewirken 
wollen. Und die das toll finden, eine Person in einer schwierigen Situation zu 
unterstützen und zu helfen. Das ist wirklich toll. 
183 I: Ich denke das wird manchmal auch unterschätzt. Es heisst immer die Arbeitgeber machen 
nicht mit.  
184 EB: Das ist nicht wahr. Das Problem sind oft Grossunternehmen. Wenn ein HR-
Mitarbeiter entscheiden muss, ob das in einem Unternehmen noch tragbar ist und der 
Linienverantwortliche vielleicht zu wenig Gewicht hat. Der Vorgesetzte und das Team 
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würden dahinter stehen, aber wenn es wirtschaftlich nicht getragen werden kann. Das 
ist dann die Schwierigkeit.  
185 I: Vielen Dank für das Gespräch.
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Anhang B - Interview mit einer Integrationsfachperson der 
sintegrA Zürich 
Das Interview fand am 02. September 2013 statt. Das Gespräch wurde aufgenommen und 
anschliessend transkribiert.  
 
1 Interviewerin (I): Zuerst würde mich ihr beruflicher Hintergrund interessieren, wie lange sie 
schon in diesem Bereich arbeiten und seit wann sie hier bei sintegrA angestellt sind? 
2 Integrationsfachperson (IFP): Vom Hintergrund her komme ich aus der Psychiatrie, ich 
bin Pflegefachmann Psychiatrie. Und ich war Ausbildner, Erwachsenenbildner. Mein 
Schwerpunkt war die therapeutische Arbeit in verschiedenen klinischen Bereichen und 
Ausbildner. Und vor drei Jahren habe ich mich entschieden, nochmals zu wechseln 
und bin in die Arbeitsintegration gegangen. Die Klientel ist ähnlich, gleich wie 
diejenigen die ich vorher in der Psychiatrie hatte. Nur waren sie dort stationär, ich bin 
ein Stück weit näher gekommen, und habe zum Teil für den Ablauf eine andere 
Verantwortung tragen müssen. Aber es gibt trotzdem einen grossen Unterschied. Die 
Personen in der Klinik sind der Arbeit häufig doch deutlich näher gewesen als 
diejenigen Leute, die hierhin kommen. Die Leute hier sind meistens schon seit zwei 
Jahren krank und deutlich weiter weg von der Arbeit als in der Psychiatrie, wo sie 
manchmal vom Arbeitsplatz gekommen sind.  
3 I: Eine Frage zu den zwei Jahren. Es erstaunt mich, dass Sie sagen, dass die Leute schon 
seit zwei Jahren krank sind. Weil ein Teil der IV wäre ja die Idee, dass die Leute relativ 
schnell wieder eingegliedert werden. Wie erklären Sie sich das? 
4 IFP: Das wird schon greifen. Das geht, denke ich immer so, ein paar Jahre, bis der 
Gesetzesentwurf, so wie er gedacht ist, auch greift. Und wir merken das jetzt schon, 
die Leute die jetzt kommen sind kürzer bei der IV angemeldet als diejenigen, die wir 
noch vor einem Jahr hatten oder vor zwei Jahren. Das wird sich ändern. 
5 I: Was alles ist ihr Arbeitsgebiet hier? Wie sieht ein normaler Arbeitstag aus, wenn es 
überhaupt einen normalen Arbeitstag gibt?  
6 IFP: Doch. Das Aufgabengebiet ist vielseitig. Einerseits bin ich Bezugsperson für die 
Klienten die hier sind. Ich bin der Fallführer, das heisst ich habe Kontakt mit der 
zuständigen Person der IV. Sei das nun der Berufsberater oder sei es der 
Eingliederungsberater den die Leute bei der IV haben. Ich bin auch vernetzt mit dem 
therapeutischen Setting das die Leute haben, auch mit dem Hausarztsetting bin ich 
vernetzt. Ich bin gegebenenfalls vernetzt mit Praktikumsplätzen und auch mit den 
Arbeitsplätzen, die aber häufig von hier aus gesucht werden müssen. Und ich bin 
Dozent, ich unterrichte. Und ja, es ist sehr vielseitig. Sehr abwechslungsreich. 
7 I: Und als Dozent im Haus? 
8 IFP: Im Haus, ja. 
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9 I: Eine Frage zur Institution sintegrA. Die Schreibweise oder das Logo der sintegrA, wie ist 
das zu erklären? Das grosse A am Schluss vor allem. Woher kommt der Name sintegrA? 
10 IFP: Das ist ganz schwierig, ich kann das nicht beantworten. Ich weiss, jetzt haben wir 
dann das zwanzigjährige Betriebsjubiläum, die Marianne Bonati und die Lisa 
Kronenberg haben die sintegrA vor zwanzig Jahren zusammen gegründet. Als Verein. 
Und begonnen hat es als Besuchsdienst. Und ich glaube, sintegrA hat es schon 
gegeben. Ich will mich nicht auf das Glatteis wagen, aber ich meine, mit dem grossen 
A war es noch einmalig. Hat es auch noch ein Stück weit abgehoben von den anderen.  
11 I: Also hat das grosse A keine spezielle Bedeutung? 
12 IFP: Es hat keine spezielle Bedeutung. 
13 I: Sie sind ja ein ganzes Team hier von Fachleuten, was haben die anderen Leute für 
berufliche Hintergründe? 
14 IFP: Ja, wir sind sehr stark gewachsen, wir haben uns eigentlich innerhalb der letzten 
anderthalb Jahre um 100% vergrössert. Wir kommen aus vielen Disziplinen. M.B. ist 
Ergotherapeutin, sie hatte begonnen mit M.W. M.W. ist Sozialarbeiterin. Dann ist E.A. 
dazu gekommen, sie ist jetzt gerade seit einem Monat weg, sie ist nicht mehr hier. E.A. 
war Sozialarbeiterin. Dann kam ich einen Monat später, von der Pflege. In der 
Zwischenzeit arbeitet J.W. noch hier, J.W. ist von Beruf her Ergotherapeutin, und M.I. 
sie ist Psychologin. Und jetzt kommt noch neu ein Mann dazu der auch Sozialarbeiter 
ist.  
15 I: Also recht breit, kann man sagen? 
16 IFP: Genau. Und das schauen wir eigentlich auch als unseren Boden an, es ist ein 
sehr guter Boden weil wir so breit abgestützt sind und eigentlich auch aus so vielen 
Bereichen profitieren können.  
17 I: Haben Sie im Moment Wartezeiten bis die Leute beginnen können? 
18 IFP: Ja, wir haben leider sehr lange Wartezeiten. Wir haben bis zu fünf Monaten 
Wartezeiten. Und das ist zu lange. Also das ist eindeutig zu lange. Aber man muss 
auch vernünftig sein. Ein Betrieb kann schon wachsen, aber jeder der neu dazu kommt 
verändert wieder das ganze Gefüge. Und wir sind ein Kleinbetrieb und das ist unsere 
Stärke. Und unsere Stärke ist eigentlich auch die Flexibilität, dass wir sehr individuell 
arbeiten. 
19 I: Sie meinen mit den Klienten sehr individuell arbeiten?  
20 IFP: Ja, genau. Und durch das können wir gar nicht so gross sein. Wir können es nicht 
in einem so grossen Aufwisch machen wie viele andere Betriebe, das geht nicht. Vieles 
von dem, was wir wollen, würde auf der Strecke bleiben.  
21 I: Aber das spricht ja eigentlich auch für ihre Qualität. Und die Nachfrage der IV ist in diesem 
Fall da. Sie wissen, dass das ein sehr gutes Angebot ist und sie wollen die Leute hier 
platzieren können. 
22 IFP: Ja, die IV sagt das.  
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23 I: Die Idee der IV ist ja aber, den Leuten möglichst rasch ein Angebot zur 
Wiedereingliederung zur Verfügung zu stellen. Das widerspricht den sehr langen 
Wartezeiten.  
24 IFP: Ja genau. Ganz genau.  
25 I: Im Rahmen meiner Master-Arbeit befasse ich mich mit der Frage, welche Faktoren 
besonders förderlich sind für die berufliche Integration. Welche Faktoren betrachten sie als 
die wichtigsten für die berufliche Integration? Was ist besonders wichtig damit die Leute 
wieder Fuss fassen können? 
26 IFP: Reflexionsfähigkeit. Ich finde es fast am allerwichtigsten, dass der Mensch der 
hierhin kommt, die Fähigkeit besitzt, seine Situation auch von aussen betrachten zu 
können. Und dass er fähig ist, diese in einer Gesamtheit betrachten zu können. Und 
dass er sich und die verschiedenen Rollen um ihn herum differenziert anschauen kann 
und Denkableitungen und Handlungsableitungen machen kann. 
27 I: Ist das ein Faktor, der von aussen gefördert werden kann? 
28 IFP: Der kann gefördert werden, das ist auch sehr oft Thema in den Schulungen die wir 
haben. Und das sind auch Rollenspiele. Und sie lernen auch sehr viele 
Kommunikationstheorien. Aber ein Ansatz muss vorhanden sein. Wenn ein Mensch ein 
Leiden hat und er findet, dass er mit diesem Leiden das Maximum noch herausholen 
will, dann ist eigentlich die halbe Integration schon gemacht. Wenn er das Leiden 
brauchen muss, um auch sagen zu können was nicht mehr geht, dann wird es ganz 
schwierig. Und da kann man einen Teil von aussen unterstützend einwirken. Man kann 
das Wissen zur Verfügung stellen, man kann Denkmodelle zur Verfügung stellen, man 
kann immer wieder darauf zu sprechen kommen, man kann immer wieder anhand von 
gerade aktuellen Situationen aufzeigen, wie es auch noch sein könnte, und alles 
andere muss der Mensch wie selber machen.  
29 I: Auf was legen sie ganz persönlich Wert bei ihrer täglichen Arbeit?  
30 IFP: Dass die Entscheidungen vom Menschen selber getroffen werden. Dass er nicht 
das macht was ich sage, weil er mir einen Gefallen tun will, sondern dass er versteht 
um was es geht und dass er alle Entscheidungen die ihn, sein Leben und seine 
Zukunft betreffen, selber fällt.  
31 I: Was brauchen die Menschen, die hierhin kommen, am dringendsten? 
32 IFP: Ich glaube, was ganz wichtig ist, ist dass man das Leiden wertschätzt. Und dass 
sie merken und auch sehen und fühlen, wirklich mit allen Sinnen, dass man das ernst 
nimmt und es auch wertschätzt. Und dass man den Weg, den sie machen, auch lobt. 
Und dass dort eben auch Anerkennung kommt. Und grundsätzlich haben die meisten 
Menschen die kommen, also nicht durchgehend, aber eher ein sehr schlechtes 
Selbstwertgefühl und das ist noch wichtig dass man dort ansetzt. Also dass sie 
merken, egal wie sie sind, sie machen etwas Gutes. Und es ist auch wichtig, dass man 
zu Beginn immer wieder sagt, egal wohin der Weg führt, wichtig ist, dass sie in den 
Spiegel schauen können. Wenn die Antwort von dem ganzen Programm ist, es geht 
nicht, und sie können in den Spiegel schauen weil sie wissen, dass sie da das 
gegeben haben was ihnen möglich war hier zu geben, dann ist dieses Thema gut 
erledigt.  
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33 I: Kennen sie die Diagnosen der Menschen, die hierhin kommen? 
34 IFP: Ja.  
35 I: Und können Sie sagen, welches die häufigste Diagnose ist? 
36 IFP: Die häufigsten Diagnosen sind eigentlich Störungen die im weitesten Sinne zum 
Bereich der Depressionen gehören. Es ist ja dann immer sehr schwierig heraus zu 
finden, was jetzt genau zuerst da war. Sehr viele Menschen hatten ja auch wirklich 
furchtbare Drucksituationen gehabt. Das Burnout ist keine Diagnose, das gibt es 
eigentlich nicht. Aber es gibt sehr viele Leute, wo es auch wie ein bisschen in diese 
Richtung gegangen war. Das sind schon immer wieder Leute, die auch mal sehr 
engagiert gewesen waren im Beruf. Nicht alle, aber ganz viele waren sehr engagiert. 
Und das fällt mir so auf. Und auch für ganz viele Leute war die Arbeit ein Stück weit 
personifiziert.  
37 I: Wie lange sind die Leute durchschnittlich in der sintegrA? Also in diesen Programmen, 
können sie das sagen?  
38 IFP: Ich habe leider die Zahlen nicht. Wir sind zu neu um eine repräsentative Zahl zu 
nennen. Das kann man wie nicht machen wenn der Betrieb erst seit vier Jahren 
besteht. Das ist wie zu früh. Ich kann einfach folgendes sagen: Als ich angefangen 
habe vor drei Jahren, so meine ich, waren die Leute stärker als die, die jetzt zu uns 
kommen. Ich meine, die IV-Revision fasst tiefer, aber die Trefferquote der Leute die 
ausgesucht werden ist fraglich. Es scheitern viele nach drei Monaten. Das muss ich 
sagen. Das Programm ist ja aufgeteilt in ein Belastbarkeitstraining, das geht drei 
Monate. Das sind ganz klare Regeln die es gibt. Beim Belastbarkeitstraining gibt es 
keinen Leistungsauftrag. Dort geht es ganz klar um das Einhalten der Strukturen, der 
vorgegebenen Strukturen und Regelmässigkeiten, das bedeutet, im ersten Monat 
kommt man fünf Mal in der Woche zwei Stunden, im zweiten Monat sind es fünf Mal in 
der Woche drei Stunden, im dritten sind es fünf Mal in der Woche vier Stunden. Aber 
es geht nicht darum dass sie da wahnsinnig mitmachen an den Modulen, profitieren 
oder dass wir die Leistung messen müssen. 
39 I: Sondern mehr einfach mal die Zeit einhalten, die Struktur. 
40 IFP: Ganz genau. Die Verbindlichkeit, das Einhalten der Strukturen, Absenzen die 
irgendwie noch vertretbar sind, was auch immer das bedeutet. Die Leute haben ganz 
klar reglementierte Absenzen. Und das geht sehr ans Lebendige wenn sie mehr als 
diese Absenzen haben. Die Leute die hierhin kommen werden finanziert über 
Taggelder. Und das Taggeld wird ausgerechnet, das entspricht den letzten zwei 
Jahren 80% vom Einkommen das sie hatten. In dieser Höhe wird das Taggeld 
ausgerechnet. Dann im ersten Integrationsjahr haben die Leute 30 Krankheitstage 
zugute. Sobald diese 30 Krankheitstage überzogen sind, gibt es kein Taggeld mehr für 
die Tage an welchen sie krank sind. Also wenn jemand nach fünf Monaten die 30 Tage 
bezogen hat und im sechsten Monat ist er drei Tage krank, dann bekommt er für drei 
Tage kein Geld. Und das sind wiederum Sachen die einfach auch existenziell sein 
können weil, wir haben hier schon Leute die sehr gut verdient haben und ein sehr 
hohes Taggeld haben, aber wir haben auch sehr viele Leute, die von der 
Taggeldberechnung auch ein Stück weit gebüsst werden, weil es ihnen bereits im 
Vorfeld nicht mehr gut ging. Und im Selbstschutz oder um ihre Gesundheit zu wahren 
 Anhang B – Interview mit einer Integrationsfachperson der Institution sintegrA Zürich 
 91 
herunter gefahren sind mit den Stellenprozenten. Dies erfasst man nicht. Die haben 
dann einfach nur noch dieses und dieses Jahreseinkommen gehabt weil sie 80% 
gearbeitet haben, aber man erfasst nicht warum sie 80% gearbeitet haben.  
41 I: Gibt das nicht wieder einen neuen Druck, dieses Modell mit den 30 bezahlten 
Krankheitstagen? 
42 IFP: Also ich denke, ich erlebe es jetzt nicht so. Manchmal geben auch diese 
Krankheitstage eine Antwort, ist eine Integration machbar oder nicht. Weil das sind 
auch, ja es sind sechs Wochen.  
43 I: Ja, also trotzdem relativ viel 
44 IFP: Und auch das gibt eine Antwort, oder? Wie geht jemand um in einer 
Drucksituation, und hier ist Arbeit eine Drucksituation, das ist ganz klar. Und, diese drei 
Monate, wenn das gut läuft dann bekommen sie ein Aufbautraining und das wird in der 
Regel gerade für sechs Monate verordnet. Dort ist dann der Aufbau individuell. Es 
kommt immer sehr darauf an was der RAD-Arzt, der regionalärztliche Dienst 
festgestellt hat, wie hoch die mögliche Arbeitsfähigkeit noch ist. Also zu uns kommen ja 
nur Leute, die mindestens eine 50% Arbeitsfähigkeit laut RAD-Arzt noch haben. Alle 
andere, da gibt es keine Integrationsmassnahme. Und das bedeutet dann halt auch, 
wenn wir jemanden haben der sagt, dass er ganz einfach wieder zu 100% arbeiten 
gehen kann mit ein bisschen Aufbau, für diese wird es dann auch wieder schwieriger 
werden wenn es nicht funktioniert. Der Druck, dass sie nicht berentet werden, ist dort 
grösser als wenn der sagt eine mögliche 50% Arbeitsfähigkeit ist vorhanden. Das ist 
eine andere Ausgangslage.  
45 I: In ihren Informationen hier steht, dass auch andere Versicherungen Auftraggeber sind. 
Was sind das für Versicherungen? 
46 IFP: Das war bis jetzt ganz selten der Fall, eigentlich nicht. Eigentlich läuft alles über 
die SVA.  
47 I: Aber das wäre denkbar? 
48 IFP: Genau. Wir haben zum Teil schon auch Klienten, bei welchen auch andere 
Versicherungen im Hintergrund sind und zahlen, aber die Koordination läuft dann über 
die SVA. 
49 I: Also die haben das Taggeld von einer anderen Versicherung? 
50 IFP: Ja, ganz genau. Wo dann auch zum Teil ein Job- oder ein Casemanager im 
Hintergrund ist von dieser Versicherung mit welchem wir auch zusammen arbeiten.  
51 I: Und die Integrationsmassnahmen gibt es ja in der Frühintervention und als ordentliche 
Eingliederungsmassnahme. Es hat jetzt vorher so getönt, als wären hier nur ordentliche 
Integrationsmassnahmen mit Taggeld.  
52 IFP: Die Frühintervention ist eigentlich ganz neu. Das kommt jetzt bei uns auch an. Da 
haben wir jetzt auch die erste Person in der Frühintervention, die eigentlich auch noch 
einen Arbeitsplatz hat.  
 Anhang B – Interview mit einer Integrationsfachperson der Institution sintegrA Zürich 
 92 
53 I: Es erstaunt mich sehr, dass sie sagen, das komme erst jetzt an. Es ist ja eine Massnahme 
die mit der 5. IVG-Revision 2008 in Kraft trat. Seit dann könnte die IV Leute im Rahmen der 
Frühintervention zu ihnen schicken. Wieso hat das so lange gedauert bis jetzt diese Leute 
kommen? 
54 IFP: Also ich glaube, es gibt wie auch nochmal den Unterschied von der körperlichen 
Versehrtheit und von den psychischen Krankheiten. Ich denke, dass wenn es um eine 
Arbeitsplatzanpassung geht, dann ist da wie nochmal eine andere Geschichte. Wenn 
jemand körperlich etwas hatte und es gibt dort eine Frühintervention und man kann das 
regeln indem man irgendwie den Arbeitsplatz anpasst, Büro verändert und, und, und, 
dann ist das wie eine andere Möglichkeit vom Machbaren. Und ich denke, der ganze 
Bereich der psychisch Kranken ist erst jetzt so richtig in den Fokus gekommen von den 
Sparmassnahmen und den Möglichkeiten. Der war ja sehr lange auch ein Stück weit 
unangetastet gewesen.  
55 I: Das ist wie auch vergessen gegangen? 
56 IFP: Ja genau. Und man hat sich davor auch gescheut weil man nicht wusste, was für 
einen Aufwand es braucht. 
57 I: Aber eben das wäre ja eigentlich mit der Fünften 2008 im Fokus gestanden.  
58 IFP: Das greift erst jetzt. Das greift wirklich erst jetzt.  
59 I: Schade, aber Hauptsache es fängt an zu greifen. Können Sie etwas zur Zusammenarbeit 
mit der IV sagen. Wie gestalten sie diese und wie erleben sie diese? 
60 IFP: Ja, ich erlebe sie als sehr gut. Ich arbeite am liebsten ganz eng mit der IV 
zusammen. Die IV-Berufsberater die wir haben oder die Eingliederungsleute sind sehr 
beschäftigte Leute aber ich erlebe diese eigentlich immer als hoch engagiert. Ich 
erlebe es aber auch, dass es ein Stück weit ein Job ist der verschleisst. Also ich 
glaube, dieses ganz hohe Engagement kann man nicht über Ewigkeiten 
aufrechterhalten. Aber die machen einen sehr guten Job. Ich sehe die alle, ich gehe 
mit jedem Klienten mindestens zweimal dorthin während einer Massnahme.  
61 I: Sie haben vorher kurz gesagt, dass sie auch eng mit der therapeutischen Begleitung 
zusammen arbeiten. Das läuft nicht von Ihnen über die IV und dann zur Therapeutin oder 
zum Therapeuten, sondern wirklich direkt?  
62 IFP: Das ist eine Bedingung, dass sie bei uns sein können, das wollen wir. Und auch 
die IV schreibt das vor und dort legen wir allergrössten Wert darauf und das 
kontrollieren wir auch. Es passiert viel in der Zeit in welcher die Leute hier sind. Viele 
kommen an ihre Grenzen. Viele kommen auch wieder an den Punkt an welchem sie 
krank geworden sind. Und das ist ganz wichtig, dass sie in dieser Zeit therapeutisch 
gut betreut und unterstützt sind.  
63 I: Die inhaltlichen Vorgaben für die Integrationsmassnahmen sind im Kreisschreiben 
festgehalten. Gibt es noch ein weiteres Papier vom BSV welches vorgibt, was die sintegrA 
inhaltlich anbieten muss? Oder ist es wirklich nur dieses Kreisschreiben? 
64 IFP: Nein, nein. Da gibt es ungeheuer vielseitige Sachen, jeder Betrieb macht es 
anders. Die einen machen es fast nur über die Arbeit, wo wir jetzt eigentlich auch noch 
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gerne ein bisschen mehr machen würden, wir machen vieles mit dem Restaurant. Aber 
von den Inhalten her haben wir vieles selber geschrieben und selber erfunden und sind 
permanent daran. Also es gibt permanent neue Lektionen, und sie werden angepasst, 
modifiziert. 
65 I: Dies bedeutet ein sehr grosser Aufwand?  
66 IFP: Es ist ein sehr grosser Aufwand. 
67 I: Aber so werden sie laufend besser? 
68 IFP: Ja.  
69 I: Thema Potenzialabklärung. Die ist im Kreisschreiben nicht festgehalten. Ist das eine 
Erfindung der IV-Stelle oder wissen sie wie das entstanden ist?  
70 IFP: Also es geht ja darum dass bei vielen Leuten nicht ganz klar ist ob überhaupt eine 
Integration machbar ist. Die Potenzialabklärung sollte eigentlich ein Assessment sein, 
ein Monat lang. Nach einem Monat sollte eine Antwort möglich sein, wie es 
weitergehen könnte.  
71 I: Also eine Art Standortbestimmung? 
72 IFP: Ja genau.  
73 I: Aber es ist korrekt, dass es gesetzlich nicht verankert ist? 
74 IFP: Ich bin überfragt. Aber ich meine es sei gesetzlich nicht verankert. Ich meine es 
liegt im Handlungs- und Ermessungsspielraum der IV, ein solches Instrument zu 
haben. Es geht ja auch darum zu klären, ob es Sinn macht, das Geld für eine 
Integrationsmassnahme zu investieren.  
75 I: Haben sie denn allgemein viele Leute, die aus der Rente kommen oder sind es primär 
Leute die aus dem Erwerbsprozess heraus gefallen sind?  
76 IFP: Es sind primär Leute die aus dem Erwerbsprozess heraus gefallen sind. Wir 
haben aber immer wieder berentete Leute, das sind vielleicht 25-30% von unseren 
Klienten.  
77 I: Die Leute, die die Potenzialabklärung absolvieren, nehmen ja auch an den 
Kompetenzmodulen teil. Um was geht es dabei inhaltlich?  
78 IFP: Also in der Potenzialabklärung wird ja wirklich hauptsächlich überprüft, wie das 
Potenzial ist. Zum Beispiel am Freitagnachmittag haben wir Rechnen. Das macht eine 
Mathematikerin, die geht sehr individuell auf die Menschen ein. Sie machen einen 
Einstufungstest, einen Rechnungstest. Dort sieht man schon mal den Wissensstand. 
Natürlich sind Leute mit 55 oder 50 weit weg vom Schulwissen. Aber das macht nichts, 
das ist schon okay. Und dann hat sie noch drei Wochen Zeit in welchen sie wirklich 
auch schaut, was ist mit dem, was könnte man noch? Wie ist das Denken, wie sind die 
Denkstrukturen? Wie ist die Logik, ist ein Aufbau möglich? Es spielt nicht so eine Rolle 
wo jemand steht. Die Schulabgänger, die ganz jungen, die sind häufig sehr gut bei 
diesen Tests. Und sobald man vom Beruf oder von der Schule weg ist, wird man 
schlecht. Gerade Algebra, Formeln, solche Sachen, das ist weg. Die Schreibwerkstätte 
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macht eine Journalistin und Schriftstellerin, die aber auch Schreiben gibt. Es geht 
darum, dass der Mensch wieder lernt, sich anzureichern im Ausdruck von der Sprache. 
Neben Rechtschreibung, Grammatik und alldem, geht es darum dass er wieder 
merken kann, was bedeuten Worte, was kann man machen mit Worten. Die machen 
auch sehr viel Wortspiele. Jetzt geben sie dann gerade ein Buch heraus mit Texten, 
die sie dort geschrieben haben. Also es werden auch sehr viel spielerische Sachen 
gemacht. Auch Gedichte. Sie lernen auch ein Stück weit Lyrik, Prosa, was gibt es 
überhaupt alles. Genauso lernen sie aber Reklamationsbriefe zu schreiben. 
Beschwerdebriefe schreiben. Wie formuliere ich mich, was teile ich mit? Das sind so 
Sachen. Dort kann man auch ein Stück weit das Interesse an der Sprache eruieren. 
Bei jemandem der in den Garten arbeiten gehen will, ist das nebensächlich, aber 
trotzdem es passiert etwas. Der Ausdruck, die Sprache, überhaupt all das. 
Handlungskompetenz. Handlungskompetenz das ist jetzt ein grosses Wort, aber das 
bedeutet auch, jeder der hierhin kommt weiss in der ersten Woche, irgendwann macht 
er die Handlungskompetenz selber. Dann kann er sich ein Medium aussuchen. Was 
will er zeigen? Er kann von sich aus gehen, etwas das er kann oder weiss und den 
anderen vermitteln will. Will er mit allen etwas basteln oder irgendwo auf einen Hügel 
mit allen zusammen die Skyline der Stadt abmalen. Aber auch dort geht es darum, 
kann er sich die Überlegung machen, ich habe zwei Stunden Zeit, ich habe pro 
Kursteilnehmer so und so viel Franken zur Verfügung, was mache ich? Woher 
bekomme ich das Material das ich gegebenenfalls brauche? Wie viel kostet das? 
79 I: Also es wird wie eine Einheit gestaltet für die ganze Gruppe?  
80 IFP: Ganz genau. Wie instruiere ich sie, was müssen sie wissen damit sie diesen 
Auftrag erledigen können welchen ich ihnen gebe? Wie strukturiere ich die ganze Zeit? 
Wird man fertig in dieser Zeit? Oder, und das sind schon auch so Sachen, wir helfen 
dabei. Das ist ganz klar, da ist auch immer jemand von uns dabei.  
81 I: Das ist keine einfache Aufgabe. 
82 IFP: Das ist eine ganz schwierige Aufgabe.  
83 I: Und das ist auch im Belastbarkeitstraining? 
84 IFP: Jawohl, ganz genau. Und dort geht es auch wieder darum hinzustehen, eine 
Sprache zu finden um einen Auftrag zu geben, wie sage ich das, was muss ich sagen? 
Wie kann ich nachher unterstützend sein für die Teilnehmenden. Wenn sie Fragen 
haben kommen sie auch zu ihm in dieser Zeit. Und er ist sichtbar in diesen zwei 
Stunden, er steht vorne. Und dann geht es noch weiter mit den Sozialkompetenzen. 
Dort lernen sie auch sehr viele Theorien. Vier Ohren, Schulz von Thun, 
aggressionsfreie Kommunikation. Aber auch viele Rollenspiele.  
85 I: Also zum einen theoretisch aber auch noch mit Übungen umgesetzt? 
86 IFP: Genau. Zum Teil machen das meine Kolleginnen, zum Teil kommen 
zwischendurch auch externe Dozenten. Und es kommt immer eine Schauspielerin für 
Auftrittskompetenz, Sprachtraining, Körperhaltung. Wir haben regelmässig bei uns 
einen Seitenwechsler. Wir sind vernetzt mit Industriebetrieben und die bieten ihren 
Kaderleuten regelmässige Austausche an mit solchen Integrationsprogrammen. Von 
dort haben wir regelmässig Leute bei uns. Die müssen dann immer die 
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Vorstellungsgespräche machen. Das ermöglichen wir unseren Leuten. Sie suchen sich 
das Inserat aus und bewerben sich auf das Inserat. Und müssen dann auch so 
kommen mit den Kleidern wie sie sich vorstellen gehen. Das machen sie auch sehr 
ernsthaft immer mit. Kürzlich hatten wir einen Filialleiter von einer ganz grossen Migros 
da, der hat das genial gemacht. Und da profitieren die Leute auch viel.  
87 I: Das ist sehr, sehr spannend und realitätsnahe.  
88 IFP: Dann haben sie das ZERA, auch in der Potenzialabklärung. ZERA heisst 
Zusammenhang zwischen Erkrankung, Rehabilitation und Arbeit. Dort geht es 
eigentlich auch ganz fest um Wissensvermittlung. Also was habe ich? Was habe ich in 
den Händen um dagegen etwas zu machen? Wie merke ich wenn ich belastet werde? 
Wie steige ich aus wenn die Belastung kommt? Welche Möglichkeiten, Mittel habe ich 
um auf meine Gesundheit zu achten? Was brauche ich wenn es mir nicht gut geht? 
Respektive was brauche ich damit ich gesund bleibe? Ich mache mit ihnen 
Notfallpläne. Jeder macht für sich einen individuellen Plan. Ich unterrichte auch ein 
wenig Psychopathologie. Damit sie auch ein Stück Fachsprache lernen. Und wenn sie 
Fachliteratur lesen, diese auch verstehen. 
89 I: Und wie auch wissen was sie überhaupt haben? 
90 IFP: Das ist ganz wichtig. Und dass sie auch einen möglichen Umgang damit finden. 
Und vor allem, dass sie lernen selber zu handeln bevor gehandelt wird.  
91 I: Ist das vor allem Inhalt aus der Potenzialabklärung?  
92 IFP: Aufbautraining und Potenzialabklärung haben dasselbe Programm. Weil das je 
vier Stunden sind. Die müssen dort auch viel recherchieren. Und dort sehe ich natürlich 
auch viel. Wie steht jemand zu seiner Situation, wie steht jemand zu seiner 
Gesundheit, Krankheit. Und eben auch was ist er bereit zu investieren?  
93 I: Und das ist dann immer auch wieder Thema an den Standortgesprächen? Das wird 
miteinander reflektieren? 
94 IFP: Ja. 
95 I: Vielleicht können sie noch etwas mehr zum Inhalt vom Belastbarkeitstraining sagen? 
96 IFP: Was sie halt auch haben, was sehr wichtig ist, ist Bewegung. Das ist wahnsinnig 
wichtig. Die Leute haben, wenn sie kommen, schlimme Körperhaltungen. Keine 
Spannung. Sie sind wahnsinnig schnell müde. Ganz viele haben null Kondition, also 
fast alle machen nichts für den Körper. Sehr träge, sehr müde. Sehr schnell erschöpft. 
Wir haben eine sehr gute Bewegungstherapeutin, Bewegungspädagogin. Die mit ihnen 
eine Stunde lang Sachen macht und vieles erklärt, Anatomie und Physiologie erklärt. 
Die zweite Stunde ist dann mehr Entspannung. Aber in der ersten Stunde werden sie 
gefordert. Letzte Woche an der Montagsrunde waren zwei da die haben neu begonnen 
zu arbeiten, und die haben wir eingeladen zum Erzählen wie für sie der Übergang 
gewesen ist von hier zum Arbeiten. Und beide haben gesagt, denkt daran Leute, macht 
mit bei der Bewegung! Eure Beine werden es euch danken wenn ihr wieder arbeitet. 
Und was sie auch haben ist MBSR. Also noch nicht im Belastbarkeitstraining, aber dort 
müssen wir noch schauen dass diese das auch haben. Das ist Mindfull Base Stress 
Reduction. Das ist ein Achtsamkeitstraining. Es geht eigentlich um das Akzeptieren, 
 Anhang B – Interview mit einer Integrationsfachperson der Institution sintegrA Zürich 
 96 
um das annehmen können von einer Situation so wie sie ist. Das ist ganz wichtig bei 
unseren Leuten.  
97 I: Beim Belastbarkeitstraining ist speziell noch die Rede von der ressourcenorientierten 
Förderung. Können sie etwas dazu sagen wie sie das ganz praktisch umsetzen?  
98 IFP: Ja, das Thema Ressourcen, Ressourcenaktivierung, Ressourcenorientierung, das 
ist eigentlich ein Grundsatz von unserer Arbeit. Also zum Beispiel schon bei der ersten 
Befragung, es geht wie darum, was interessiert sie, was haben sie gerne, was machen 
sie gerne. Also nicht nur die Frage, was können sie gut, sondern wir gehen davon aus, 
dass jedes Interesse eine Ressource ist und dort kann man einsetzen. Und wenn man 
das ernsthaft macht, kann man den Leuten eigentlich von Anfang an Bestätigung 
geben weil eigentlich jeder sehr viele Ressourcen hat. Das ressourcenorientierte 
Arbeiten ist einer der Schlüssel den wir hier haben.  
99 I: Ich ihren Unterlagen habe ich auch noch das Stichwort Lernstrategien zur beruflichen 
Integration gelesen. Was ist darunter zu verstehen? 
100 IFP: Lernen ganz grundsätzlich. Wir haben auch einige Leute hier die eine Ausbildung 
machen können. Leute bei denen der alte Beruf nicht mehr zumutbar ist laut RAD-Arzt. 
Es geht auch darum dass wir herausfinden, ob eine Person lernfähig ist.  
101 I: Bereits während des Belastbarkeitstrainings finden ja Einsätze in verschiedenen Betrieben 
statt. Wie viel macht das anteilsmässig ungefähr aus? 
102 IFP: Im Belastbarkeitstraining macht es sehr wenig aus. Und wir handhaben das nicht 
grundsätzlich so. Aber es gibt einfach Leute die den Ablöscher haben wenn sie nur in 
die Schule gehen. Damit diese Leute motiviert bleiben, müssen wir sie ganz früh 
schicken, damit sie die Möglichkeit haben, etwas Praktisches zu tun. Wir haben Leute 
die gehen ab dem ersten Monat zwei Tage ins Restaurant arbeiten. Und wenn es nur 
zwei Stunden sind pro Tag, aber die brauchen das. Diese Leute haben häufig einen 
Gräuel vor den schulischen Modulen. Die nimmt man ganz gezielt an diesen Tagen 
heraus. Als Entlastung eigentlich. 
103 I: Während dem Aufbautraining sind die Leute dann mehr im Betrieb?  
104 IFP: Im Aufbautraining wird es dann mehr. Dort kommt es aber auch sehr auf den 
Hintergrund der Person an. Wohin geht jemand, was muss er wieder trainieren? Wenn 
jemand ein klares Ziel hat, dort und dort will ich hin, und auf dieses Ziel hin arbeitet, 
dann ist es zum Teil auch absolut sinnlos, wenn man jemanden in ein Restaurant 
schickt. 
105 I: Können sie diese Betriebe nochmals kurz aufzählen? 
106 IFP: Also wir haben das Restaurant Mühleacker. Mit diesem arbeiten wir hauptsächlich 
zusammen. Das ist in Schlieren, ein Restaurant das in die Alterssiedlung integriert ist. 
Leider haben die nicht so viel Tagesbetrieb. Zum Kerngeschäft gehört es, für die 
Schulen zu kochen. In der Küche hat es am Morgen immer genügend Arbeit. Es sind 
drei bis vier Schulen, die sie beliefern. Mit Mahlzeiten für den Mittagstisch. Es hat auch 
sehr viele leere Zeiten. Dort würde wir uns wünschen, dass wir einen zentraler 
gelegenen Betrieb hätten, der auch ein bisschen mehr ersten Arbeitsmarkt zeigt.  
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107 I: Also ist es trotzdem noch wie ein geschütztes Umfeld? 
108 IFP: Ja, und es ist auch so, dass alle Stellen dort aus dem zweiten Arbeitsmarkt sind 
ausser die Restaurantleitung und der Küchenchef. 
109 I: Vielleicht nochmals zu diesen Bereichen zurück, also da ist das Restaurant. 
110 IFP: Ja, und dann haben wir das Malatelier. Aber das Malatelier nutzen wir natürlich 
nicht als Arbeitsstelle. Aber das Malatelier macht auch sehr viel Sinn. Gerade Leute die 
absolut in eine Leistung verbissen sind, profitieren davon einfach einen halben Tag 
ohne Druck kreativ sein müssen. Und ich sage extra „müssen“. Häufig lieben sie es mit 
der Zeit über alles, und wollen das auf jeden Fall beibehalten und gehen auch nachher 
malen und kreativ tätig sein wenn sie hier weg sind, aber am Anfang ist es für diese 
Leute manchmal nicht vorstellbar. Wenn jemand ein Burnout hatte und sehr verbissen 
war, profitiert er zum Teil sehr von dieser Möglichkeit.  
111 I: Wie wird der Bereich Betreuungsdienst genutzt? 
112 IFP: Jetzt im Moment wird der Betreuungsdienst von uns sehr wenig genutzt. Der wird 
sehr, sehr wenig genutzt. Wir nutzen das Wissen des Personals, wenn es darum geht, 
einen Praktikumsplatz zu suchen. Weil diese sehr gut mit allen Alters- und 
Pflegeheimen vernetzt sind. Nächstes Jahr eröffnen wir dort jedoch ein 
Integrationsprogramm, also im Bereich Soziales und Pflege. 
113 I: Also ein neuer Zweig von der sintegrA?  
114 IFP: Genau.  
115 I: Aus diesem Bereich hat es schon auch viele Betroffene, oder? 
116 IFP: Ja und nein. Ich bin sehr unsicher wie es sich entwickeln wird. Weil viele Leute 
wollen dorthin, aber bei vielen Leuten sagt die IV nein. Weil einfach der emotionale 
Faktor, der zwischenmenschliche Faktor nicht zu unterschätzen ist. Und es ist nicht zu 
unterschätzen was dort für andere Lasten auf einem zukommen. Und wir haben auch 
sehr viele Leute die von dort kommen und bei welchen die IV klar sagt, nicht mehr 
dorthin zurück. Also deshalb weiss ich es nicht. 
117 I: Weil die IV nicht das Ziel hat, nochmals in diesen Bereich einzugliedern? 
118 IFP: Ja genau, weil sie sagen er ist zwei drei Mal dort dekompensiert, jetzt reicht es.  
119 I: Haben sie auch Leute, die direkt in das Aufbautraining einsteigen?  
120 IFP: Ja, haben wir.  
121 I: Und wie sind dort die Erfahrungen?  
122 IFP: Ich finde, nicht gut. Man überschätzt das manchmal. Also gerade diese Leute 
kommen und sind so zack, zack, zack. Und man denkt, doch, das geht. Aber zirka 70% 
müssen wir retour stufen. Sie sind nach einem Monat oder nach zwei Monaten am 
Rand. Das geht nicht.  
123 I: Diese Leute überfordern sich wie selber? 
 Anhang B – Interview mit einer Integrationsfachperson der Institution sintegrA Zürich 
 98 
124 IFP: Ja, sie überfordern sich selber. Es sind häufig Leute die dafür gekämpft haben, 
dass sie gerade damit beginnen können, weil sie fanden, dass zwei Stunden zu wenig 
sind.  
125 I: Es muss schneller gehen? 
126 IFP: Ja. Und in seltenen Fällen sind es die IV-Berufsberater die finden, der könnte 
gerade dort beginnen. M.B. ruft immer an, wenn so jemand angemeldet wird, und sagt 
einfach nochmals ganz klar, was unsere Erfahrungen sind. Der grosse Teil von diesen 
muss zurück gestuft werden. Wir haben jetzt gerade wieder zwei. 
127 I: In ihren Unterlagen ist auch noch die Rede vom Kooperationstraining. Was ist dort 
darunter zu verstehen?  
128 IFP: Ja, das ist ein schönes Wort. Es geht darum wie sich jemand eingibt in der ganzen 
Lerngruppe, in der ganzen Einheit, wie kooperiert jemand im weitesten Sinne. Wie viel 
trägt er mit, wie beteiligt er sich, übernimmt er Verantwortung, auch für die ganze 
Gruppe? Schaut er für sich oder übernimmt er auch Verantwortung für die nähere 
Umgebung, für die weitere Umgebung, auch für die anderen Gruppenteilnehmer? Die 
Teilnehmenden müssen auch sehr viel in Kleingruppen arbeiten. Sie haben sehr, sehr 
viele Gruppenarbeiten. Wir versuchen, möglichst wenig Frontalunterricht zu geben, 
sondern, sie wirklich zu beanspruchen, damit sie sich mit einem Thema auseinander 
setzen müssen. Und das ist etwas, das unendlich wichtig ist, ob jemand kooperiert, 
also ob jemand einfach mal eine Bereitschaft zeigt, einzusteigen und mit zu machen.  
129 I: Ich habe im Kreisschreiben über die Integrationsmassnahmen eine Formulierung 
gefunden, die ich gerne mit ihnen anschauen möchte. Es geht dabei um ein qualitatives 
Zwischenziel: erste Anforderungen der freien Wirtschaft üben, etwas Druck. Wie setzen sie 
das um? 
130 IFP. Also grundsätzlich die Bereitschaft Sozialverhalten anzuschauen und zu üben, 
das ist ein riesen Thema. Das ist ein unendliches Thema sogar. Und, also, ich will gar 
niemandem zu nahe treten, es ist nicht wertend gemeint was ich sage. Viele Leute die 
wir haben, haben eine Lebensgeschichte, die von Anfang an nicht optimal verlaufen ist. 
Es ist wirklich nicht immer nur das Resultat von der Arbeit. Das hat ganz häufig schon 
viel vorher begonnen. Und ganz viele von diesen Leuten haben auch die Idee, dass mit 
ihnen gemacht worden ist. Und es geht auch ganz häufig wie darum, dass sie hin 
schauen müssen. Was sie selber sind und dass sie selber an ihrer eigenen Geschichte 
beteiligt sind. Es geht auch darum zu schauen, welche Verantwortungen selber nicht 
wahrgenommen worden ist, zum Teil. Und, da kann ich einfach immer sagen, das ist 
eine ganz grosse Schwierigkeit mit dem Sozialverhalten. So das Gefühl, mir wird 
Unrecht getan. So, jetzt will er wieder etwas von mir, obwohl er doch ganz genau 
weiss, dass ich das letzte Mal krank geworden bin. Das ist eine riesige 
Herausforderung. Dort geht es immer wieder darum den Leuten zu sagen, dass das 
Situationen sind, die immer wieder kommen können. Man kann diese, auch bei einem 
geeigneten Arbeitsplatz, nicht einfach alle wegradieren, das kann man nicht. Diese 
Drucksituationen, die genau auf das kommen, warum es einmal nicht gegangen ist, die 
werden immer wieder kommen. Und es geht ja nicht darum, dass man stumpf wird 
oder abgehärtet wird. Aber es geht tatsächlich darum, dass eine Wirtschaft einfach 
Leistungen einfordern darf. Und zwar ob es einem passt oder nicht. Gewisse 
Bedingungen muss man erfüllen. Und die müssen wieder wie entpersonifiziert werden. 
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Weg von der eigenen Persönlichkeit. Die Leute müssen wieder wie lernen, dass es 
eine Allgemeinforderung gibt, die nicht persönlich auf mich gemünzt ist. Und es hat 
keinen Sinn, wenn ich da Ressentiments entwickle und einen grossen Aufwand 
betreibe, um das abzuwehren. Also, das ist das kleine Einmaleins eigentlich, wie wir 
uns durch das Leben bewegen. In den Bezugspersonengesprächen müssen wir häufig 
Fragen anschauen wie: Was haben sie jetzt gehört, was haben sie jetzt verstanden? 
Ich habe den Eindruck, dass sie jetzt ganz gereizt reagieren als ich das sagte, stimmt 
das? Habe ich das richtig wahrgenommen? 
131 I: Anstrengende Arbeit! 
132 IFP: Es gibt ganz viele Leute, die können mit Drucksituationen ganz, ganz schlecht 
umgehen. Und was sie als Druck anschauen und was für mich Druck ist, das sind 
Welten. Und das ist hier auch der Fall. Es ist unser Auftrag, das ein bisschen 
zusammen zu bringen. Und auch immer wieder zu sagen: man darf fordern.  
133 I: Dann habe ich Fragen zur WISA. Oder vielleicht muss ich fragen, ob sie das auch 
machen? 
134 IFP: Ja, selten. Dort wo ich das gemacht habe, ist es jetzt gerade fertig.  
135 I: Also das heisst wie oft im Jahr?  
136 IFP: Ein- zweimal maximal. Häufig wird das als Anschlusslösung gemacht bis etwas 
Neues kommt, um jemanden nicht zu verlieren.  
137 I: Also auch noch nach dem Aufbautraining?  
138 IFP: Ja, eigentlich nur dann.  
139 I: ich habe eine Frage dazu. Sonst redet man ja ganz viel von Supported Employment. Die IV 
redet ja nie von dem, sondern eigentlich immer eben von WISA; vom Job Coaching. Können 
sie das einordnen wo da der Unterschied ist?  
140 IFP: Das gibt eigentlich nicht so grosse Unterschiede.  
141 I: Ist es einfach ein anderer Begriff? 
142 IFP: Meiner Meinung nach ja.  
143 I: Beim WISA interessiert mich noch folgendes: der inhaltliche Unterschied zwischen. 
Belastbarkeitstraining, Aufbautraining und WISA. Die Kompetenzvermittlung muss bei einer 
WISA ja auch sichergestellt werden. Wie passiert dies?  
144 IFP: Also Kompetenzvermittlung auf diese Art findet nicht statt im WISA. Dort kann nur 
die Überprüfung stattfinden an den Bezugspersonengesprächen. Die meisten Leute 
müssen nicht das Fachliche lernen. Die können das. Andere Kompetenzen müssen 
wieder gelernt und aufgefrischt werden. Meist geht es in diesen Gesprächen um 
soziale Gefüge. Was hat mit was zu tun, was ist meine Rolle? Was hat wer zu mir 
gesagt, was habe ich gehört? 
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145 I: Aufgrund meiner Literaturrecherche kann ich mir gut vorstellen, dass es für die WISA ein 
Gewinn wäre, wenn dort auch noch ein Stück Kompetenzerweiterung einfliessen würde. Wie 
sehen sie das?  
146 IFP: Wenn man das so natürlich auch machen könnte, das wäre gut. Aber diese Zeit 
gibt es nicht. Diese Sachen sind schon bezahlt, aber das sind ganz andere Tarife als 
während dem sie hier in die Schule kommen. Das sind wirklich andere Tarife. Und 
eigentlich ist ein Gespräch in der Woche schon sehr luxuriös. Gedacht ist eigentlich 
wöchentlich Kontakt und alle zwei Wochen ein Gespräch. Wir machen es je nach 
Bedarf, also die meisten haben wöchentlich ein Gespräch. 
147 I: Und schauen sie dort auch darauf, dass das Umfeld einbezogen werden kann?  
148 IFP: Auf jeden Fall.  
149 I: Vorgesetzte, Kollegen? 
150 IFP: Auf jeden Fall. Das ist eigentlich das Beste, wenn die Leute einverstanden sind 
dass das so läuft. Aber die Leute müssen einverstanden sein. Wenn sie selber einen 
Job suchen und finden und nur ein Job Coaching im Hintergrund wollen und nicht 
wollen, dass der Betrieb etwas weiss, dann muss ich das respektieren.  
151 I: Ich habe noch eine Frage zur therapeutischen Begleitung: die findet ja eigentlich 
ausserhalb der Institution statt. So wie sie jetzt von ihrer Arbeit erzählt haben, finden hier 
aber schon auch sehr viele therapeutische Bestandteile statt. Würden sie das auch so 
bezeichnen?  
152 IFP: Ja, das ist so. Und es geht auch immer wieder darum, das abzuwenden. Wir 
müssen den Leuten immer wieder sagen, was nicht hierhin gehört. Viele Sachen. Aber, 
wir können das nicht vom Tisch wischen. Es ist da, hier zeigt sich das Verhalten. Und 
wir können nicht nur an die Ohren hauen und sagen, zu Hause besprechen. 
153 I: Sondern sie fangen das in einem therapeutischen Rahmen auf?  
154 IFP: ja, ja.  
155 I: Die Idee von diesen Programmen ist ja, dass der ganze Aufbau und die Abfolge sehr 
individuell erfolgt. Wie können sie das sicherstellen? Sie haben jetzt so viel gesagt was sie 
alles anbieten, und dabei noch jeder Person gerecht werden? 
156 IFP: Je grösser wir werden, umso schwieriger ist es. Aber es ist tatsächlich so, dass 
wir auf individuelle Bedürfnisse zugehen. Vor allem aber: die Leute müssen lernen zu 
argumentieren. Sie müssen lernen, dass wir nicht Gedanken lesen können. Es geht 
auch darum, dass sie lernen, hinzustehen und ihre Bedürfnisse zu äussern. Und 
manchmal verlange ich das auch.  
157 I: Abbrüche sind ja auch eine Realität. Können sie etwas zu den Zahlen sagen?  
158 IFP: Gefühlsmässig sind es 25%, ich denke einen Viertel.  
159 I: Können sie etwas zu den Gründen sagen? Wo sehen sie die Gründe dafür? 
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160 IFP: Es sind immer ähnliche Gründe. Es ist zu früh, die Leute sind zu müde, die 
Konzentration geht weg, die Stimmungsschwankungen kommen, die depressive 
Symptomatik verstärkt sich oder, was wir auch haben, dass sie psychotisch werden. 
Und Psychose ist natürlich schon auch immer ein Indikator der Belastung. 
161 I: Die Leute haben zu früh hier angefangen, hätten sie zuerst noch wie gesünder werden 
sollen? Oder wie ist das zu verstehen, zu früh?  
162 IFP: Ja, manchmal. Wissen sie, es ist so. Also manchmal denke ich, die zwei Jahre 
warten, ist zu lange. Weil man schon wieder krank ist. Aber wir haben auch viele, die 
viel früher kommen. Die sind krank, die sind noch gar nirgends. Bei einer 
Arbeitsintegration muss immer auch ein Stück weit Trauerarbeit stattfinden. Es ist gut, 
wenn diese schon ein Stück weit stattgefunden hat. Wenn man sich schon ein 
bisschen von gewissen Sachen verabschiedet hat und man weiss, das ist nicht mehr 
möglich. Wenn diese Gedanken hier zum ersten Mal kommen, dann haben wir 
schlechte Karten. 
163 I: Können Sie etwas zum Kontraktmanagement sagen?  
164 IFP: Nein.  
165 I: Können sie etwas zur Qualitätssicherung sagen? Wie sichern sie hier die Qualität?  
166 IFP: Einerseits, was wir hier im Team drin machen, das sind unsere 
Intervisionssitzungen und eine Supervision, die wir regelmässig haben. Wir haben jede 
Woche einen rein klientenzentrierten Rapport. Wir beraten einander, wir stellen uns 
gegenseitig die Klienten vor. Jeder von meinen Kollegen weiss, was ich mache, wir 
versuchen absolut transparent zu sein in der Arbeit die wir tun. Wir geben den Leuten 
Fragebögen ab. Ich hole eigentlich an jedem Gespräch auch noch ein Feedback über 
die Module ein. Ich will wirklich eine Beurteilung der Module, ich will wissen wo sie 
stehen, was sie profitiert haben und was sie besser machen würden. Das auch 
schriftlich. Wenn ein Klient austritt, dann bekommt er einen riesen Fragebogen, den wir 
auch sehr ernst nehmen. Dort werden auch die Module bewertet, die wir unterrichten. 
Wir unterrichten auch alle. Wir machen extrem viele Weiterbildungen. Wir machen 
ziemlich alles was es auf dem Markt gibt. Wir gehen ziemlich viel an Veranstaltungen, 
sind an Recoveries aktiv dabei. Gehen da an die psychiatrischen Symposien. Dort 
schauen wir auch, dass immer irgendwo jemand von uns dabei ist, damit das Wissen 
auch wieder ins Team hinein kommt.  
167 I: Wir kommen zum Abschluss: zum Ausblick. Was müsste die IV ihrer Meinung nach noch 
zur Verfügung stellen, oder was müsste die IV noch anders oder vermehrt machen, damit die 
berufliche Integration gelingt. Was wären ihre Vorschläge?  
168 IFP: Also ich denke halt, man bräuchte länger Zeit für die Integration. Ich glaube, und 
das sagen auch sehr viele Leute der IV, dass man eigentlich gar nicht damit rechnen 
muss, dass etwas gut gelingt unter zwei Jahren. Und ich meine, manchmal wäre diese 
Zahlenangabe schon auch gut für die Leute. Wenn sie das von Anfang an wüssten, sie 
hätten auch ungefähr diese Zeit zugute. Das hat nichts damit zu tun, dass man das 
braucht, aber es wäre sehr viel Druck weg. Ganz viel scheitert auch, weil sie sich ganz 
viel Druck auflegen. Dann, denke ich, das Belastbarkeitstraining geht zu wenig lange. 
Ich erlebe jetzt seit drei Jahren immer wieder, dass die Leute beim Aufbautraining im 
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ersten oder zweiten Monat scheitern. Ich denke auch, aus Kostengründen wäre es zum 
Teil ganz vernünftig, wenn das Belastbarkeitstraining länger ginge als drei Monate, 
wenn das fünf Monate ginge, aber nicht über vier Stunden, sondern die Leute wie 
länger Zeit hätten. Man darf das nicht unterschätzen, ganz viele Leute die hier sind, die 
sind vorher noch zum Coiffeur gegangen, und noch in den Coop, und sonst sind sie 
nirgends hingegangen. Wir haben auch immer wieder Leute die auch nicht reisen 
können, das haben wir viel. Wir haben ganz viele Angstpatienten. Die nicht zu der IV 
können, die nicht aus dem Haus gehen können. Die wir abholen gehen müssen 
überall. Das kann es nicht sein. Das kann es nicht sein. Man kann sich nicht um die 
Arbeit kümmern wenn man sich nicht mit dem ÖV bewegen kann. Dann ist die Arbeit 
einfach kein Thema, das muss zuerst gewährt sein. Und das sind so Sachen, das 
würde ich sehr schätzen, wenn man das zuerst angehen könnte. Wenn wir fünf Monate 
arbeiten müssen damit sie fähig sind teilzunehmen, dann haben wir keine Zeit mehr für 
die Arbeit. Und das ist die Ausgangslage bei vielen.  
169 I: Sie wünschen sich, dass die Leute schon fitter sind, wenn sie hierhin kommen und dass 
wie die grundlegenden Sachen schon gegeben sind?  
170 IFP: Ja, und da müsste wie nochmals etwas sein, das sie wie vorher abholt.  
171 I: Sind das ihre Wünsche an die IV oder haben sie noch mehr? 
172 IFP: Nein. Also ich finde die machen das gut. Und ich finde nach wie vor es ist 
eigentlich ein super System, es muss niemand unter die Brücke.  
173 I: Nach meiner Einschätzung wird viel davon gesprochen, dass sich die Arbeitgeber nicht an 
der Eingliederungsarbeit beteiligen würden. Wie erleben sie das? Was müsste ihrer Meinung 
nach allenfalls gemacht werden, damit sich die Arbeitgeber vermehrt beteiligen und eine 
Person mit Beeinträchtigung einstellen würden?  
174 IFP: Ich denke, es müsste deutlicher kommuniziert werden, dass der Arbeitgeber 
etwas dafür erhält. Da staunen ganz viele wenn wir das sagen. Und ich glaube, dort 
müsste auch eine ganz andere Infopolitik herrschen, damit eben auch gerade kleinere 
Betriebe wüssten, es ist machbar, und es ist nicht so, dass sie danach nur auf riesen 
Kosten hocken.  
175 I: Wo sehen sie die grössten Hindernisse, dass es eben noch nicht so umfassend klappt mit 
der beruflichen Integration?  
176 IFP: Das hängt eigentlich an der Stigmatisierung. 
177 I: Am Image quasi? 
178 IFP: Ja.  
179 I: Und wer wäre verantwortlich dazu wie eine Kampagne zu machen?  
180 IFP: Ja ich denke, wir alle, durch gute Arbeit. Und ich denke, jeder von denen die es 
schaffen, wenn der sich getraut eine Stimme zu haben, dass das machbar ist und das 
auch zeigen würde. Wir haben wirklich einige. Also wir zelebrieren unsere Erfolge. 
Immer wenn sich jemand von uns abnabelt und arbeiten geht, dann bestellen wir uns 
ein Mittagessen.  
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181 I: Bekommen sie mit was langfristig mit den Leuten passiert? 
182 IFP: Nein. Also ich höre es wenn nichts läuft. Und ich verstehe das auch bestens. Ich 
verstehe das bestens. Also dort wo es gut läuft, viele sind froh sind sie uns los, also, 
nein, das ist gesund. Das ist normal.  
183 I: Aber es wäre doch noch schön von den langfristigen Erfolgen zu hören?  
184 IFP: Wenn ich zufällig jemanden sehe. Hören tue ich von diesen bei welchen es nicht 
geht, die melden sich häufig.  
185 I: Vielen Dank für das Gespräch.
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Anhang C - Interview mit Georges Pestalozzi-Seger 
Georges Pestalozzi-Seger ist Leiter des Rechtsdienstes von Integration Handicap und 
Mitglied der Eidgenössischen AHV- und IV-Kommission.  
Das Interview fand am 19. September 2013 statt. Das Gespräch wurde aufgenommen und 
anschliessend transkribiert.  
 
1 Interviewerin (I): Bitte erklären sie zu Beginn, in was für Arbeitsgruppen oder in was für 
Komitees sie mitarbeiten. So dass wie auch klar ist, woher ihr Wissen kommt.  
2 GP: Auf der einen Seite arbeite ich seit Jahren in der Rechtsberatung von behinderten 
Menschen. Und auf der anderen Seite bin ich auch stark im gesetzlichen 
Entstehungsprozess mit einbezogen und zwar vor allem in meiner Funktion als Mitglied 
der AHV- und IV-Kommission und als Mitglied vom IV-Ausschuss von dieser 
Kommission. Dort werden uns ja sämtliche Projekte unterbreitet, bevor sie dann in eine 
Vernehmlassung gehen. Meistens werden sie nach der Vernehmlassung nochmals 
unterbreitet, bevor die Botschaft erlassen wird zum Parlament. Auch die ganzen 
Verordnungsbestimmungen werden uns unterbreitet zu einer Stellungnahme. In 
diesem Zusammenhang haben wir uns natürlich sehr intensiv mit dieser 5. IV-Revision 
auseinander gesetzt, auch mit dieser 6a-Revision, 6b ebenfalls. Also dort bin ich jetzt 
relativ stark involviert gewesen und habe diesen Entstehungsprozess mit bekommen. 
Was danach die Umsetzung vom Ganzen betrifft, dort bin ich jetzt weniger stark 
involviert. Also es gibt auch wenige Kommissionen, Arbeitsgruppen die einbezogen 
sind, um irgendwelche Evaluationen zu machen und um zu schauen was läuft gut und 
was schlecht, auch die Behindertenorganisationen werden da nicht mit einbezogen. 
Dort sind wir nicht so gefragt. Evaluieren tut die Verwaltungen so ziemlich für sich. Und 
allenfalls im Rahmen von diesen Forschungsprojekten. Wobei mit diesen 
Forschungsprojekten bis heute nur eine formale Evaluation durchgeführt worden ist, 
aber nicht wirklich eine effektive Wirkungsevaluation von diesen Massnahmen. 
3 I: Das beziehen sie auch auf die Evaluation der Früherfassung, Frühintervention und der 
Integrationsmassnahmen aus dem Jahr 2012?  
4 GP: Ja. Eben, das ist auch ein bisschen unsere Kritik an diesen Evaluationen. Da ist so 
ein bisschen gesagt worden, wie viele Massnahmen zugesprochen werden und wie 
viele Leute davon betroffen sind, aber man hat nicht wirklich verfolgt und versucht zu 
evaluieren, ob es tatsächlich mit diesen Massnahmen gelingt, diese Leute mittel- und 
langfristig wieder beruflich einzugliedern.  
5 I: Also die Langzeitwirkung ist nicht erfasst?  
6 GP: Auch nicht die Mittelzeitwirkung. Sondern wirklich nur, was ist beim Abschluss 
gewesen. Das ist allenfalls noch evaluiert worden, aber mehr nicht. Wir wissen nicht, 
ob die Massnahmen wirken oder nicht. 
7 I: Ob es wirklich greifen, quasi?  
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8 GP: Ob es wirklich greift. Da gibt es immer wieder Behauptungen, dass die 
Massnahmen greifen, aber, von X Fallbeispielen wissen wir, dass sie in Einzelfällen 
nicht greifen. Und aus diesem Grund bestehen hier gewisse Zweifel weil das ja nie im 
Rahmen eines einheitlichen Konzeptes von einer unabhängigen Stelle evaluiert 
worden ist. Also die Behauptungen, dass es greift und dass es wirkt, das sind 
Behauptungen von den IV-Stellen. Jede IV-Stelle hat ihr eigenes System wie sie das 
evaluiert. Und das ist von unabhängigen Seiten nie wirklich ernsthaft ausgetestet 
worden. Das bedauern wir eigentlich wirklich sehr weil wir denken, das wäre auch für 
die IV interessant, das wäre natürlich für die Politik wichtig zu wissen, was hat das 
gebracht. Wir haben immer noch die Hoffnung, dass das früher oder später noch 
kommt. Aber wir haben dieses Anliegen schon X Mal beim Bundesamt für 
Sozialversicherungen deponiert und es heisst immer wieder, ja es sei viel zu früh, oder 
dann heisst es immer wieder, es sei viel zu schwierig, das könne man nicht gut 
machen, da müsse man jedes einzelne Dossier anschauen, das ginge nicht. Also es 
gibt X Gründe, die vorgeschoben werden, dass die langfristige Wirkung nicht wirklich 
evaluiert werden kann. Das ist eigentlich sehr schade.  
9 I: Im Verlauf meiner Recherchen ist mir aufgefallen, dass es sehr schwierig ist, konkrete 
Zahlen zu erhalten. Es ist zwar möglich, bei der SVA Zürich zu erfahren, wie viele 
Frühinterventionsmassnahmen gesprochen wurden. Diese Zahl sagt aber nichts darüber 
aus, wie viele Personen sich überhaupt angemeldet haben. 
10 GP: Diese einzelnen Zahlen werden zum Teil schon statistisch erfasst und dann kann 
man vielleicht zum Schluss auch sagen, so und so viele Prozente haben sich 
angemeldet und so und so viele Frühinterventionen haben stattgefunden. Aber man 
muss es dann wirklich zusammen suchen. Also bereits das Quantitative von der 
Leistung der IV muss man suchen. Aber damit ist dann überhaupt noch nichts gesagt 
über die Wirkung von diesen Massnahmen.  
11 I: Ja, dann eine Frage zum fehlenden Rechtsanspruch bei den 
Frühinterventionsmassnahmen. Die Frühinterventionsmassnahmen sind eine tolle Sache 
aber es besteht kein effektiver Anspruch darauf. Das ist jetzt ja schon eine Zeit so am 
Laufen. Wie beurteilen sie das in der Zwischenzeit? 
12 GP: Also wir haben das am Anfang ja auch sehr bedauert und auch bekämpft, quasi 
den Satz, dass da kein Rechtsanspruch darauf besteht. Weil eben die Befürchtung 
besteht, wenn kein Rechtsanspruch gegeben ist, dann hängt das ein bisschen vom 
Good Will von den einzelnen Sachbearbeitern ab ob sie so etwas machen wollen, oder 
von der Philosophie von den einzelnen IV-Stellen. Und uns war es wichtig, dass das 
wirklich einheitlich durchgeführt wird. Und wir hatten das Gefühl, dass das nur mit 
einem rechtlichen Anspruch möglich ist, dass das nur so sichergestellt werden kann. 
Im Verlauf der parlamentarischen Debatten, haben wir das dann irgendwann fallen 
gelassen, es ist für uns dann nicht mehr das wichtigste Element gewesen. Zum Teil 
haben wir uns auch überzeugen lassen, dass das sehr rasche Massnahmen sind die 
ergriffen werden sollen, und ja, wenn man da den Rechtsweg vorsieht der dann wieder 
zu einem Verfahren vor Gericht führt, dann sichert das nicht die rasche Umsetzung von 
diesen Massnahmen, weil das geht ja dann viel zu lange. Und darum braucht es hier 
den Rechtsanspruch nicht. Für längerfristige Massnahmen braucht es ihn, aber hier 
braucht es ihn nicht. Wir haben uns fast ein bisschen überzeugen lassen, auf der einen 
Seite, auf der anderen Seite, denke ich, würde das bedingen dass es dann gleich 
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funktioniert, dass dann quasi eine nationale Aufsichtsbehörde das auch eng anschaut. 
Und das begleitet und schaut ob das umgesetzt wird. Und wenn jetzt das in einer 
Versicherung wäre, in der SUVA zum Beispiel die zentral geleitet ist, mit den 
Zweigstellen die direkt unter der Leitung sind, dann würde so etwas wahrscheinlich 
besser funktionieren als bei der IV, wo die einzelnen IV-Stellen einen enormen 
Gestaltungsspielraum bekommen haben, die mehr oder weniger machen können wie 
sie wollen. Es ist ihnen im Prinzip wenig vorgeschrieben wie sie es machen müssen 
und es findet auch eine relativ lasche Kontrolle durch das BSV statt. Ich denke, wenn 
man da auf den Rechtsanspruch verzichtet, dann müsste man auf der anderen Seite 
eine gute Aufsicht sicherstellen. Und zwar national, damit eine nationaleinheitliche 
Praxis entsteht. Ich habe das Gefühl, da hat sich das BSV auch in den letzten Jahren 
zu viel heraus gezogen aus dieser Aufsicht. Der Gestaltungsspielraum der 
verschiedenen IV-Stellen ist sehr gross und ich habe den Eindruck, dass jetzt einzelne 
Stellen das sehr engagiert umsetzen und andere weniger. Das ist natürlich bei einer 
nationalen Versicherung problematisch als Entwicklung.  
13 I: Das heisst also, eine einheitliche kantonale Handhabung der Frühinterventions-
massnahmen ist nicht gewährleistet? 
14 GP: Gerade bei der Frühintervention habe ich das am Anfang als relativ engagiert 
wahrgenommen. Diese Leute werden noch relativ rasch zu einem Erstgespräch 
aufgeboten und man schaut in diesem Erstgespräch welche Massnahmen möglich 
sind. Bereits die Fortsetzung ist dann schon sehr unterschiedlich, qualitativ. Das hängt 
natürlich nicht nur von den IV-Stellen ab sondern natürlich auch von den einzelnen 
Sachbearbeitern und den Berufsfachleuten die bei den IV-Stellen arbeiten. Wenn es 
zum Beispiel darum geht, einen Arbeitsplatz zu erhalten, die Gespräche mit dem 
Arbeitsgeber zu führen usw., das ist nicht überall mit demselben Engagement. Und 
mittlerweile, habe ich den Eindruck, hat es auch kantonale Unterschiede, also wenn ich 
zum Beispiel höre, dass es im Kanton Aargau in X Fällen vier bis fünf Monate geht bis 
die Frühintervention anfängt zu laufen, dann muss man sagen, da stimmt etwas nicht 
mehr ganz, oder. Und warum das jetzt so ist, ob das jetzt einfach eine Personalkrise ist 
in diesem Kanton, bei dieser kantonalen IV-Stelle, oder ob das auch eine Philosophie 
ist, dass man die Frühintervention nur noch in ganz ausgewählten wenigen Fällen 
macht, weil man vielleicht zu wenig Personal hat oder was auch immer die Gründe 
sind, das kann ich jetzt nicht beurteilen von aussen.  
15 I: Ich habe schon gehört, man sei sich am Überlegen die Frühintervention auch wieder 
abzuschaffen. Ist das nur ein Gerücht? Wissen sie etwas dazu? 
16 GP: Also dieses Gerücht ist noch nie bis an meine Ohren gedrungen, bis jetzt.  
17 I: Das nächste Thema ist die Zusammenarbeit mit den Arbeitgebern ob sie da wie eine 
Meinung haben wie man das noch verbessern könnte. Aufgrund der Studien von denen ich 
gelesen habe, scheint es relativ klar zu sein: Das was direkt am Arbeitsplatz passiert, ist 
wirkungsvoller als das, was irgendwo in einem Programm passiert. Supported Employment 
hat eine sehr gut belegte Wirkung. Aufgrund von dieser Erkenntnis ist für mich die Frage, wie 
könnte man das noch intensivieren, so dass mehr Massnahmen direkt am Arbeitsplatz 
gemacht werden? 
18 GP: Ist das eine schweizerische Studie oder eine internationale?  
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19 I: Das eine ist die Studie von der PUK Zürich zur Wirkung von Supported Employment. Dann 
hat Daniel Schaufelberger von der Hochschule Luzern in seinem neuen Buch verschiedene 
Studien verglichen und ist zum Schluss gekommen, dass Supported Employment die 
bessere Wirkung hat als das Stufenmodell.  
20 GP: Ich kenne diese Studien nicht im Einzelnen. Ich kenne die grundsätzliche 
Behauptung, dass es besser wirke. Ich war der Meinung, dass das vor allem aus 
internationalen Erfahrungen abgeleitet wird. Aber persönlich bin ich eigentlich 
überzeugt, dass das wahrscheinlich schon stimmt. Grundsätzlich, dass Supported 
Employment, welches direkt am Arbeitsplatz ansetzt, letztlich die grössere Chance hat 
für eine mittelfristige und langfristige Integration. Die Frage, was man mehr machen 
sollte, dass die Arbeitgeber mehr zusammen arbeiten mit der IV und auch mehr solche 
Plätze anbieten? Es geht ja einerseits um Plätze für Integrationsmassnahmen und 
dann geht es um Plätze für Arbeitsversuche. Also ich schaue mal beides als 
grundsätzlich an, aber das sind die zwei Stufen, aber das betrifft ja die beiden 
Varianten. Ich bin eben nicht der richtige Mann um das wirklich beurteilen zu können. 
Aus meiner Sicht, aber das ist jetzt auch ein bisschen eine Spekulation, ist es sicher 
so, dass allgemeine Informationen an die Arbeitgeber im Rahmen von irgendwelchen 
Vorträgen und Broschüren usw. vermutlich nur eine sehr kleine Wirkung haben. Eine 
Wirkung entfaltet vermutlich nur wenn es der IV-Stelle gelingt, mit den Arbeitgebern 
persönliche Gespräche zu führen und aufgrund dieser persönlichen Gespräche auch 
eine Vertrauensgrundlage geschaffen werden kann. Wo man mehr auch dem 
Arbeitgeber gewisse Garantien geben kann auf der einen Seite, damit sie bereit sind 
zu kooperieren. Und ich denke, für diese persönlichen Gespräche braucht es natürlich 
eine sehr intensive Arbeit von den IV-Stellen gegenüber den Arbeitgebern. Man darf 
nicht behaupten, das sei ohne weiteres möglich oder so. Das braucht eine sehr 
intensive Arbeit. Das braucht sehr viel Geschick, das braucht sehr viel Gespür für wie 
man die Arbeitgeber ins Boot holen kann. Und das denke ich auch, wird von IV-Stelle 
zu IV-Stelle verschieden intensiv betrieben. Dort wo die Pflege persönlicher Kontakte 
einen sehr hohen Stellenwert hat, dort denke ich, dass in diesen Fällen mehr erreicht 
werden kann und mehr motiviert werden kann. Aber eben wie gesagt, das ist eine 
Vermutung meinerseits, aber ich kann das nicht belegen weil ich kann mich da nicht 
abstützen auf solche Erfahrungen, da müsste man auch mit Leuten sprechen von den 
IV-Stellen. 
21 I: Können sie noch etwas zum Thema Imagepflege sagen? Die IV hat ja zum Teil bei den 
Arbeitgebern nicht so einen guten Ruf.  
22 GP: Die IV betreibt ja relativ viel Imagepflege was die breite Öffentlichkeit und die 
Politik betrifft. Es wird mit schönen Berichten aufgezeigt, wie die Eingliederungen 
funktioniert und so. Also dort wird ja relativ viel Imagepflege betrieben. Aber der 
Arbeitgeber lässt sich natürlich nicht ohne weiteres von dem überzeugen, sondern der 
will persönlich überzeugt sein aufgrund von Erfahrungen. Und da braucht es konkrete 
positive Erfahrungen, die man mit IV-Sachbearbeiter-Innen gemacht hat. Und das 
hängt natürlich sehr stark von der Qualität der Arbeit dieser Sachbearbeiter ab und ob 
es die IV eben schafft, auch auf die Bedürfnisse der Arbeitgeber einzugehen. Das ist 
ein Prozess. Und ich denke, dort müssten gewisse IV-Stellen sicher noch stärker die 
ganz persönliche Überzeugungsarbeit fördern mit den Arbeitgebern. Und nicht immer 
erst dann kommen wenn es schon brennt. Also eine gewisse prophylaktische 
Beziehungspflege.  
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23 I: Mich interessiert noch die Entstehung der Früherfassung, Frühintervention, 
Integrationsmassnahmen. Wie hat man denn diese kreiert? 
24 GP: Also das Konzept? 
25 I: Ich stelle mir vor, dass zuerst das Wissen vorhanden gewesen sein muss, was ist 
eigentlich das Problem. Waren das auch Forschungen gewesen? Wie hat man gewusst, was 
es denn jetzt eigentlich braucht?  
26 GP: Nein, also das sind keine Forschungsprojekte gewesen. Die Einführung des FEFI-
Systems ist die Folge davon gewesen, dass man gemerkt hat, und einfach aufgrund 
der praktischen Erfahrungen bei den IV-Stellen, dass es einerseits viel zu lange geht, 
bis sich jemand anmeldet. Darum ist diese Früherfassung eingeführt worden als 
Möglichkeit auch von Dritten, quasi eine IV-Anmeldung zu provozieren. Eine Kritik, 
welche von den Behindertenorganisationen formuliert worden war, war dass es nach 
einer Anmeldung viel zu lange geht, bis die IV irgendetwas macht in beruflicher 
Hinsicht. Weil sie immer zuerst diese Gutachten eingeholt hat, medizinische Sachen 
abgeklärt, versicherungsmässige Voraussetzungen geprüft hat. Je nachdem ist das bis 
zu einem Jahr gegangen. Das sind alles Erkenntnisse gewesen die sich im Laufe der 
Jahre so angesammelt haben. Aber ich glaube nicht, dass es Forschungsprojekte 
gegeben hat, die dies hieb und stichfest nachgewiesen hätten. Ich glaube, das ist sehr 
aus der praktischen Arbeit, auch von den IV-Stellen, heraus gekommen.  
27 I: Was bräuchte es ihrer Meinung nach noch mehr für diese Personen, die noch keine Rente 
beziehen und die frisch aus dem Arbeitsprozess ausgeschieden sind? Was beobachten sie? 
28 GP: Ich habe das Gefühl, das Instrumentarium ist da. Also die Mittel sind da. Mit der 
6b-Revision, die gescheitert ist, dort sind noch ein bis zwei Verbesserungen drin 
gewesen. Ich hoffe, die werden dann irgendwie nochmal aufgenommen und dann auch 
wieder irgendwo rein genommen.  
29 I: Können sie sagen was das ist?  
30 GP: Also einerseits ist dort auch noch wie eine Art Vorstufe vorgesehen gewesen, in 
dieser 6b-Revision. Dass Arbeitgeber mit der IV-Stelle vor irgendwelchen 
Anmeldungen oder Früherfassungsmeldungen usw. einfach mal ein 
Beratungsgespräch beanspruchen können. Also die Möglichkeit, dass man auf die IV 
zugehen kann, sowohl der Arbeitgeber als auch der Versicherte. Das ist einfach mal 
als Möglichkeit vorgesehen. Und dann ist vorgesehen, dass bei der Früherfassung 
auch noch weitere Meldeberechtigte eingefügt werden, nämlich die privaten VVG-
Versicherer, die man vorher nicht explizit erwähnt hat. Und dann bei den 
Instrumentarien ist eingeführt worden, dass die Integrationsmassnahmen nicht mehr so 
zeitlich beschränkt sind, wie sie heute sind und dass sie auch mehrmals zugesprochen 
werden können. Und als letzte Massnahme noch die Möglichkeit vom Personalverleih, 
also quasi, dass die IV-Stelle eine Organisation mitfinanziert, wo solche Leute in einer 
ersten Stufe via Personalverleih beim Arbeitgeber platziert werden, damit der 
Arbeitgeber noch nicht das Risiko hat, Versicherungen abschliessen zu müssen. Also 
wie eine Zwischenstufe nochmals zwischen dem Arbeitsversuch und den 
Einarbeitungszuschüssen. Und ich denke, das sind so Instrumentarien, die sind gut, 
die haben sich zum Teil bewährt. 
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31 I: In diesem Pilotprojekt, oder?  
32 GP: Ja, in Profil und IPT. Das müsste man noch irgendwo verankert, dass das möglich 
ist. Ich glaube nicht, dass man das Instrumentarium gross verbreitern muss. Die 
Möglichkeiten sind da. Wichtig ist, dass das jetzt eben ein bisschen besser umgesetzt 
wird. Oder ein bisschen engagierter umgesetzt wird. Ein anderes Problem welches in 
dieser ganzen Integrationslandschaft besteht, dass es ein bisschen zu viele Players 
hat, die auch alle an die Arbeitgeber gelangen und die von ihnen etwas wollen. Da sind 
die Sozialdienste und die Arbeitslosenversicherungen und die IV-Stellen. Das hat 
natürlich auch einen gewissen Abnützungseffekt. Jetzt reicht‘s dann mal, diese 
Reaktion löst das aus. Da gibt es jetzt ein Pilotprojekt im Kanton Aargau, “Pforte 
Arbeitsmarkt“ oder so etwas heisst das. Ich weiss nicht wie gut dass das läuft, ich habe 
nichts mehr gehört seitdem das angelaufen ist, ich habe keine Zwischenberichte 
gehört. Aber letztlich müsste man das dann wahrscheinlich im Rahmen von einer sehr 
grossen Gesetzesrevision lösen, wenn man das Problem lösen wollte. So dass man 
sagt, es gibt in jedem Kanton eine Stelle, die alle diese Integrationsmassnahmen 
koordiniert. Und jeder Arbeitgeber hat mit dieser Stelle zu tun, und nicht mit X Stellen 
die sich dann auch noch ein bisschen darum kümmern wollen.  
33 I: Wo sehen sie allgemein den dringendsten Handlungsbedarf bei der IV? Sie haben jetzt 
noch etwas gesagt mit diesen 6b-Sachen, dass das eigentlich gut wäre wenn das noch 
kommen würde.  
34 GP: Ja, das sind die unbestrittenen Elemente dieser 6b-Revision. Ich hoffe, dass diese 
jetzt irgendwann mal in den nächsten Zeiten aufgegriffen werden und so in einer 
kleinen, unscheinbaren Revision umgesetzt werden, ohne dass man diese wieder 
belastet mit politisch sehr strittigen Punkten, die dann das Ganze wieder verzögern und 
wieder Referendumsdrohungen auslösen. Sonst denke ich, muss man gesetzlich gar 
nicht mehr so viel machen, grundsätzlich. Man muss wirklich einfach noch an der 
Qualität der Umsetzung arbeiten. Ich glaube, das ist das was man jetzt noch machen 
muss. Und letztlich muss man sich auch bewusst sein, auch eine 
Invalidenversicherung hat ihre Grenzen. Und diese Grenzen sind nicht primär bei der 
Versicherung zu suchen, sondern beim Arbeitsmarkt, und bei der Bereitschaft der 
Arbeitgeber, sich zu engagieren. Und ich habe manchmal auch noch ein gewisses 
Verständnis für Arbeitgeber, die sagen, nicht auch noch das, oder? Die haben ja 
wahrscheinlich genug Probleme und engagieren sich ja meistens für die Leute die bei 
ihnen krank werden. Also das ist ja unterschiedlich, natürlich. Die Kapazitäten, die man 
von Seiten Arbeitsmarkt erwarten kann, sind letztlich auch begrenzt. Persönlich bin ich 
nie ein engagierter Vertreter gewesen von irgendwelchen Quotensystemen oder so 
etwas, also das muss ich jetzt ehrlich sagen, grundsätzlich. 
35 I: Was halten sie vom Ruf nach Prävention, dass die IV noch vermehrt in die Prävention 
einsteigen soll? Der Gesetzestext “Invalidität zu verhindern“ kann als präventiven Auftrag 
gesehen werden. Häufig wird die SUVA als Beispiel genommen.  
36 GP: Der Zielartikel. Prävention ist natürlich bis jetzt nicht gross drin. Ich habe den 
Eindruck, das ist auch schwierig, muss ich jetzt ehrlich sagen. Also vielleicht habe ich 
dort auch ein bisschen zu wenig Fantasie. SUVA macht natürlich Unfall-Prävention. 
Und Unfall-Präventionskampagnen sind natürlich wesentlich leichter zu machen als 
irgendwie Präventions-Kampagnen, wo es zum Beispiel darum geht, Erkrankungen 
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aus psychischen Gründen vorzeitig zu erkennen und zu behandeln. Ob das Sache von 
der IV ist, oder ob nicht vielleicht im Rahmen eines Präventionsgesetztes die nötige 
Grundlage und finanziellen Mittel hätten zur Verfügung gestellt werden müssen, ist mir 
auch nicht ganz klar. Ich denke, man kann beide Ansätze verfolgen, ganz 
grundsätzlich. Jetzt hat man entschieden, das Präventionsgesetz im Parlament zu 
versenken, aus einem Reflex heraus, nicht zu viel Prävention, nicht zu viel 
Bevormundung von der Bevölkerung, und ich denke, dass auch dort gewisse politische 
Grenzen gesetzt sind. Ja, aber ich denke natürlich, an sich ist Prävention etwas Gutes. 
Man muss nur ein bisschen schauen wo man das anknüpft, ich bin jetzt nicht sicher ob 
das bei der IV an einem guten Ort wäre.  
37 I: Gibt es noch etwas in diesem Zusammenhang das ich Ihrer Meinung nach noch unbedingt 
wissen müsste? 
38 GP: Wir haben auch von Seiten der Behindertenorganisationen keine vertiefte Analyse 
gemacht. Wir sind sehr stark engagiert gewesen – ich sage jetzt ein bisschen salopp – 
in der Abwehrarbeit von neuen Einschränkungen, neuen Leistungsbeschränkungen 
usw. Und ich meinte, dass es dann schon auch für unsere Organisationen eine 
wichtige Aufgabe wäre, uns ein bisschen mehr, auch prospektiv, mit der 
Weiterentwicklung zu befassen. Auch bei der Behindertenpolitik im Allgemeinen. In der 
Schweiz gibt es ja keine Behindertenpolitik, es gibt allenfalls eine IV-Politik aber keine 
Behindertenpolitik. Und das wäre vielleicht schon auch noch nötig, dass wir uns das 
auch bewusst sind. Dass wir daran arbeiten sollten. Denn im Laufe der letzten Jahre 
sind wir wirklich sehr reaktiv tätig gewesen.  
39 I: Es sind auch viele Angriffe da gewesen, oder?  
40 GP: Jaja, es hat natürlich sehr viel Grund gegeben und die Kapazitäten waren 
beschränkt, man hat sich auf das konzentriert. Aber eben, wenn jetzt diese Gründe 
wieder entfallen, sollten wir jetzt nicht in Ruhe verfallen und denken wir haben es 
geschafft. Die frei werdenden Kapazitäten sollten wir jetzt nutzen, um in die 
Zukunftsarbeiten zu investieren. Und das haben wir jetzt auch wenig gemacht.  
41 I: Und so Behindertenpolitik? Vielleicht noch ein, zwei Stichworte, was schwebt ihnen da 
vor?  
42 GP: In den Kantonen gibt es zum Teil sogenannte Behindertenkonzepte. Auf 
Bundesebene gibt es überhaupt nichts. Es gibt einfach die IV. Und es gibt ein 
Gleichstellungsgesetz. Aber irgendwie eine kohärente Philosophie, oder ein Leitbild, 
das sagt was die allgemeinen Ziele sind, das fehlt. Es gibt im BSV auch beispielsweise 
eine Stelle für Altersfragen. Aber eine Stelle für Behindertenfragen gibt es eigentlich 
nicht. Man delegiert das der IV. Von Seiten der Bundesverwaltung und auch von Seiten 
unserer Organisationen müsste man ein bisschen mehr an so einer Behindertenpolitik 
arbeiten. Das ist auch ein altes Anliegen vom Urs Dettling, von der Pro Infirmis. Wir 
werden sicher in der nächsten Zeit in einem Gespräch mit Bundesrat Berset das 
ernsthaft versuchen zu platzieren. 
43 I: Vielen Dank für das Gespräch.
  
 
